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In den sechziger Jahren machte sie Schlagzeilen: 
die „Neue Linke“. Schwung- und phantasievoll 
attackierte sie imperialistische Strukturen und 
Politik. Alles wollte sie verändern, die Familie, die 
Schule, die Universität, die Welt... Was ist aus der 
„Neuen Linken" geworden? Anarchisten und 
Terroristen gingen aus ihren Reihen hervor. Die 
„Alternativen“ stehen in ihrer Tradition. Der Pro- 
test, den die Beatles sangen, machte Musik- 
geschichte. Einige Vertreter der „Neuen Linken“ 
unternahmen, antiimperialistische Traditionen 
preisgebend, den paradoxen Versuch, den Kom- 
munismus „von links“ zu kritisieren. Nicht wenige 
resignierten. Diejenigen, die sich im Linksengage- 
ment zu wirklicher Konsequenz durchrangen, 
wurden Kommunisten. — Martin Robbe geht der 
Bewegung nach. Die Fragen, auf die die „Neue 
Linke“ Antworten suchte, sind brennend 
geblieben. Erfahrungen, die sie machte, sind be- 
herzigenswert. 
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Vorbemerkung 


Die „Neue Linke“: 
ein modernes Märchen? 


Märchen beginnen häufig: Es war einmal... Und zum Schluß heißt 
es mitunter von den Hauptfiguren: Und wenn sie nicht gestorben 
sind, dann leben sie noch heute. 

In den sechziger Jahren war es: Da warfen Menschen aus nicht- 
proletarischen Schichten, zumeist Jugendliche, in Westeuropa, 
Nordamerika, Japan sowie in einigen Entwicklungsländern dem 
herrschenden System in plötzlichem Aufbegehren den Feh- 
dehandschuh hin. Ganz unmittelbar protestierten sie gegen den 
amerikanischen Völkermord in Vietnam und gegen andere im- 
perialistische Verbrechen, doch viele stellten die Frage noch radi- 
kaler — nichts wollten sie beim alten belassen, alles wollten sie 
ändern. Links wollten sie sein - eine „Neue Linke"! 

Die „Neue Linke" ist vorüber. Verwundert mag mancher sich 
angesichts heutiger Realitäten fragen: Hat es sie überhaupt ge- 
geben? War sie über Jahre hinweg tatsächlich eins der Hauptthe- 
men in Presse, Rundfunk und Fernsehen? 

Die „Neue Linke" - nichts als ein modernes Märchen, nicht er- 
zählt, sondern mit lebendigen Akteuren in Szene gesetzt? 

Der äußere Schein trügt. Gewiß, die „Neue Linke" gehört der Ge- 
schichte an. Und doch ist sie noch gegenwärtig. Die meisten ihrer 
Akteure leben noch. Für viele von ihnen ist die Aktion von einst nur 
noch Erinnerung; sie haben in der Gesellschaft, die sie damals be- 
kämpften, ihren Platz gefunden. Doch andere suchen dem, was sie 
damals nicht bewältigen, auf neue Weise beizukommen. Die 
wirklich konsequenten unter ihnen traten kommunistischen und 
Arbeiterparteien bei. Andere wiederum verstiegen sich in eine 
Pseudokonsequenz - sie wurden Terroristen. Wieder andere 
möchten im Kleinen verwirklichen, was ihnen im Großen vorerst 
verwehrt blieb: Sie widmen sich „alternativen Projekten" (als 
„Alternative" zur kapitalistischen Praxis). 

Vor allem aber blieb die Frage, um deren Beantwortung die 
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„Neue Linke" rang - und das zeichnet sich in den verschiedenen 
Wegen ab, die ihre ehemaligen Anhänger gingen —: Wo finden 
Menschen, die aus nichtproletarischen Schichten kommen, im 
Kampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie bzw. zwischen So- 
zialismus und Imperialismus ihren Platz? Was können sie heute, 
angesichts der Bestrebungen einflußreicher imperialistischer 
Kreise, von einer „Position der Stärke" aus sozialistischen Staaten 
und anderen fortschrittliichen Kräften ihren Willen aufzuzwingen, 
konkret tun, den Frieden und mit ihm die grundlegende Voraus- 
setzung für den Menschheitsfortschritt zu verteidigen? Wie können 
diejenigen unter ihnen, die sich gegen den Kapitalismus ent- 
schieden haben, ihre Entscheidung wirksam vertreten? 

Die Problematik, um die es hier geht, ist wichtig für entwickelte 
kapitalistische Länder. Von großer Tragweite ist sie auch in Ent- 
wicklungsländern, in denen die Hälfte der Menschheit lebt. Men- 
schen aus nichtproletarischen Schichten bilden dort die Mehrheit 
der Bevölkerung, während — im Unterschied zu entwickelten kapi- 
talistischen Ländern — die Polarisierung zwischen Proletariat und 
Bourgeoisie noch nicht weit fortgeschritten oder, wie in einigen 
Ländern des subsaharischen Afrika, erst in der Herausbildung 
begriffen ist. Das nichtproletarische Element gewinnt dadurch eine 
gewisse Eigenständigkeit. Haltungen, die sich in ihm herausbilden, 
haben im Zusammenhang damit mitunter eine andere Bedeutung 
als in entwickelten kapitalistischen Ländern. 


Links: Wo liegt das? 


Links - das ist eine Kampfposition in der heutigen Welt. Dieje- 
nigen, die sie einnehmen — der Autor rechnet sich zu ihnen —, 
wollen die Gesellschaft zum Wohl des Menschen verändern. Die 
Rechten verteidigen demgegenüber Gesellschaftsstrukturen, 
die auf Ausbeutung und Unterdrückung beruhen. 


Doch links — läßt sich das steigern? 

Im Märchen „Schneewittchen" kommt eine Königin vor, die 
täglich erneut von einem Zauberspiegel hören will, daß sie die 
Schönste im Lande sei. Als ein Mädchen namens Schneewittchen 
schöner als sie sein soll, trachtet sie danach, die unschuldige Ri- 
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valin beseitigen zu lassen - erfolglos, wie jeder Märchenbelesene 
weiß. 

Wer liest, was manche sich extrem gebende nichtproletarische 
Linke in kapitalistischen Staaten äußern, fühlt sich an die Königin 
aus „Schneewittchen" erinnert. Nur geht es in diesem Wettstreit 
nicht darum, schön (schöner, am schönsten), sondern links zu sein. 

Mit der Steigerung von „links" ist das indessen so eine Sache. 

Die Kommunisten sind konsequent links, einfach weil sie die 
antagonistische Klassengesellschaft radikal in Frage stellen. Sie 
tun dies mit Phantasie: Noch als der Kapitalismus - vor 1917 - 
ungebrochen auf der ganzen Welt herrschte, konnten sie sich eine 
ausbeutungs- und unterdrückungsfreie Gesellschaft vorstellen. 
Doch sie sind keine Phantasten. Im gründlichen Studium der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung gerade fanden Karl Marx und Fried- 
rich Engels heraus, daß der Kapitalismus, die letzte Ausbeuterord- 
nung, im Proletariat seinen eigenen Totengräber hervorbringt. Der 
Sozialismus wurde dadurch aus einer Utopie zur Wissenschaft. Die 
Kommunisten sahen und sehen ihre Aufgabe darin, als Partei der 
Arbeiterklasse, der revolutionärsten Kraft der Gegenwart, an seiner 
Verwirklichung zu arbeiten. W. I. Lenin hat die wissenschaftliche 
Lehre vom Sozialismus/Kommunismus weiterentwickelt und 
stand an der Spitze der Revolutionäre, die sie in der Oktoberrevo- 
lution 1917 in die Tat umsetzten. Der sich seitdem entwickelnde 
und erstarkende reale Sozialismus erbringt den praktischen Beweis 
für die Wahrhaftigkeit und Allgemeingültigkeit des Marxismus- 
Leninismus. 


Links von den Kommunisten gibt es keinen Freiraum. Konse- 
quenter, als sie dies von der proletarischen Position aus tun - 
organisiert, diszipliniet, bewußt, mit einer internationalisti- 
schen Haltung kann niemand Ausbeutung und Unterdrük- 
kung bekämpfen. Der Sozialismus/Kommunismus, der unter 
ihrer Führung Gestalt annimmt, ist die einzige reale Alternative 
zur antagonistischen Klassengesellschaft. 


Die Kommunisten erheben indessen kein Monopol auf die re- 
volutionäre Weltveränderung. Im Gegenteil, sie möchten mög- 
lichst viele Werktätige für ihre Sache gewinnen, vor allem Arbeiter. 
Und sie respektieren, daß sich zunehmend Menschen aus nicht- 
proletarischen Schichten an der Veränderung der Welt beteiligen 
und sich dabei von eigenen Vorstellungen leiten lassen. „Viele von 
ihnen kommen, mit hoher revolutionärer Energie geladen, in die 
Politik, zugleich aber auch mit recht verschwommenen Vorstellun- 
gen von den Wegen zur Lösung der sie bewegenden Probleme", 
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bemerkte L. I. Breshnew 1969 dazu. „Daher ihre Schwankungen, 
von stürmischen politischen Ausbrüchen bis zu politischer Pas- 
sivität, von reformistischen Illusionen bis zu anarchistischer Un- 
geduld."! 

Nicht wenige, die von nichtproletarischen Positionen aus die 
Welt verändern wollen, glauben, hierfür genügen Reformen. Das 
sind die Reformisten. Sie können, insofern und soweit sie nicht 
alles beim alten belassen, sondern etwas ändern wollen, zu Bun- 
desgenossen der Kommunisten werden. Das gilt vor allem für 
Entwicklungsländer, wo Reformen zur Überwindung der über- 
kommenen komplexen Rückständigkeit, hinter denen zudem noch 
Intentionen des Befreiungskampfes stehen, von vorwärtsweisen- 
der Bedeutung sind. Andererseits: Die absolute Bejahung von 
Reformen hat einen antirevolutionären Aspekt („Reform statt Re- 
volution"), weshalb Kommunisten - Respektierung der Menschen 
bedeutet nicht Gleichgültigkeit gegenüber ihren Auffassungen - 
den Reformismus als Strategie und Ideologie bekämpfen. 

Andere, die von nichtproletarischen Positionen aus operieren, 
beanspruchen, links von den Kommunisten zu stehen. Das sind die 
Linksradikalen. Kleinbürgerliche Existenzbedingungen verleiten sie 
zur Ungeduld. Sie gehen, eine subjektivistische Haltung einneh- 
mend, von ihren Wunschvorstellungen aus und möchten rasch 
erzwingen, wofür die objektiven Bedingungen noch nicht reif sind. 
Tritt der erhoffte Erfolg nicht in kürzester Zeit ein, neigen sie leicht 
zur Resignation oder flüchten in eine Steigerung ihrer extremisti- 
schen Positionen, was sie zu Anarchisten und Terroristen werden 
lassen kann. 

W. I. Lenin hat den Zusammenhang zwischen den sozialen 
Wurzeln und der weltanschaulichen Grundhaltung des Links- 
radikalismus aufgedeckt. „Theoretisch gilt es für Marxisten als 
durchaus feststehend und durch die Erfahrungen aller europäi- 
schen Revolutionen und revolutionären Bewegungen vollauf be- 
stätigt", schrieb er, „daß der Kleineigentümer, der Kleinbesitzer 
(ein sozialer Typus, der in vielen europäischen Ländern sehr weit, 
ja massenhaft verbreitet ist), weil er unter dem Kapitalismus stän- 
diger Unterdrückung und sehr oft einer unglaublich krassen und 
raschen Verschlechterung der Lebenshaltung und dem Ruin aus- 
gesetzt ist, leicht in extremen Revolutionarismus verfällt, aber nicht 
fähig ist, Ausdauer, Organisiertheit, Disziplin und Standhaftigkeit 
an den Tag zu legen."? 

Doch wo stehen diejenigen wirklich, die beanspruchen, links von 
den Kommunisten zu agieren? Ihr Anspruch ist zumindest Illusion. 
Deshalb ist nach ihrem praktisch-konkreten politischen Engage- 
ment zu fragen. Ist es Linksradikalen vornehmlich darum zu tun, 
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den Imperialismus zu bekämpfen, das heißt, wirklich links zu sein? 
Oder verstehen sie sich in erster Linie als Konkurrenz zu den 
Kommunisten? Im letztgenannten Fall spätestens wird aus der Illu- 
sion Demagogie, und mit der Behauptung, links zu sein, werden 
Rechtspositionen verfochten. 

Die Steigerung von „links“ hat so ihre eigene Logik; wer glaubt, 
sie ins uferlose treiben zu können, findet sich rechts wieder. 


Packen wir's gemeinsam an! 


Der Linksradikalismus ist so alt wie der Kampf um die revolutio- 
näre Überwindung der kapitalistischen Gesellschaft. Marx, Engels 
und Lenin hatten sich mit ihm auseinanderzusetzen und haben 
Aussagen von bleibender Gültigkeit zu dieser Auseinandersetzung 
gemacht. 

Nach dem zweiten Weltkrieg wurde der Linksradikalismus viel- 
gestaltiger. Er war und blieb Abweichung von der Strategie der 
revolutionären sozialistischen Bewegung; doch zugleich und zu- 
nehmend nahmen ihn Menschen aus nichtproletarischen Schich- 
ten als Motivierung und Orientierung, um sich erstmals aktiv in die 
Klassenauseinandersetzungen einzuschalten. 

Norbert Madloch und andere Autoren suchen der Differenziert- 
heit des Phänomens begrifflich Rechnung zu tragen, indem sie 
zwischen Linksrevisionismus, Linksopportunismus und Links- 
radikalismus unterscheiden. Linksrevisionismus ist danach eine 
opportunistische ideologische Strömung innerhalb der revolutio- 
nären Arbeiterbewegung, die eine kleinbürgerliche Revision des 
Marxismus-Leninismus zum Inhalt hat. Linksopportunismus ist der 
Einfluß, den der nichtproletarische Linksradikalismus auf die Ar- 
beiterklasse ausübt. Unter Linksradikalismus bzw. Linksextremis- 
mus wird schließlich die Gesamtheit linksradikaler Aktivitäten und 
Theorien verstanden, die heute wesentlich, wenngleich nicht aus- 
schließlich, im nichtproletarischen Bereich angesiedelt ist.3 


Linksradikalismus ist aufgrund seiner Differenziertheit immer in 
seinem gesamtgesellschaftliichen Zusammenhang zu sehen 
und zu beurteilen. Vornehmlich ist zu untersuchen: Tritt er in- 
nerhalb der kommunistischen Weltbewegung auf und führt 
damit fort von einer marxistisch-leninistischen Orientierung? 
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Wird er, letztlich mit antikommunistischer Zielsetzung, der Po- 
litik der kommunistischen und Arbeiterparteien wie dem realen 
Sozialismus entgegengesetzt? Oder bedienen sich nichtproteta- 
rische Kräfte seiner - ohne eine Konfrontation mit den Kom- 
munisten zu beabsichtigen um sich antiimperialistisch zu 
engagieren bzw. in diesem Engagement konsequenter zu wer- 
den? Gefragt ist, anders formuliert, nach der Bewegungsrich- 
tung: Bewegt sich jemand, der beabsichtigt bzw. beansprucht, 
links zu sein, hin zum gesellschaftlichen Fortschritt - oder fort 
von ihm? 


Um mögliche Extreme anzudeuten: Rudi Dutschke wie Daniel 
Cohn-Bendit suchten Linksimpulse, die in der „Neuen Linken" 
wirksam wurden, gegen den Kommunismus zu kanalisieren. Als 
sich demgegenüber in den sechziger Jahren der palästinensische 
Widerstand neu formierte, wurden die ersten ernsthaften Ver- 
suche, die Sache der Palästinenser im Rahmen des weltrevolutio- 
nären Prozesses zu sehen, von linksradikalen Positionen aus unter- 
nommen. Von hier aus näherten sich auch verschiedene Kräfte 
dem Marxismus-Leninismus, vornehmlich innerhalb der Volksfront 
zur Befreiung Palästinas (PFLP) und der Demokratischen Front zur 
Befreiung Palästinas (DFLP). 

Die Situation wurde dadurch kompliziert, daß sich der Links- 
radikalismus mit seinen extremistischen Steigerungen zu einem 
internationalen Phänomen entwickelte, augenfällig im sogenann- 
ten internationalen Terrorismus. Linksradikale aus entwickelten 
kapitalistischen Ländern und aus Entwicklungsländern, die von 
unterschiedlichen Positionen ausgingen, beeinflußten einander 
und gelangten zu gewissen gemeinsamen Aussagen. Die jeweili- 
gen Ausgangspositionen wurden dabei modifiziert, doch nur be- 
grenzt; entscheidend blieb ihre Praxisbezogenheit, und diese ver- 
schaffte sich Geltung auch in einem unterschiedlichen Verständnis 
formal identischer Gedankengänge. Charakteristisch hierfür ist das 
Verhältnis zwischen Jean Paul Sartre, dem französischen Existenz- 
philosophen, und Frantz Fanon, dem Theoretiker der algerischen 
Befreiungsrevolution. Beide Männer kannten und schätzten einan- 
der. Doch während es Fanon um die totale Befreiung der kolonial 
und halbkolonial versklavten Völker ging — aus der Existenz- 
philosophie zog er Ermutigung für sein leidenschaftliches Engage- 
ment —, suchte Sartre in der revolutionären Praxis der „dritten 
Welt" eine Bestätigung für seinen Subjektivismus, der, nachdem er 
ein antifaschistisches Engagement motiviert hatte, sich in einem 
provokanten Aktionismus austobte und seinem Träger die Rolle 
eines moralischen Richters in der Weltrevolution zudiktierte. 
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Wie verhalten sich Kommunisten gegenüber Linksradikalen? 


Jeden, der wirklich Ausbeutung und Unterdrückung bekämpfen 
will, werden sie erfreut begrüßen: Willkommen, Kampf- 
gefährte, packen wir's gemeinsam an! Der Haltung des anderen 
werden sie mit Respekt begegnen. Das schließt Kritik nicht aus. 
Wer den Partner achtet und ernst nimmt, kann auf sie nicht 
verzichten; sie ist ein Angebot an ihn, sich von möglichen Illu- 
sionen und Inkonsequenzen zu befreien. Kommunisten 
ihrerseits sind bereit, den anderen anzuhören und dazuzuler- 
nen. 


Den Linksradikallismus bekämpfen Kommunisten entschlossen. 
Auch wenn er Menschen aus nichtproletarischen Schichten moti- 
vieren kann, sich antiimperialistisch zu engagieren - als Strategie 
und Ideologie steht er letztlich diesem Engagement entgegen. 
Linksradikalen Theoretikern, die Desorientierung produzieren, gilt 
deshalb die unversöhnliche Auseinandersetzung. 

W. I. Lenin hat nachdrücklich ein solches differenzierendes und 
schöpferisches Herangehen gefordert und selbst praktiziert. Im 
ersten Weltkrieg widmete er einen Beitrag der „stets stürmischen, 
überschäumenden, suchenden Jugend". Fehle Jugendlichen, die 
nach einer Alternative zum Kapitalismus suchten, die notwendige 
theoretische Klarheit, so müsse ihnen in jeder Weise geholfen 
werden; „ihren Fehlern muß man möglichst viel Geduld entgegen- 
bringen, man muß sich bemühen, diese Fehler nach und nach und 
in der Hauptsache nicht durch Kampf, sondern durch Überzeugung 
zu korrigieren". Anders dagegen müsse man sich gegenüber dem 
„theoretischen Durcheinander in den Köpfen... der Tolstoianer, 
der Anarchisten, der Kautskyaner (des ‚Zentrums') in ganz Europa" 
verhalten. Hier handle es sich um erwachsene Menschen, die das 
Proletariat verwirrten und sich anmaßten, andere zu führen und zu 
belehren. Gegen sie sei einzig ein rücksichtsioser Kampf an- 
gebracht.? 


Rede des Genossen Leonid Iljitsch Breshnew. Internationale Beratung der 
kommunistischen und Arbeiterparteien. Moskau 1969. Berlin 1969, 
S. 194. 

2 W. I. Lenin: Der „linke Radikalismus", die Kinderkrankheit im Kommunis- 
mus. In: Werke. Band 31. Berlin 1959, S. 16. 

N. Madloch: Einige methodologische Probleme der Forschung und der 
Auseinandersetzung mit dem heutigen Linksradikalismus. In: Probleme 
der politisch-ideologischen Auseinandersetzung mit dem heutigen Links- 
radikalismus. Thematische Information und Dokumentation. Reihe A: 
Analytisch-synthetische Informationen. Heft 14. Berlin 1980, S. 43f. 

4 Sr Lenin: „Jugend-Internationale". In: Werke. Band 23. Berlin 1957, 
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Aufbruchstimmung 


Ort des Geschehens: die kapitalistische Welt, insbesondere Nord- 
amerika und Westeuropa. Zeit: sechziger Jahre. Handlung: In 
elementarer Weise, und darin faszinierend, formierte sich eine 
spontane Protestbewegung, die sich als „Neue Linke" verstand. 
Sie nahm keine feste Gestalt an. Ihre Anhänger kamen vorwiegend 
aus nichtproletarischen Schichten; in erster Linie handelte es sich 
um Intellektuelle, Studenten und Schüler. Gemeinsam war ihnen 
das Unbehagen an der Welt, in der sie lebten. In der Spontaneität 
ihres Protestes griffen sie den Imperialismus zunächst dort an, wo 
seine Brutalität ungeschminkt zutage trat: in der Rassendiskrimi- 
nierung in den USA und im schmutzigen amerikanischen Krieg in 
Vietnam. Viele gingen weiter: Gesellschaftsstrukturen wurden 
ihnen fragwürdig — im Sinne eines „würdig des Fragens" wie eines 
„Infragestellens" —, es erfolgte eine Solidarisierung mit Befrei- 
ungsbewegungen in der Welt insgesamt, und die Kritik der Gegen- 
wart wurde verknüpft mit dem Versuch einer geistigen Bewälti- 
gung der Vergangenheit, in der es insbesondere in der BRD einen 
großen Nachholbedarf gab. Alles dies wollten die „Neuen Lin- 
ken" auf neue Weise angehen. Was für sie persönlich Neuent- 
deckung und Neubeginn war, interpretierten sie als geschicht- 
lichen Umbruch: Sie wollten jetzt, endlich! — in die Tat umsetzen, 
was die „alten" Linken, das heißt Kommunisten, Sozialisten und 
Sozialdemokraten, nicht hatten vollbringen können oder wollen. 

Eine ausgesprochene Aufbruchstimmung herrschte in den Rei- 
hen der „Neuen Linken". Unerfüllte Hoffnungen? Sie würden in 
Erfüllung gehen. Was gestern kaum jemand zu träumen wagte, 
schien heute möglich. 

Wie kam es zu dem Protest? 

Der wirtschaftliche Aufschwung, der in imperialistischen Staaten 
dem zweiten Weltkrieg gefolgt war, hatte in weiten Kreisen der 
Bevölkerung Fragen nach der Kriegskatastrophe und ihren Ur- 


15 


sachen in den Hintergrund gedrängt. Viele waren froh, noch einmal 
davongekommen zu sein. Nicht wenige hatten zu tun, eine neue 
Existenz aufzubauen. 

Doch der Kapitalismus war keine „heile" Gesellschaft geworden. 
Seine allgemeine Krise, die mit dem Ausgang des ersten Welt- 
krieges und der Oktoberrevolution begonnen hatte und alle Seiten 
des gesellschaftliichen Lebens erfaßte - Ökonomie, Politik, Ideolo- 
gie, Moral blieb und vertiefte sich noch. Die kapitalistische Ge- 
sellschaft wurde gebrechlicher und brutaler zugleich. Konfrontiert 
mit dem realen Sozialismus, traten ihre Gebrechlichkeit und Bru- 
talität nur um so deutlicher hervor. 

Menschen, die zum \Wesen kapitalistischer Ausbeutung noch 
nicht vorgedrungen waren, entdeckten die Fragwürdigkeit des 
Kapitalismus. Die wissenschaftlich-technische Revolution ermög- 
lichte eine unerhörte Steigerung der Arbeitsproduktivität. Doch mit 
welchem Ergebnis? Zwar konnten die meisten Werktätigen in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern ihre materiellen Lebens- 
bedingungen verbessern, doch eine Verbesserung der allgemei- 
nen „Lebensqualität" brachte ihnen dies noch nicht; sie blieben 
von der Regelung der staatlichen und gesamtgesellschaftlichen 
Angelegenheiten ausgeschlossen. Gesellschaftliche Widersprüche 
spitzten sich zu, die soziale Unsicherheit wuchs (u. a. durch das 
Gespenst der Arbeitslosigkeit). Riesige und stets noch wachsende 
Summen wurden für die Rüstung ausgegeben, was konkret dazu 
führte, daß Produktivkräfte in Destruktivkräfte, das heißt in Kräfte 
der Zerstörung, umfunktioniert wurden und permanent Kriegs- 
gefahr bestand. In weiten Teilen der Welt, die von imperialistischen 
Mächten und Monopolen ausgeplündert wurden, existierten 
Armut, Hunger, Schmutz und Unwissenheit fort. Dem Begehren 
der Völker, ihre Geschicke in die eigenen Hände zu nehmen, trat 
der Imperialismus - so die USA in Vietnam - mit Waffengewalt 
entgegen. 

Studenten waren hier unmittelbar betroffen. Gewiß, die meisten 
kamen aus dem Bürgertum und Kleinbürgertum. Doch Privilegien 
der Herkunft waren immer weniger ein Garant für eine gesicherte 
Zukunft. Die akademische Ausbildung schon gestaltete sich viel- 
fach zu einer Katastrophe. Die Zahl der Studenten stieg sprunghaft 
— u. a. im Zusammenhang mit der wissenschaftlich-technischen 
Revolution —, ohne daß die äußeren Ausbildungsmöglichkeiten 
auch nur annähernd Schritt hielten. Überfüllte Hörsäle und Semi- 
nare waren an Universitäten und Hochschulen zu einem alltägli- 
chen Bild geworden. (Man sprach von einer „Industrialisierung" 
der Universitäten.) Die Ausbildungsmethoden waren weithin ver- 
altet. Und für die, die das Studium absolvierten - viele brachen 
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es auch ab begann immer häufiger eine mühevolle Stellensu- 
che, wenn sie nicht zunächst einfach Arbeitslosigkeit erwartete. Die 
persönliche Unsicherheit, der der Student ausgesetzt war, sensi- 
bilisierte ihn gegenüber den allgemeinen Schäden der Gesellschaft. 
„Indem ihm seine Aufstiegschance in die privilegierte Schicht 
mehr als zweifelhaft wird, vergeht ihm die Gleichgültigkeit des 
Privilegierten", schrieb dazu W. Lefevre.! 


Dort, wo die „Neue Unke" unmittelbar mit dem Imperialismus 
und seinem Verbrechen konfrontiert war, entwickelte sie - mit 
Elan und Pathos - antiimperialistische Ansätze und Züge. Die 
Unmittelbarkeit der Konfrontation ließ das Theoriedefizit ein 
wenig in den Hintergrund treten. Doch je grundsätzlicher die 
„Neuen Linken" Gesellschaftskritik betreiben wollten, desto 
mehr wurde die Spontaneität zum Hemmnis bzw. zum Boden, 
aus dem Desorientierungen erwuchsen. 


Die kommunistischen und Arbeiterparteien würdigten bei ihrem 
Treffen 1969 in Moskau den Kampf der Jugendlichen — und zeigten 
zugleich, wo allein er eine tragfähige Grundlage und Perspektive 
finden kann. „Die Kommunisten schätzen den Aufschwung der 
Jugendbewegung hoch ein und nehmen aktiv an ihr teil", erklärten 
sie. „Sie verbreiten in ihren Reihen die Ideen des wissenschaft- 
lichen Sozialismus, erklären der Jugend die Gefahr der verschie- 
denen Spielarten pseudorevolutionärer Ideen, die die Jugend be- 
einflussen können. Sie helfen der Jugend, im Kampf gegen den 
Imperialismus und für die Verteidigung ihrer Interessen den rich- 
tigen Weg zu finden. Nur die enge Verbundenheit mit der Arbeiter- 
bewegung und mit ihrer kommunistischen Vorhut kann der Ju- 
gend eine wahrhaft revolutionäre Perspektive eröffnen."? 


Beatniks, „Höllenengel“, Hippies 


Unbehagen an der kapitalistischen Gesellschaft — schon vor der 
„Neuen Linken" suchte es nach Ausdrucksformen, und als 
Gestimmtheit blieb es breiter als seine politische Manifestation. 
Der spontane antiimperialistische Protest hat so Vorgeschichte 
und Hintergrund. 
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In den fünfziger Jahren, genau: 1951, veröffentlichte der nord- 
amerikanische Schriftsteller J. D. Salinger seinen Roman „Der 
Fänger im Roggen", der in wenigen Jahren eine Auflagenhöhe von 
über zwei Millionen Exemplaren erreichte. Der siebzehnjährige 
Held Holden Caulfield, Sinnbild seiner Generation, sucht darin 
seine Identität, seinen Platz in der Gesellschaft. Seine Tragik 
wurde, wie William Faulkner formuliert, „daß, als er den Versuch 
unternahm, in die Gesellschaft einzutreten, überhaupt keine 
menschliche Gesellschaft da war". 

In den fünfziger Jahren auch tauchten in den USA die Beatniks 
auf. Der Begriff wurde 1957 geprägt. Doch schon 1952 hatte Clellon 
Holmes in der „New York Times" einen Aufsatz veröffentlicht, in 
dem er von der „beat generation", der „geschlagenen Genera- 
tion", sprach. Jeder Versuch, meinte er, eine ganze Generation zu 
etikettieren, bringe nichts ein. Die Generation jedoch, die den letz- 
ten Krieg durchgemacht habe bzw. unter seinem Eindruck stehe, 
scheine eine allgemeine Wesenseigenschaft zu besitzen, die zur 
Charakterisierung nach einem Eigenschaftswort verlange. Jack 
Kerouac sei es gewesen, der dieses gefunden habe. Vor einigen 
Jahren, als noch nicht klar zu erkennen war, worum es sich handle, 
habe er eines Tages gesagt: „You know, this is really a beat ge- 
neration." („Weißt du, das ist wirklich eine geschlagene Genera- 
tion.") Der Ursprung des Wortes „beat" sei dunkel, aber seine 
Bedeutung sei den meisten Amerikanern nur allzu klar. Es meine 
mehr als lediglich Erschöpftheit; es schließe das Gefühl ein, be- 
nutzt worden zu sein, wund zu sein bis auf das rohe Fleisch. Ein 
Mann sei geschlagen (beat), wenn er bankrott sei und die Summe 
seiner Ressourcen auf eine einzelne Zahl setze, Und die junge 
Generation habe dies seit ihrer frühen Jugend ununterbrochen 
getan. „Ihre Angehörigen haben eine instinktive Individualität und 
brauchen keinen Bohemienismus und kein aufgesetzt-exzentri- 
sches Verhalten, gm sie auszudrücken. Aufgewachsen während 
der kollektiven Entwurzelung eines globalen Krieges, mißtrauen 
sie kollektiv. Aber sie waren niemals fähig, die Welt aus ihren 
Träumen zu verbannen. Der Friede, den sie erlebten, war nur so 
sicher wie die nächste Schlagzeile. Es war ein kalter Friede. Ihre 
eigene Gier nach Freiheit und ihre Fähigkeit, in einem tödlichen 
Tempo zu leben, an das sie sich während des Krieges gewöhnt 
hatten, führten zum schwarzen Markt, zum Bebop, zu Narkotika, zur 
Promiskuität, zum Hausierertum und zu Jean Paul Sartre."* 

Der 12. Oktober 1955 markierte den literarischen Beginn der 
„Beat-Generation": Sechs Schriftsteller, darunter Allen Ginsberg, 
Jack Kerouac und Gary Snyder, lasen in der „Galery Six" am 
Embarcadero-Platz in San Francisco einige ihrer Texte. 
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Ginsberg trug sein Gedicht „Howl" („Gebrüll, Geheul") vor. Es 
beginnt: 


„Ich sah die besten Köpfe meiner Generation vom Wahn 
zerstört hungrig hysterisch nackt, 

im Morgengrauen durch Negerstraßen irrend auf Suche 
nach einer tüchtigen Spritze." 


In der Welt, so Ginsberg, herrschen Zerstörung und Selbstzerstö- 
rung: 


„Welche Sphinx aus Zement und Aluminium spaltete ihre 
Schädel auf und fraß ihr Hirn und ihre Phantasie? 

Moloch! Einsamkeit! Dreck! Häßlichkeit! Mülltonnen und 
unerhältliche Dollars! Unter den Treppen schreiende 
Kinder! In Armeen schluchzende Knaben! In Parks weinende 
alte Männer! 

Moloch! Moloch! Moloch Alpdruck! Moloch der Lieblose!"> 


Kerouac erzielte besondere Wirksamkeit mit seinem Roman „On 
the road" („Unterwegs"). Seine Helden sind Außenseiter der Ge- 
sellschaft, die „unterwegs", auf der Landstraße, ihr Glück suchen. 
Die Hektik, die das Profitstreben auslöst, verspottet er als „kom- 
pletten Wahnsinn". Er erlebt sie ganz unmittelbar in New York, der 
Weltmetropole des Kapitals, „wo Millionen und aber Millionen 
einander auf der Jagd nach Dollars drängen und stoßen: raffend, 
grapschend, gebend, seufzend, sterbend, in einem verrückten 
Traum, nur damit sie in jenen furchtbaren Friedhofstädten hinter 
Long Island City begraben werden."® 

Die Beatniks machten die ältere Generation für die gesellschaft- 
liche Misere, die sie anklagten, verantwortlich. Doch wurden sie 
selbst nicht aktiv; sie glaubten nicht, daß man wirklich etwas än- 
dern könne. Dem selbstgefälligen Mythos vom „American Way of 
Life" („amerikanischen Lebensstil") setzten sie, wie Bruce Cook 
schrieb, einen Gegenmythos (antimyth) entgegen. „Das Übermaß 
an Hygiene verkehrten sie in Freude am Schmutz, das Ideal des 
unermüdlich arbeitenden Selfmademans in das Lob der Faulheit, 
puritanische Ethik in eine Verspottung aller Werte."” „Rate race", 
„Rattenrennen", nannten Studenten später verächtlich, was lange 
als nachzuahmender „Wettbewerb der Besten" gegolten hatte. 

Nach dem ersten Weltkrieg hatte es eine den Beatniks vergleich- 
bare Erscheinung gegeben: die „verlorene Generation" („lost ge- 
neration"). Eine Gruppe bürgerlicher amerikanischer Schriftsteller, 
deren namhaftester Vertreter Ernest Hemingway wurde, stellte 
damals überkommene Werte und Ideale in Frage. Auch sie hatte 
keine konstruktive Antwort; die Grausamkeiten des Krieges, die sie 
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kennengelernt hatte, ließ sie in Nihilismus und Individualismus 
flüchten. 

Bob Dylan, 1941 geboren, machte sich zum musikalischen Inter- 
preten des Unmuts der Jugendlichen. Er schrieb Protestlieder, so 
im April 1962 das Lied „Blowin' in the Wind" („Wehend im Wind"), 
das, neben „We Shall Overeome", zum zweiten Kampflied der 
Bürgerrechtsbewegung wurde. Doch schon bald zog er sich in die 
Privatidylie zurück. Charakteristisch dafür sein Lied „Sign on the 
Window" („Zeichen im Fenster"). („Bau mir ein Blockhaus in 
Utah, / Nehme mir eine Frau, / Fange Regenbogen-Forellen / Habe 
einen Haufen Kinder, die mich ‚Pa' nennen, / Das ist es wohl, 
worauf alles ankommt.") 

Aggressiv und melodisch zugleich, die kreischenden Kopfstim- 
men unverwechselbar wie der Haarschnitt, gingen vier junge 
Männer mit ihren Liedern gegen überkommene Tabus an: John 
Lennon, Paul McCartney, George Harrison und Ringo Starr. Als die 
Beatles wurden sie zur erfolgreichsten Rockband der Popmusik- 
Geschichte. Ihr Manager Brian Epstein nannte sie „nur die Spitze 
jenes Eisberges, der sich durch die Unzufriedenheit der Jugend 
aufgebaut hat". Wenn die Beatles auftraten, gerieten Teenager zu 
Tausenden in Ekstase. Zu ihrem bekanntesten Album wurde 
„Sergeant Pepper's Lonely Hearts Club Band". Es sind zwölf Lieder 
- das Repertoire einer Band, die von einem Sergeanten Pepper vor 
zwanzig Jahren gegründet wurde und die noch immer geschätzt 
wird. 

Als der sich anbahnende spontane Protest erstmals die Straße 
erreichte, war er blind und brutal. Jugendliche schlossen sich zu 
Motorradbanden zusammen und suchten die Inhaltlosigkeit ihres 
Daseins, die sie empfanden, dadurch wettzumachen, daß sie 
Bürger überfielen und terrorisierten. Besonders berüchtigt wurden 
die „Hell's Angels" („Engel der Hölle") in Kalifornien. 

Sanfter, blumenbekränzt (wörtlich und bildlich), war wenig 
später, Mitte der sechziger Jahre, der Protest der Hippies. Im Be- 
mühen, die Ideale der literarischen Beatnik-Generation zu prakti- 
zieren, suchten sie sich der etablierten Gesellschaft zu verweigern 
und mit „be-ins" und „love-ins" eine eigene „Gegen-" bzw. „Sub- 
kultur" zu begründen. Ihre weltweit bekannt gewordene Forde- 
rung: „Make love, not war!" („Mach Liebe, nicht Krieg!") Eine ihrer 
Höhepunkte war das Massen-Love-in im Golden Gate Park zu San 
Francisco im Januar 1967. Am 6. Oktober 1967 fand ebendort ein 
„Gedenkgottesdienst" für den „verstorbenen Hippie" statt, ein 
erster Abschied von den Idealen der Bewegung. Blumen, Kleider, 
Ketten und Drogen, Symbole der Hippie-,Kultur", wurden in einen 
Sarg gelegt und verbrannt. 
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Bruno Frei, ein österreichischer marxistischer Schriftsteller und 
Publizist, spricht davon, daß sich der gerechte Kampf der amerika- 
nischen Jugend streckenweise mit anarchistischen Visionen und 
hilflosen Versuchen vermischte, eine „Gegengesellschaft" bzw. 
eine „Gegenkultur" zu schaffen. „In der Bewegung der Hippies 
verschmolzen Elemente des Antikapitalismus, der ‚sexuellen Be- 
freiung', der ‚Großen Weigerung’, des Überdrusses an der Kon- 
sumgesellschaft mit jugendlichem Abenteurertum."8 

Der sich so vielgestaltig anbahnende Protest hat Spuren hinter- 
lassen, bis heute. In der Literatur wie in der Musik hat er Bleibendes 
hervorgebracht. Einige seiner Äußerungen überlebten ihn aber 
einfach nur deshalb — etwa in der Gestalt von Hippie-Boutiquen —, 
weil sie sich in der kapitalistischen Gesellschaft profitabel ver- 
markten ließen. Einige „Rebellen" kalkulierten das ein; sie re- 
bellierten - und zählten schon das Geld, das ihnen dies bringen 
könnte. „Alles Neue verkauft sich, klar?" meinte Bob Dylan zu 
seinen Protestsongs. „Du kennst mich. Ich wußte, die Leute wür- 
den diese Scheiße kaufen, klar? Ich machte, mir nie etwas aus 
diesem Kram." 

Die Blue jeans wurden zum wohl größten Schlager. Levi Strauss, 
ein zwanzigjähriger Goldsucher aus Bayern, hatte diese Hose 1850 
für die harte Arbeit im Stollen erfunden. (Die Taschen waren eigens 
für die schweren Gesteinsproben angenietet.) Jetzt wurde sie für 
viele Jugendliche zum Symbol eines im allgemeinen nicht näher 
definierten Protestes — und für die Jeans-Fabrikanten zum Milliar- 
dengeschäft, darunter für die Firma Levi Strauss mit Sitz in San 
Francisco. (Mit Jeans allein war es bald nicht mehr getan. Alt 
mußten sie aussehen, auch wenn sie noch neu waren. Der Käufer 
konnte diesen Wandel selbst bewirken - Waschen mit Sand, Auf- 
setzen von Flicken —, ihn aber auch von der Industrie besorgen 
lassen, die den Stoff mit Hilfe technischer Mittel ausbleichen ließ.) 


USA: „Schwarze Macht“ 


Die „Neue Linke" nahm zuerst in den USA Gestalt an. Der Name 
war geprägt worden, als sich 1959 in Großbritannien einige Re- 
daktionen zusammenschlossen und die „New Left Review" („Neue 
Linke Revue") herausgaben. Er wurde rasch populär, nachdem der 
amerikanische Soziologe C. Wright Mills im Herbst 1960 einen 
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„Brief an die Neue Linke" („Letter to the New Left") in der ge- 
nannten Zeitschrift veröffentlicht hatte. Er schloß mit den Worten: 
„Mögen alte Männer sauertöpfisch fragen: ‚Die Apathie ist vorbei, 
aber was kommt danach?‘ Die Zeit der Selbstgefälligkeit geht 
ihrem Ende entgegen. Mögen alte Frauen besserwisserisch über 
das ‚Ende der Ideologie' jammern. Wir fangen wieder an uns zu 
regen.'"!0 

Wesentlich für die Formierung der „Neuen Linken"in den USA, 
für die Politisierung bis dahin unpolitischer Menschen wie für ihr 
Gesellschaftsverständnis, wurde die Radikalisierung, die sich Mitte 
der sechziger Jahre in den Reihen der Afroamerikaner vollzog, die, 
wenngleich in den einzelnen Bundesstaaten unterschiedlich - es 
gab hier ein „Nord-Süd-Gefälle" —, von Rassendiskriminierung 
betroffen waren. 

Bis dahin dominierten dort Bestrebungen, auf dem Wege des 
„gewaltiossen Widerstandes" die volle Gleichberechtigung als 
Staatsbürger zu erhalten. Martin Luther King und das Student 
Non-violent Coordinating Committee (SNCC), eine studentische 
Kampforganisation, hielten dazu an. Sie erzielten dabei bemer- 
kenswerte Fortschritte. Doch Radikale, denen es nicht rasch genug 
ging, erhoben „Black Power" („Schwarze Macht") zum Kampfruf 
und Programm. Stokely Carmichael und Ch. V. Hamilton schrieben 
1967: „Welche Folgen es auch haben mag, es gibt jetzt eine 
wachsende — rasch wachsende — Menge von Schwarzen, die ent- 
schlossen sind, sich aktiv für ihre Belange einzusetzen. Sie werden 
sich auf ihrem Feldzug nicht aufhalten lassen, der dem Ziel gilt, 
Ansehen zu erlangen, ihren Anteil an der Macht zu sichern und 
tatsächlich ihr eigener Herr zu werden — jetzt und in diesem Land 
- mit allen Mitteln, die dazu nötig sind."?! 

Radikal bis zum letzten wollte Malcolm Little, ein Muslim, sein, 
weltweit bekannt geworden unter seinem Pseudonym Malcolm X. 
Als er vier Jahre alt war, mordeten weiße Rassisten seinen Vater. 
Malcolm X glaubte nicht an den Erfolg der Gewaltlosigkeit. Zu- 
nächst wandte er sich, nach Ausdrucksformen für seinen Protest 
suchend, dem Verbrechen zu. Doch fand er bald heraus, daß dies 
nicht weiterführt. Er forderte, und dies wurde sein Programm, für 
die Afroamerikaner eine bewaffnete Revolution, die sich vom 
„schwarzen Nationalismus" leiten läßt. „Wir wollen Freiheit jetzt, 
aber wir werden sie nicht erhalten, indem wir sagen: ‚We Shall 
Overcome.' Wir müssen kämpfen, bis wir überwinden."!? „Unsere 
Botschaft ist der schwarze Nationalismus."13 

Den Einwand, daß die „schwarzen Nationalisten" nur eine 
Minderheit unter den 22 Millionen Afroamerikanern darstellten, 
ließ Malcolm X nicht gelten. Auch die Zündschnur sei nur das 
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kleinste Teil des kleinsten Stückes im Pulverfaß, dennoch entzünde 
sie das ganze Faß. Ebenso verhalte es sich mit den „schwarzen 
Nationalisten": Obwohl noch eine kleine Minderheit in der so- 
genannten Negergemeinschaft, seien sie aus jenem Stoff gemacht, 
der nötig sei, um die ganze schwarze Gemeinschaft zu entflam- 
men.'* 

Anfang 1965, kaum vierzigjährig, wurde Malcolm X ermordet — 
wie sein Vater. 

Malcolm X war eine Kämpfernatur. Er haßte Halbheiten. Nur — 
„schwarzer Nationalismus", war das wirklich radikal gedacht? 

Es war schon wichtig, Selbstvertrauen und Solidarisierung bei 
den Afroamerikanern zu wecken und zu stärken. Zu viele duldeten 
noch die widerwärtige Rassentrennung und -diskriminierung des 
imperialistischen Systems. Doch einer Gefahr war dabei zu ent- 
gehen: einer Selbstisolierung, die die Frage der Gleichberechti- 
gung für die Afroamerikaner vom allgemeinen Kampf der Re- 
volutionäre und Demokraten, darunter auch der Weißen, trennte. 
„Schwarzer Nationalismus" war da ungeeignet; er erweiterte 
einen Graben, der eigentlich zuzuschütten war. 

Die „Black Panther Party" (Partei der Schwarzen Panther), am 15. 
Oktober 1966 gegründet, ging den Weg der Radikalisierung, den 
Malcolm X gewiesen hatte. Entging sie seinen Gefahren? 

Die Partei bekundete im ersten Punkt ihres Programms: „Wir wol- 
len Freiheit. Wir wollen die Vollmacht haben, das Schicksal unseres 
schwarzen Volkes zu bestimmen."!5 Bewaffneter Kampf sollte dies 
erreichen. Bobby Seale, Vorsitzender der Partei, erklärte dazu: „Wir 
hungern nicht nach Gewalt; wir wollen keine Gewalt. Gewalt ist 
widerlich, Waffen sind widerlich. Aber wir meinen, daß es zweierlei 
Gewalt gibt: die Gewalt, die die faschistische Aggression der 
Machthaber an uns übt — und die Selbstverteidigung, das heißt 
eine Form der Gewalt, durch die wir uns gegen die über uns ver- 
hängte ungerechte Gewalt wehren."16 Die Mitglieder der Partei, die 
eine Uniform hatten (schwarze Baskenmütze, schwarze Socken, 
schwarze, blank geputzte Schuhe, blaues Hemd), wurden zur Dis- 
ziplin angehalten; sinnlose Gewalttätigkeiten waren ihnen unter- 
sagt, und während der politischen Arbeit sollten sie weder Narko- 
tika nehmen noch betrunken sein. Als programmatische Schriften 
galten u.a. die Autobiographie von Malcolm X und Fanons Buch 
„Die Verdammten dieser Erde"’7. 

Führer der Partei sahen einiges, was sie beunruhigte. Da kamen 
manche, verlockt vom Gewehr, das plötzliche Befreiung von Armut 
und Demütigung zu versprechen schien. Für andere waren die 
schicken Mädchen der „Schwarzen Panther" Grund genug, sich 
politisch bekehren zu lassen (bzw. so zu tun, als ob). Und in den 
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eigenen Reihen keimte, Konsequenz des „schwarzen Nationalis- 
mus", ein schwarzer Rassismus auf. 

Doch die Hauptgefahr, die ihre Führer nicht sahen — das war die 
Orientierung der Partei selbst. Sie isolierte sich mit ihr gleich 
doppelt; mit der nationalistischen Betonung des „Schwarzen" von 
den Weißen und mit der Absolutsetzung der bewaffneten Gewalt 
noch von der Mehrheit der Afroamerikaner, die nicht bereit war, 
sich auf Abenteuer einzulassen. Was blieb da von den revolutio- 
nären Absichten? Die Partei geriet in eine Krise. Im Frühjahr 1971 
tauchte in ihren Reihen — es war dies das kapitulantenhafte Gegen- 
stück zum pseudorevolutionären Gewaltradikalismus - der Ruf 
nach einem „schwarzen Kapitalismus" auf, der den Afroamerika- 
nern angeblich das „Überleben" sichern sollte.'® Henry Winston 
schrieb mit Blick auf beide Extreme: Die einen „suchen nach 
kürzeren Wegen (einer ‚Blitz'revolution). Andere erfinden ‚Über- 
lebens'programme in Erwartung des Tages, an dem - wie auf 
einen Zauberspruch hin - die Revolution beginnen wird. Diese 
beiden Konzeptionen bedeuten im Grunde ein antirevolutionäres 
Abweichen von der zentralen antimonopolistischen Strategie in 
der gegenwärtigen Etappe des revolutionären Prozesses."!9 

Es blieb indessen das revolutionäre Potential, über das die Afro- 
amerikaner verfügten. 

Im Juli 1967 flammten in über 100 amerikanischen Städten Re- 
volten der Afroamerikaner auf. Es war ein „heißer Sommer". Vom 
20. bis 24. Juli trafen sich 1000 Delegierte zu einer Black-Power- 
Konferenz, um Boykott- und Widerstandsmaßnahmen zu beschlie- 
ßen. In die gewaltsamen Auseinandersetzungen, die ihren Hö- 
hepunkt Ende Juli in Detroit erreichten, griffen erstmals bewaffnete 
Gruppen der Black Panther ein. 

Für Black Power demonstrierten bei den Olympischen Spielen 
1968 in Mexiko die beiden Farbigen Tommy Smith und John Car- 
los, Gewinner der Gold- und Bronzemedaille im 200-Meter-Lauf. 
Bei der Siegerehrung drehten sie dem Sternenbanner den Rücken 
zu, und als die Nationalhymne erklang, erhoben sie die geballte 
Faust, bekleidet mit einem schwarzen Handschuh, zum Himmel. 
Sie wurden sofort aus der USA-Mannschaft ausgeschlossen. 
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Rebellion auf dem Campus 


Vortrupp der „Neuen Linken“ in den USA wurde die Organi- 
sation „Students for a Democratic Society", kurz SDS genannt. 
Ihr Programm, das sie zu Beginn der sechziger Jahre in ver- 
schiedenen Dokumenten entwickelte, hatte folgendes Anlie- 
gen: In der Gesellschaft sollte in radikaler Weise eine De- 
mokratie durchgesetzt werden, die alle unter dem Stichwort 
„participatory democracy" — in die Gestaltung der gesellschaft- 
lichen Angelegenheiten einbezieht; in der Wirtschaft sollten 
Planungsprinzipien eine Bekämpfung der Armut ermöglichen; 
den Studenten an den Hochschulen sollte größere Freiheit ein- 
geräumt werden. 


Zur offenen Konfrontation, die Zeichen setzte, kam es im Herbst 
1964 an der University of California in Berkeley. Etwa ein Jahr 
zuvor war der Präsident John F. Kennedy ermordet worden. Für 
viele Jugendliche, die ihn zu ihrem Idol gemacht hatten, war damit 
die letzte Hoffnung erloschen, daß sich in ihrem Lande auf norma- 
lem Wege etwas zum Besseren werde ändern können. 

Studenten protestierten in Berkeley dagegen — Bradford Cleve- 
land machte sich zu ihrem Sprecher —, daß die Universität zur 
„Wissensindustrie" geworden sei, die hochqualifizierte Roboter für 
Staat und Wirtschaft herstelle. Eine „offene, leidenschaftliche und 
durchgreifende Rebellion auf dem Campus" sollte u.a. eine stu- 
dentische Beteiligung an der Leitung der Hochschule sowie eine 
Abschaffung von Prüfungen und Zensuren erbringen. 


Die Rebellion fand statt. 
Der Anlaß war eine Bagatelle.. Zum Campus (Universitäts- 


gelände) in Berkeley, der - wie an anderen Universitäten - tra- 
ditionell einer eigenen Hoheitsgewalt unterstand, gehörte ein 
Streifen von 26 Fuß Breite (etwa 9 Meter) auf einer Straße, die 
zugleich dem öffentlichen Verkehr diente. Studentengruppen 
stellten dort seit Jahren Tische auf, um für ihre Programme zu 
werben und neue Mitglieder zu gewinnen. Das sollten sie, so eine 
Anordnung der Universitätsverwaltung, künftig unterlassen. Als 
die Studenten dies ignorierten, wurden am 30. September fünf von 
ihnen zum Dekan bestellt. Es erschienen - die Lawine war ins 


25 


Rollen gekommen - fünfhundert, die sich mit den Geladenen so- 
lidarisierten. Mario Savio, ihr Sprecher — er hatte zuvor an einer 
Bürgerrechtskampagne im Süden teilgenommen, wo er sich, wie er 
bekannte, der bestehenden sozialen Ungerechtigkeiten bewußt 
geworden war —, forderte freie Rede. Es entstand die „Freie-Rede- 
Bewegung" („Free Speech Movement" — FSM). Als am folgenden 
Tag Jack Weinberg, ein ehemaliger Berkeley-Student, der hinter 
dem Tisch einer Bürgerrechtsbewegung saß, verhaftet wurde (von 
ihm stammt das bekannt gewordene Wort: „Trau keinem über 
dreißig"), blockierte eine unübersehbare Menge von Studenten 
das Polizeiauto, das ihn abtransportieren sollte. 

Zwei Monate dauerten die Auseinandersetzungen, mit Verhand- 
lungen, Streiks und Demonstrationen. Als am 2. Dezember 1964 
635 Polizisten vom Staatsgouverneur Edmund G. Brown den 
Auftrag erhielten, den vierstöckigen Sproul-Bau zu räumen, in dem 
Studenten ein Sit-in abhielten, brauchten sie dazu fast zwölf Stun- 
den: Rund 800 der Protestierenden mußten einzeln hinausgetra- 
gen werden. Wenige Tage später beschloß der Universitätssenat, 
daß den Studenten künftig das Recht der freien Rede zustehen 
solle. Diejenigen, die an Protestaktionen beteiligt gewesen waren, 
sollten disziplinarisch nicht belangt werden. 

Ein Erfolg für die Rebellierenden? Zweifellos! 

Sit-in: Das war eine Kampfmethode, die in der Studenten- 
bewegung populär werden sollte. Sie bedeutet nichts anderes als 
„Drinsitzen". Bürgerrechtler hatten sie 1960 praktiziert, als sie 
durch das „Drinsitzen" in Lokalen, die bis dahin Weißen Vor- 
behalten waren, die Bedienung auch farbiger Kunden erzwangen. 
Aus einem Sit-in konnte, wenn seine Akteure es auf Wochen oder 
Monate ausdehnten, eine Besetzung werden. 


In der Folgezeit rückte der Vietnamkrieg in den Vordergrund der 
Auseinandersetzungen, die die „Neue Linke" führte. 


Die USA hatten bereits Mitte der fünfziger Jahre versucht — u. a. 
durch die Entsendung von „Militärberatern" —, in Vietnam das 
Erbe der traditionellen Kolonialmacht Frankreich anzutreten, deren 
Herrschaft durch den Befreiungskampf des vietnamesischen Vol- 
kes zerschlagen worden war. Jetzt, zehn Jahre später, gingen sie 
offen und mit bewaffneter Gewalt gegen die Befreiungsbewegung 
im Süden des Landes und gegen den sozialistischen Aufbau im 
Norden vor; amerikanische Soldaten wurden eingesetzt — zeitweise 
über eine halbe Million —, ausgestattet mit modernstem Kriegs- 
gerät. Ein grausamer Krieg begann. Das Land, in dem er sich ab- 
spielte, überzog er mit Tod und Zerstörung. Im amerikanischen 
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Volk löste er heftige Auseinandersetzungen aus, nicht zuletzt als 
Reaktion auf die wachsende Zahl gefallener Landsleute. In der 
ganzen Welt stießen die USA-Aggressoren auf heftigen und sich 
weitenden Protest; selbst in den Reihen der Bundesgenossen 
wurde er laut. 

Am 8. März 1965 ging die erste Kampfeinheit der US-Armee in 
Da Nang an Land. Es waren Marinesoldaten. Die einheimische 
Reaktion, die mit den USA im Bunde war, schickte ihnen Mädchen 
entgegen, die sie mit Blumen zu bekränzen hatten.20 

Die „Neue Linke" in den USA reagierte rasch auf die beginnende 
Aggression. Am 24. März 1965 führten 3000 Studenten und Pro- 
fessoren an der Universität von Michigan eine Protestversamm- 
lung durch, die sie als Teach-in bezeichneten. An über 100 Hoch- 
schulen fand ihr Beispiel Nachahmung. Der Nationalrat des SDS 
rief für den 17. April 1965 zu einem „Marsch auf Washington" auf, 
und 25.000 Menschen kamen, darunter die namhafte Schlagersän- 
gerin Joan Baez. Als im November desselben Jahres ein neuer 
Marsch dieser Art durchgeführt wurde, beteiligten sich bereits 
40.000 Gegner der USA-Aggression aus allen Teilen des Landes. 

Das Teach-in, erstmals in Michigan angewandt, wurde eine 
weitere Kampfmaßnahme der „Neuen Linken". Es handelt sich 
hierbei um eine Veranstaltung, auf der die Teilnehmer Themen, zu 
denen sie eine Haltung demonstrieren wollen, kritisch diskutieren. 
(Mit der Silbe -in ließen sich noch weitere Aktivitäten ausdrücken. 
So war das Go-in ein vorher verabredetes Hineingehen - vielfach 
gruppenweise — in ein Gebäude bzw. in einen Raum, um einen 
Standpunkt zu bekunden.) 

Christliche Kirchen und Religionsgemeinschaften beteiligten 
sich am Kampf gegen die USA-Aggression. Im Dezember 1965 
erklärte der Nationalrat der protestantischen Kirchen, er könne 
nicht glauben, daß das einseitige Vorgehen der USA in Südost- 
asien zum Frieden führen werde. Er fürchte, ein möglicher Sieg 
werde durch den Haß gegenüber den Vereinigten Staaten auf- 
gewogen, „der jeden Tag in einem großen Teil der Welt dadurch 
erzeugt wird, daß wir als vorwiegend weiße Nation angesehen 
werden, die ihre überwältigende militärische Stärke benutzt, um 
immer mehr Asiaten zu töten". Die Mennoniten, die zu den so- 
genannten Friedenskirchen gehören, sandten im Winter 1966/67 
ein Schiff mit Nahrungsmitteln, Medikamenten und medizinischen 
Instrumenten nach Nordvietnam. 

Die Bürgerrechtsbewegung engagierte sich gleichfalls in dieser 
Frage. Martin Luther King forderte in einer Rede, die er im Februar 
1967 in Los Angeles hielt: „Diejenigen von uns, die den Frieden 
lieben, müssen sich genauso wirkungsvoll organisieren wie die 
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den Krieg befürwortenden ‚Falken‘. Wenn diese Kriegspropaganda 
treiben, so müssen wir Friedenspropaganda treiben. Wir müssen 
den Elan der Bürgerrechtsbewegung in die Friedensbewegung 
hineintragen."2! 

Die USA-Aggression weitete sich indessen aus. Wie konnte ihrer 
Eskalation wirksamer begegnet werden? 

Carl Davidson schrieb im Frühjahr 1967 in dem SDS-Organ „New 
Left Notes": „Wie halten wir die Kriegsmaschine auf? Wir wissen 
alle, daß es auf diese Frage keine einfache Antwort gibt. Sollen wir 
weiter demonstrieren und Teach-ins veranstalten? Die Armen or- 
ganisieren? Für die Beteiligung der Studenten an der Macht kämp- 
fen? Den Wehrdienst verweigern? Die Hippies in Provos verwan- 
deln? Mit der Arbeiterklasse Zusammenarbeiten? Radikale Kandi- 
daten bei den Wahlen aufstellen? Die Antwort heißt in jedem Fall: 
Ja. Wir müssen vom Protest zum Widerstand fortschreiten, uns auf 
den langen Marsch begeben."2? Davidson machte Vorschläge, wie 
das konkret geschehen könne. So müsse sich jede Einzelkampagne 
um eine Sache drehen, die von einer großen Zahl ganz gewöhn- 
licher Leute als ihr eigenes Problem verstanden werden könne. Es 
müsse sich um Fragen handeln, die die Machtverhältnisse und den 
Machtgebrauch in Amerika deutlich machten. Erforderlich sei ins- 
gesamt eine Solidarirät, „die Millionen von Leuten umfaßt, deren 
Probleme die unseren sind, und ohne die wir diese Probleme nicht 
lösen können"23, 

Die Antikriegsbewegung ging 1967 tatsächlich zum aktiven Wi- 
derstand über, gerichtet hauptsächlich gegen das Einberufungs- 
system. Es kam zur Verbrennung von Erfassungskarteien und zur 
Vernichtung von Einberufungsakten, zur Blockierung von Re- 
krutenmeldestellen, zur Propagierung und Organisierung von 
Kriegsdienstumgehung, zur Beherbergung von Deserteuren und 
zur Weigerung, sich der vom Staat verfügten Bestrafung zu unter- 
werfen. 

Einer, der es weit gebracht hatte, setzte seine Karriere aufs Spiel: 
Muhammad Ali, Boxweltmeister im Schwergewicht. Am 12. April 
1967 weigerte er sich, seiner Einberufung zum Militär Folge zu 
leisten. Seine religiöse Überzeugung als Muslim verbiete es ihm, 
erklärte er, sich am Vietnamkrieg zu beteiligen.?* Die Boxkommis- 
sion erkannte ihm daraufhin den Titel ab und entzog ihm die Box- 
lizenz. Ein nur aus Weißen bestehendes Gericht verurteilte ihn zu 
der für ein solches Verhalten vorgesehenen Höchststrafe von 5 
Jahren Gefängnis, die er indessen nicht anzutreten brauchte. 

Amerikanische Studenten engagierten sich noch stärker, als 
1967/68 ihre Befreiung vom, Wehrdienst aufgehoben wurde, sie 
selbst also unmittelbar vom Vietnamkrieg betroffen wurden. „Ein 
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friedlicher Campus... wurde plötzlich von Verzweiflung gepackt", 
schrieb Steven Helman, ein Harvard-Student. „Wir fühlten uns 
umstellt, wir waren wie der Mann, der gleich in die Gaskammer 
geführt wird, ohne Ausweg."25 

Im August 1968 demonstrierten anläßlich des Parteikonvents der 
Demokraten in Chicago zunächst 2000, schließlich 12.000 Men- 
schen gegen den Vietnamkrieg. Rund 25.000 Soldaten, National- 
gardisten und Polizisten wurden gegen sie eingesetzt; Hippies, 
Yippies, Black Panther und die Rockband MC 5 wurden ebenso 
niedergeknüppelt wie Journalisten und Delegierte des Konvents. 

Am 15. November 1969 vereinte der „Marsch auf Washington" 
250.000 Vietnamkriegsgegner. 45.000 von ihnen zogen an einem 
Sarg vorüber, in den sie Namenschilder von in Vietnam gefallenen 
Gls, das heißt amerikanischen Soldaten, warfen. Diese „Parade des 
Todes" war 8 Kilometer lang und dauerte 36 Stunden. Zur selben 
Zeit fand an der Westküste ein Marsch auf San Francisco statt, an 
dem sich 100.000 Menschen beteiligten. 

Der studentische Protest flammte erneut auf, als Präsident Ri- 
chard Nixon nicht, wie im Wahlkampf versprochen, den Krieg in 
Vietnam beendete, sondern mit dem Einmarsch in Kampuchea am 
31. April 1970 ausweitete. Der Staat reagierte gewaltsam: Am 4. 
Mai eröffneten Angehörige der Nationalgarde auf dem Campus der 
Kent State University (Ohio) das Feuer auf demonstrierende Stu- 
denten, wobei 4 getötet und 9 zum Teil schwer verletzt wurden. 2 
weitere Studenten wurden auf dem Campus von Jackson, Mis- 
sissippi, erschossen. Als Reaktion darauf verstärkte sich die Pro- 
testbewegung: An 350 Hochschulen wurde gestreikt, und in 30 
Hochschulen wurde das Gebäude für die Reserveoffiziersausbil- 
dung angezündet. 

Mit ihrer Aggression in Vietnam trafen die USA nicht nur inter- 
national auf einen sich weitenden und stärker werdenden Wider- 
stand; es verschärfte sich auch die Situation im eigenen Land. 
Konnten die Herrschenden dies auf die Dauer durchstehen? Oder 
beschworen sie nicht die Gefahr ernsthafter sozialrevolutionärer 
Erschütterungen herauf? 

Führende amerikanische Politiker hatten sich dieser Frage zu 
stellen. Und sie stellten sich ihr. 
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BRD: 
„Der Klassenkampf ist nicht zu Ende“ 


In der BRD und in Westberlin formierte sich die „Neue Linke" im 
eigentlichen Sinn als Antwort auf die Bildung der „Großen Koali- 
tion" Ende 1966. Viele nichtproletarische Linke betrachteten bis 
dahin die SPD, die sich seit der BRD-Gründung im Bundestag in der 
Opposition befand, als Vertreterin ihrer Belange. Jetzt, nachdem 
diese Partei mit den Schwesterparteien CDU/CSU, die nach der 
Zerschlagung des Faschismus 1945 auf westdeutschem Territo- 
rium offen die Reorganisierung der Herrschaft der Monopole be- 
trieben hatten, eine Koalition eingegangen war, sahen sie sich be- 
trogen, allein gelassen. Sie schlossen sich zur außerparlamenta- 
rischen Opposition, zur APO, zusammen. 


Worum ging es der APO? 

Ihre Anhänger bildeten keine festumrissene Bewegung, und sie 
hatten kein verbindliches Gesamtprogramm. Doch aus den Ziel- 
vorstellungen der verschiedenen Gruppen und Strömungen 
ergab sich eine komplexe Aufgabenstellung, mit Parallelen, 
aber auch mit Unterschieden zum Programm der „Neuen Lin- 
ken" in den USA: Friedenssicherung, Demokratisierung der 
Hochschule wie der Gesamtgesellschaft, Solidarisierung mit 
Befreiungsbewegungen der „dritten Welt”, insbesondere mit 
dem Kampf des vietnamesischen Volkes. 


Schon zuvor hatte es in der BRD und in Westberlin außerpar- 
lamentarischen Kampf gegeben. Revolutionäre und Demokraten, 
darunter die Kommunisten, führten ihn, und auch Jugendliche 
engagierten sich zunehmend. 

Ende der fünfziger Jahre fanden wiederholt Kundgebungen und 
Demonstrationen gegen die geplante Atombewaffnung der Bun- 
deswehr statt. Die Maifeiern 1958 standen im Zeichen der Be- 
wegung „Kampf dem Atomtod". Ein Jahr später kamen 300 Stu- 
denten zu einem Kongreß gegen Atomrüstung an der „Freien 
Universität" in Westberlin zusammen. Ulrike Meinhof, damals 
führendes Mitglied des „Studentischen Arbeitskreises für ein kern- 
waffenfreies Deutschland" in Münster (Westfalen), gehörte zu 
ihnen. 

In Großbritannien führten Kriegsgegner seit 1958 Friedensmär- 
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sche durch. Diese Initiative wurde in der BRD und in Westberlin 
aufgegriffen. Im April 1961 beteiligten sich 10.000 Atomwaffengeg- 
ner an Sternmärschen zu vier Großstädten. Im folgenden Jahr 
betrug die Zahl derjenigen, die für den Frieden marschierten, 
50.000 und im Jahr darauf 30.000. Als 1963 52 britische Atom- 
waffengegner ihren westdeutschen Kampfgefährten ihre Solidari- 
tät bekunden wollten, untersagte ihnen das Bundesinnenministe- 
rium, den Boden der BRD zu betreten; sie verbarrikadierten sich 
daraufhin in ihrem Flugzeug. 

Studenten protestierten gegen den „Bildungsnotstand", wie sie 
es nannten. Am 1. Juli 1965 demonstrierten 50.000 von ihnen. Eine 
ihrer Losungen war: „30 Prozent für die Verteidigung, 1 Prozent für 
die Kultur: Was gibt's da noch zu verteidigen?" 

Renate Riemeck, eine namhafte Hochschullehrerin für Pädago- 
gik, machte die Notwendigkeit politischer Betätigung außerhalb 
des Parlaments deutlich. ‚Wir müssen an diesem Gedanken des 
Widerstands festhalten, denn der Faschismus marschiert in 
Europa!" schrieb sie. „Er kommt diesesmal nicht in Schwarz- 
hemden und in SA-Stiefeln, nicht in ‚Duce'- und ‚Deutschland er- 
wache'-Rufen. Er kommt im Gewande der Legalität. ...Deshalb 
sind außerparlamentarische Taten, welcher Art sie auch sein 
mögen, das einzige Mittel, um - gegenüber der ständigen Gefahr 
der Verfälschung des Wählerwillens - eine echte politische Mei- 
nungsbildung in unserem Volke zu reaktivieren."26 

In der „Neuen Linken" verdichteten sich die außerparlamenta- 
rischen Aktivitäten, sie wurden komplexer, zugleich politisch- 
ideologisch geprägt von nichtproletarischen Positionen. Haupt- 
kampfplatz wurde die Straße. Hans Magnus Enzenberger gab dazu 
eine Erklärung: „Die neue Opposition hat Argumente, aber keine 
Produktionsmittel. Springer hat Produktionsmittel, aber keine Ar- 
gumente. Dieser Sachverhalt verurteilt die Wahrheit dazu, auf die 
Straße zu gehen."?7 

Bürgerliche Ideologen sprachen in der BRD seit Jahren von 
„Sozialpartnerschaft". Sie gaben beschwörend als Realität aus, 
was sie sich herbeiwünschten. Doch ihre Beschwörungsformel 
erwies sich als machtlos. „Der Klassenkampf ist nicht zu Ende", so 
überschrieb Rolf Hochhuth eine Titelgeschichte, die er, die sich 
anbahnenden neuen Auseinandersetzungen spürend, im Mai 1965 
in einem großbürgerlichen Nachrichtenmagazin2® veröffentlichte. 
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Die Antiautoritären 


Der Sozialistische Deutsche Studentenbund, kurz SDS genannt, 
übernahm eine führende Rolle in der APO bzw. in der „Neuen 
Linken“. 

Stärker als sein amerikanischer Namensvetter SDS gesellschafts- 
kritisch orientiert, war er ein Kind der SPD, doch ungeliebt und 
schließlich verstoßen. Konkret: Der SDS war 1946 von der SPD 
gegründet worden, hatte jedoch den Rechtsruck der Partei, der im 
November 1959 mit der Annahme des „Godesberger Programms" 
vollzogen wurde und der schließlich in die „Große Koalition" 
führte, nicht mitgemacht. Daraufhin spaltete sich am 9. Mai 1960 
der Sozialdemokratische Hochschulbund (SHB) von ihm ab. Die 
SPD-Führung begrüßte diesen Schritt. Am 19. Juli 1960 brach sie 
alle Beziehungen zum SDS ab, und am 8. November 1961 faßte sie 
einen Beschluß, wonach eine Doppelmitgliedschaft in SDS und 
SPD unvereinbar miteinander sei (Unvereinbarkeitsbeschluß). 

Führende Kräfte im SDS bekannten sich zum Marxismus-Leni- 
nismus. Sie studierten Marx, Engels und Lenin — doch auch Mao 
Tse-tung. Nicht wenige orientierten sich, wenngleich mit unter- 
schiedlicher Konsequenz, maoistisch. 


Programmatisch für die Veränderungen, die die linken Studen- 
ten im Hochschul- wie im gesamtgesellschaftlichen Bereich 
erstrebten, wurde der Begriff „antiautoritär". In ihm schwang, 
ging es doch im konkreten gesellschaftlichen Zusammenhang 
um die Autorität — sprich: Macht — der Monopole, ein anti- 
imperialistisches Engagement mit Doch zugleich tendierte 
diese Orientierung dahin, den politischen Kampf in ein anar- 
chisch-zielloses Umsichschlagen aufzulösen. 


Antiautoritär sollte es an Uhniversitäten und Hochschulen 
zugehen. Das Mittelalter sollte dort ausgetrieben werden. „Unter 
den Talaren — Muff von tausend Jahren", so war es zu lesen auf 
einem Transparent, das Studenten enthüllten, als Professoren im 
traditionellen Schmuck, mit Robe und Barett, im Herbst 1967 in das 
Auditorium maximum der Hamburger Universität einzogen. Ver- 
breitung fand der Spruch: „An jedem zehnten Klinikbett wird ein 
Ordinarius fett." 
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Konkret war gefordert: Abschaffung der überkommenen Hier- 
archie, die den Ordinarius, das heißt den Lehrstuhlinhaber, zur 
Zentralfigur im Hochschulbetrieb machte, Mitbestimmung der 
Studenten, Reformierung des Studien- und Prüfungsbetriebes, um 
zu einem schöpferischen Studium zu gelangen, Brechung des 
bürgerlichen Bildungsmonopols. In einer Schrif, die ein Auto- 
renkollektiv der SDS-Gruppe Bonn im Januar 1968 herausgab, hieß 
es: „Die Hochschule darf nicht mehr Körperschaft von Ordinarien 
mit Anstaltscharakter für die Studenten als Anstaltsbenutzer sein. 
Die Hochschule muß sich vielmehr als autonomes, gesamtgesell- 
schaftlich finanziertes und dem Interesse der gesamten Gesell- 
schaft (nicht dem ihrer herrschenden Klasse) dienendes Institut 
höheren Lehrens, Lernens und Forschens in demokratischer 
Selbstverwaltung durch ‚Studenten' und ranggleiche ‚Dozenten' in 
fruchtbarer Vermischung von Lehre, Studium und Forschung 
konstituieren."29 Das sollte u.a. bedeuten: Die Dozenten sind künf- 
tig unter sich alle ranggleich; der „ordentliche Professor" und der 
„Assistent" samt allen Zwischenstufen entfallen. Die damit ver- 
bundene Zurücksetzung der Professoren sei legitim, argumentier- 
ten die SDS-Autoren, da die Assistenten ohnehin der produktivste 
Stand an der jetzigen Universität seien?®. Für alle Studenten, hieß 
es weiter, müsse ein gleicher „Studentenlohn" gezahlt werden. 
Dadurch sei es auch möglich, daß die Arbeiter mehr als bisher ihre 
Söhne und Töchter an die Universität schickten, was dazu beitrage, 
„die gegenwärtige Resignation der Arbeiterklasse vor der Unüber- 
windbarkeit der Klassenschranken aufzulösen".3' 

Der Kern der Forderungen lief auf eine Demokratisierung des 
Hochschulbetriebes hinaus. Obwohl das utopische und anarchi- 
sche Beiwerk einiges davon abschwächte, hat die Bewegung der 
Antiautoritären hier einiges ins Rollen gebracht. An Universitäten 
und Hochschulen der BRD und Westberlins wurden als Reaktion 
auf ihr Vorgehen und als verspätete Anpassung an neue Ge- 
gebenheiten eine Reihe von Reformen durchgeführt, die u.a. eine 
Mitbestimmung der Studenten vorsahen, grundsätzlich jedoch die 
Begrenztheit bürgerlicher Bildung nicht sprengten. 

Schüler entdeckten, und SDS-Studenten leisteten ihnen Ent- 
deckungshilfe, daß sie besonders autoritätsgeschädigt seien. Auf 
der I. Delegiertenkonferenz des „Aktionszentrums Unabhängiger 
und Sozialistischer Schüler" (AUSS) meinte ein Sprecher: „Die 
Konflikte und Widersprüche von gesellschaftlicher Gesamtverfas- 
sung, Schule und Familie treffen zusammen in der Existenz des 
Schülers. Auf seinem Rücken werden sie ausgetragen."32 In sei- 
nem Gründungsaufruf nannte das AUSS die unmittelbaren Haupt- 
schuldigen: „eine Schule mit überholter Autoritätsstruktur" und 
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„ein Elternhaus, das alle ‚erzieherischen' Mittel in der Hand hat"?, 

Berechtigte Kritik wurde hier überzogen und mündete in eine 
irreale Zielsetzung. 

Die Schule in der antagonistischen Klassengesellschaft trägt 
gewiß dazu bei, die allgemeinen Herrschaftsstrukturen zu reprodu- 
zieren, durch das Bildungsmonopol, das sie praktiziert, und durch 
die Bildungsinhalte, die sie vermittelt. Das ist zu kritisieren. Und 
hier ist um Änderung zu kämpfen, im Zusammenhang mit dem 
allgemeinen, gegen die Herrschaft der Monopole gerichteten 
Kampf um eine Demokratisierung der Gesellschaft. Wer hier zu- 
nächst und vor allem gegen Autorität schlechthin angeht, der 
zäumt das Pferd am Schwanz auf. Und wenn dies noch dazu 
Schüler, die aus privilegierten Schichten stammen, mit Mär- 
tyrergehabe tun, dann fragt sich der Beobachter: Was soll das? 

Und wie auch, hier war das Unmögliche möglich zu machen, 
sollte sich Antiautoritäres durchsetzen lassen? Organisierung war 


notwendig - wie anders sollte man etwas erreichen? —, doch 
zugleich dem Anliegen unangemessen. Denn Organisation ver- 
langt Disziplin, Autorität, Einordnung — ist also von vornherein 


ungeeignet, antiautoritären Zielen zu dienen. 

Das AUSS bewegte sich in genau diesem Dilemma. Ihm wurde 
einerseits vorgeworfen, zuwenig organisiert zu sein, und soweit es 
Organisation gab, wurden ihm andererseits „autoritäre Struktu- 
ren" angelastet. So hieß es einmal in einem Arbeitspapier des 
AUSS Heidelberg: „Das AUSS droht an dem Mißverständnis zu 
ersticken, individuelles, bloß antiautoritäres Verhalten sei als kol- 
lektives bereits revolutionär und der Boykott politischer Arbeit 
stelle eine Antizipation gegengesellschaftliicher Modelle dar und 
ersetze eine revolutionäre Organisation."3* Hier war ein Mehr an 
Organisiertheit gefordert. Demgegenüber klagte das USSB Bux- 
tehude: „Verinnerlichte, autoritäre Strukturen haben sich in den 
Schülerbünden selbst reproduziert. Eine Teilung ist erfolgt in 
Führeroligarchie und Fußvolk. Sie zerstört ein Moment, das bislang 
die Stärke der linken Bewegung ausmachte: Aufhebung der Ar- 
beitsteilung und Gleichbewertung eines jeden einzelnen."35 Hier 
erschien Organisation als der paradiesische Sündenfall. Wie bei- 
des unter einen Hut bringen? Baron Münchhausen stand vor einer 
vergleichsweise leichten Aufgabe, als er weiland versuchte - 
glaubt man seinen Berichten —, sich am eigenen Schopf aus dem 
Sumpf zu ziehen. 


Ohne Autorität, das zeigt das Dilemma, kommt nicht aus, wer in 
der antagonistischen Klassengesellschaft Wesentliches ändern 
will. Friedrich Engels nannte eine Revolution „das autoritärste 
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Ding, das es gibt; sie ist der Akt, durch den ein Teil der Bevöl- 
kerung dem änderen Teil seinen Willen vermittels Gewehren, 
Bajonetten und Kanonen, also mit denkbar autoritärsten Mitteln 
aufzwingt..,"36. 


Antiautoritär sollte es auch in der Liebe — richtiger wohl; in den 
sexuellen Beziehungen - zugehen. Die „anti-autoritären" Rebellen 
erheben Anspruch auf Glück; „make love, not war", schrieb der 
Pädagogikprofessor Peter Brückner aus Hannover; „die ‚häßlich- 
sten Körperteile‘ sollen wieder Quelle von Lust sein".3” Einige 
meinten, man müsse mit einer sexuellen Zügellosigkeit beginnen, 
wie sie etwa Henry Miller in seinen Romanen als höchste Verkör- 
perung von Freiheit pries, das übrige werde sich dann von selbst 
finden bzw. erledigen. 

Für viele Schüler wurde, wie Reimut Reiche formulierte, das 
Interesse am Sex zum „Einstieg" in die Politik.3® Die „Unabhängige 
Schülergemeinschaft" in Westberlin beispielsweise veranstaltete 
im Februar 1967 mit Hilfe des SDS „Kolloquien" über Empfäng- 
nisverhütung, vorehelichen Geschlechtsverkehr und Abtreibung. 
Der Mediziner Hubert Bacia hielt einen Vortrag zu dem Thema 
„Über die Schädlichkeit der Enthaltsamkeit", in dem er seine Zu- 
hörer aufforderte, gegen die sexuelle wie die politische Ent- 
haltsamkeit — beide seien als Einheit zu sehen — zu rebellieren.?9 

Politik wurde so in einigen Kreisen der „Neuen Linken" erotisch- 
sinnlich eingefärbt, Heilserwartungen weckend, als müsse hier und 
heute alles stattfinden, die sexuelle wie die Menschheitsbefreiung. 
Die Zeitschrift „konkret" gab dabei den Ton an: Polemiken gegen 
imperialistische Politik, vielfach glänzend geschrieben, Analysen 
aus der Arbeitswelt der BRD standen neben gelungenen Aktfotos 
und Erotikliteratur, die oft weniger gelungen war und mitunter ins 
Pornographische abglitt. (Kontaktanzeigen dieser Art sollten offen- 
bar überkommene „Tabus" abbauen: „Ehefrau, 27 Jahre, sucht für 
ihren Ehemann Dame, die ihn während meiner Abwesenheit von 
6 Wochen verwöhnt. Alter und Hautfarbe unwichtig, doch sollte sie 
aus Hamburg sein.") 

Anarchisten konnten sich hier heimisch fühlen - und sie mach- 
ten mit. Wohin die „Neue Linke" wollte: Was scherte es sie? Die 
Hauptsache, hier und heute bewegte sich etwas, und sie hatten ihr 
Publikum. 

Doch auch theoretisch meldeten sie sich zu Wort. Im Sommer 
1967 fragte ein Student während einer Diskussion mit Herbert 
Marcuse im Auditorium maximum der Technischen Uhniversi- 
tät in Westberlin: „Ergibt sich nicht die Notwendigkeit, eine völlige 
Verschiebung der Theorie-Praxis-Spannung einzuführen, näm- 
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lich die, daß die Rolle der subjektiven Tätigkeit in der Form des 
Anarchismus wieder legitim werden kann?" Den politisch Or- 
ganisierten machten Anarchisten den Vorwurf, die Revolution für 
ihre Enkel vorzubereiten; sie selbst wollten die totale Umwälzung 
noch persönlich erleben. 

Die „Neue Linke" hätte gut daran getan, sich von den Anarchi- 
sten zu distanzieren. Doch in ihren eigenen Reihen gab es starke 
Bestrebungen — gerade in der „antiautoritären" Frontstellung —, 
die zum Anarchismus führten. 


Vietnam - das große Thema 


Das große Thema der „Neuen Linken" in der BRD und in West- 
berlin wurde Vietnam. 

Die Studenten dort waren nicht unmittelbar vom Vietnamkrieg 
betroffen, das heißt, sie waren nicht der Gefahr ausgesetzt, 
selbst zum Kriegsdienst eingezogen zu werden. Ihr Engagement 
hatte so einen anderen Ansatzpunkt als in den USA; viele von 
ihnen lehnten nicht nur den Krieg ab, sondern solidarisierten 
sich im Zusammenhang damit mit dem Befreiungskampf des 
vietnamesischen Volkes. 


Die Solidarität der Kräfte, die gegen den Imperialismus und für 
gesellschaftlichen Fortschritt kämpfen, war und ist eine große und 
wichtige Sache. Sie hilft allen Beteiligten, denen, die sie empfan- 
gen, aber auch denen, die sie geben. Denn wer. Menschen in sei- 
nem Land gewinnen will, sich mit Kämpfern gegen den Imperialis- 
mus und für gesellschaftlichen Fortschritt anderswo zu solidarisie- 
ren, muß sie mobilisieren; er setzt also etwas in Bewegung, was 
dann auch in der eigenen politischen Landschaft Wirkung zeitigt. 
Zudem verbessern sich durch Erfolge, die revolutionäre und anti- 
imperialistische Kräfte anderswo mit seiner Unterstützung ge- 
winnen, die eigenen Kampfbedingungen. 

Die linken Studenten sahen viel von dieser Wechselseitigkeit der 
Solidarität. „Unser richtig verstandenes Interesse, das einsieht, 
daß jeder Sieg des Vietkong (gemeint ist die vietnamesische Be- 
freiungsbewegung — M. R.) ein Sieg für unsere Demokratie be- 
deutet, ist die Triebfeder der folgenden Blätter", hieß es in Nr. 1 der 
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Am 2. Juni 1967 erschoß ein Polizist in Westberlin den Studenten Benno 
Ohnesorg, der an einer Demonstration gegen den Besuch des Schahs 
von Iran teilgenommen hatte 


„SDS-Information über Vietnam und die Länder der Dritten 
Welt". 

In Westberlin wurde das Thema Vietnam Gegenstand besonders 
heftiger Auseinandersetzungen. 

Dort war 1948 die sogenannte Freie Universität gegründet wor- 
den, von Antikommunisten und im Zuge der Spaltung der Stadt. 
Sie war von vornherein ein eminent politisches Unternehmen; 
Horst Ehmke sprach 1949 davon, daß sie im „antikommunistischen 
Kreuzzug des Westens" die „Funktion des akademischen Feldzei- 
chens" übernommen habe. Linkskräfte suchten in der Folgezeit 
den Spieß umzudrehen und der Politisierung der Universität ihr 
Gepräge zu geben. 1963 erreichten sie, daß ein rechter Student als 
AStA-Vorsitzender (AStA = Gremium der studentischen Selbst- 
verwaltung) abgelöst wurde. Am 18. Dezember 1964 demonstrier- 
ten sie dagegen, daß der kongolesische Ministerpräsident Moise 
Tschombe, den sie den Mörder Lumumbas nannten, die Stadt 
besuchte; sie durchbrachen die Polizistenkette am Flughafen und 
bewarfen den Gast bei seiner Abfahrt vom Schöneberger Rathaus 
mit Tomaten. 
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Letztes Geleit für Benno Ohnesorg: auf Westberliner Seite... 


An diesem Tag war, so sah es Rudi Dutschke, der zum Wort- 
führer der rebellierenden Studenten wurde, „erstmalig in West- 
Berlin die Dritte Welt lebendig geworden in der praktisch-kritischen 
Tätigkeit der Studenten und Arbeiter"*2. 

1965 stritten linke Studenten mit dem Rektor, als dieser dem 
Schriftsteller Erich Kuby, der zu einer Podiumsdiskussion geladen 
war (Thema; „Restauration oder Neubeginn - die Bundesrepublik 
Deutschland 20 Jahre danach"), Hausverbot erteilte. Im Winter 
1965/66 — die USA-Aggression in Vietnam hatte begonnen und 
eskalierte — veranstalteten sie an der „Freien Universität" ein „Auf- 
klärungssemester über Vietnam". In der Nacht zum 4. Februar 1966 
klebten sie Plakate mit einem Aufruf, der endete: „Wie lange noch 
lassen wir es zu, daß in unserem Namen gemordet wird? Amis 
raus aus Vietnam!" Am Tage darauf bewarfen Studenten das 
Amerika-Haus mit Eiern und setzten die US-Flagge auf halbmast. 
Als Rektor Lieber sich deshalb beim amerikanischen Stadtkom- 
mandanten entschuldigte, erklärte der SDS, der Rektor tue so, als 
werde in Vietnam Westberlin verteidigt; tatsächlich verlören die 
Amerikaner durch ihren unmäßigen Krieg dort jede moralische 
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..auf dem Territorium der DDR, das der Trauerkonvoi auf seinem Weg 
nach Hannover passierte 


Berechtigung, von der Verteidigung der Freiheit an irgendeinem 
Ort in der Welt überhaupt noch sprechen zu können. 

„Kein politisches Ereignis hat in den Diskussionen und bei der 
Politisierung der Studenten eine so entscheidende Rolle gespielt 
wie der Vietnam-Krieg", schrieb Uwe Bergmann. Die „Auseinan- 
dersetzung mit den Verbrechen eines Landes mit demokratischem 
Anspruch, den Verbrechen der USA in Vietnam, war ein ent- 
scheidender Motor der studentischen Bewegung."*3 

Im Frühjahr 1967 sprengten die Auseinandersetzungen den 
akademischen Rahmen. Der Schah des Iran — inzwischen wurde er 
im Ergebnis der „islamischen Revolution" 1978/79 gestürzt und 
starb, nach Zwischenstationen in Amerika, in Ägypten im Exil — 
kam nach Westberlin. Die Illustrierten sparten nicht an Papier und 
Farben, um bei ihren Lesern Bewunderung für den Prunk seines 
Hofes und die Schönheit seiner Frau zu wecken. Die Linken mach- 
ten demgegenüber darauf aufmerksam, daß sich hinter der glanz- 
vollen Fassade ein brutales Terrorregime verbarg, das das eigene 
Volk gnadenlos unterdrückte und seine Gegner durch den Geheim- 
dienst Savak noch im Ausland verfolgen ließ. Sie organisierten 
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auch eine Demonstration gegen den Schahbesuch, die turbulent 
verlief. Polizisten gingen mit Gummiknüppeln gegen die Demon- 
stranten vor; sie hatten die Unterstützung schahtreuer „Jubelper- 
ser", die mit langen Latten gekommen waren und wild um sich 
schlugen. In einer Nebenstraße erschoß der Kriminalobermeister 
Karl-Heinz Kurras — er wurde später von der Anklage der fahrläs- 
sigen Tötung freigesprochen — den sechsundzwanzigjährigen 
Studenten Benno Ohnesorg, der erstmals an einer Demonstration 
teilnahm. Noch nachdem Ohnesorg, am Kopf getroffen, zu Boden 
gegangen war, prügelten Polizisten auf ihn ein und traten auf ihm 
herum. 

Die Linken waren betroffen. Trauer herrschte in ihren Reihen. 
(Viele trugen einige Tage Trauerflor.) 20.000 Studenten begleiteten 
ihren toten Kommilitonen bis an die Stadtgrenze. Zuvor hatte der 
Theologieprofessor Helmut Gollwitzer eine Trauerrede gehalten. In 
Hannover, der Heimatstadt Ohnesorgs, fand ein Kongreß statt. 


Der Mord an Ohnesorg bewirkte Lernprozesse. Viele Linke 
hatten „ihre" Machthaber mit starken Worten bedacht — doch 
daß diese morden ließen, daran hatten sie nicht geglaubt. Sie 
tauschten Illusionen gegen Zorn und Entschlossenheit ein. Der 
„Neuen Linken" erwuchsen aus dem Mord neue Impulse. Sie 
gewann neue Anhänger. 


Heinrich Albertz, zur Zeit des Mordes Regierender Bürgermeister 
in Westberlin, trat vier Monate nach der Tat von seinem Amt zu- 
rück. Er fühlte sich mitverantwortlich für das, was geschehen war 
und was er zunächst gedeckt hatte. „Ich jedenfalls fühle mich aufs 
tiefste beteiligt", erklärte er. „Ich habe auch zu spät erkannt, wie 
ernst es diesen Leuten war, als sie mit ihrem Schlüsselerlebnis 
‚Vietnam' auf unsere Straßen gingen."“* 

Am 17. und 18. Februar 1968 fand an der Technischen Universität 
in Westberlin ein „Internationaler Vietnam-Kongreß" statt. Einige 
tausend Studenten nahmen an ihm teil. Zum Abschluß des Kon- 
gresses zogen 12.000 Demonstranten durch die Innenstadt. (Ein 
vom Senat erlassenes Demonstrationsverbot war vom Verwal- 
tungsgericht aufgehoben worden.) In der Schlußerklärung des 
Kongresses, die auf der Abschlußkundgebung verlesen wurde, 
hieß es u.a.: „Wir rufen die antiimperialistischen Widerstands- 
bewegungen auf... immer wieder auf gemeinsame Massen- 
manifestationen gegen den US-Imperialismus und alle seine Hand- 
langer in Westeuropa hinzuarbeiten. Im Verlauf dieses gemeinsa- 
men Kampfes muß die politische und organisatorische Zusam- 
menarbeit zwischen den revolutionären Befreiungsbewegungen in 
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der Dritten Welt und den Widerstandsbewegungen in den USA und 
in den westeuropäischen Ländern intensiviert und zu einer Ein- 
heitsfront ausgebaut werden." Die Gls wurden aufgerufen zu 
desertieren. 

Das war eine ernst zu nehmende Manifestation. Die Herrschen- 
den in Westberlin nahmen sie ernst. 

Nur wenige Tage später, am 21. Februar, veranstaltete der West- 
berliner Senat eine Gegenkundgebung. Die Behörden gaben ihren 
Mitarbeitern Stunden vorher frei, die öffentlichen Verkehrsbetriebe 
BVG richteten Sonderlinien ein, und die Rundfunksender brachten 
Extrameldungen. 

80.000 Westberliner kamen, und Rechtskräfte suchten eine anti- 
kommunistische „Frontstadt"stimmung, die eine wunrühmliche 
Tradition hatte, unter ihnen zu entfachen. Sprecher auf der Kund- 
gebung nannten die rebellierenden Studenten u.a. „Untermen- 
schen", „Krakeeler", „Feinde der Demokratie", „Krawallmacher" 
und „Kriminelle". Sprechchöre Waren zu hören: „Dutschke raus 
aus Westberlin!", auf Spruchbändern stand: „Dutschke, Staats- 
feind Nr. 1" oder: „Arbeiter, seid nett, jagt Dutschke und Konsorten 
weg!" Über 40 „Verdächtige" wurden zusammengeschlagen, 
3 von ihnen mußten in ein Krankenhaus eingeliefert werden. 

Doch das war noch nicht alles. 

Die antikommunistische Hysterie verlangte geradezu nach einer 
Tat, und Josef Bachmann, ein junger Mensch, führte sie aus. Am 
11. April 1968, nur anderthalb Monate nach der Senatskund- 
gebung, schoß er auf Dutschke — und traf. Die Schüsse waren 
tödlich; nicht unmittelbar, doch sie zeitigten Folgen, an denen 
Dutschke am 24. Dezember 1979 starb. 

Vor einem Schwurgericht in Westberlin wurde Bachmann wegen 
versuchten Mordes an Dutschke zu sieben Jahren Zuchthaus und 
zur Aberkennung der Ehrenrechte auf ebenfalls sieben Jahre ver- 
urteilt. In den ersten Vernehmungen nach seiner Tat äußerte er, 70 
Prozent der Bevölkerung seien mit ihm einverstanden. Tatsächlich 
handelte er im Bann eines zur Staatsdoktrin erhobenen Antikom- 
munismus, der sich auch gegen die nichtkommunistische Linke 
richtete. 

Viele Linke reagierten unmittelbar auf das Attentat. In einer Reihe 
von Städten versuchten sie, die Auslieferung der Zeitungen des 
Springer-Konzerns, der sich in der Entfachung der antikommuni- 
stischen Hysterie besonders hervorgetan hatte, zu verhindern. In 
Westberlin gingen 2000 Studenten daran, das Springer-Hochhaus 
zu stürmen; als Polizisten das unmöglich machten, setzten sie die 
Fahrzeughalle in Brand und zerstörten mehrere Transportfahr- 
zeuge. 
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Axel Cäsar Springer. 
Gegen seinen Verlag, der in seinen Publikationen gegen die Kräfte des 
Fortschritts hetzte, richteten sich Protestaktionen der „Neuen Linken" 


An den Auseinandersetzungen mit Springer, die fünf Tage 
dauerten, vom 11. bis 15. April 1968, beteiligten sich insgesamt 
über 60.000 Menschen, darunter erstmals viele Lehrlinge. Die 
Staatsmacht setzte 21.000 Polizisten ein und ließ über 1000 De- 
monstranten verhaften. 2 Menschen fanden den Tod, 400 wurden 
— zum Teil schwer — verletzt. 

Am 4. November 1968 sollte sich der Rechtsanwalt Horst Mahler 
vor dem Westberliner Landgericht in einem Ehrengerichtsverfah- 
ren wegen seiner Teilnahme an der Springer-Blockade verantwor- 
ten. Da durchbrachen 2000 Demonstranten am Tegeler Weg die 
Barriere der Polizei und übernahmen einen Wasserwerfer. Ein zu- 
fällig vorbeikommender LKW, der mit Steinen beladen war, wurde 
„enteignet", und die zurückweichenden Polizisten wurden mit 
Pflastersteinen beworfen. Das Ergebnis der Auseinandersetzun- 
gen: 20 Studenten und 130 Polizisten mußten sich ärztlich be- 
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Polizei schützt das Springer-Verlagshaus in Westberlin 


handeln lassen. Ein Reporter zählte 2371 umherliegende Pflaster- 
steine. 

Dutschke, noch im Krankenhaus, erhielt Hunderte von Briefen. 
Viele wünschten ihm Genesung, solidarisierten sich mit ihm. An- 
dere beschimpften ihn, verbunden mit Morddrohungen wie „Aus- 
rotten", „Erledigen", „Liquidieren" und „Krepieren". Stefan Reis- 
ner kommentierte dies mit der Bemerkung, in den Briefen - von 
denen er eine Zusammenstellung herausgab - spiegele sich „eine 
gesellschaftliche Situation, in der der Mord zu einer fast gewohn- 
ten Konsequenz geworden ist", 


Die Annahme der Notstandsgesetze in der BRD konnte sie nicht 
verhindern. Anläßlich ihrer zweiten Lesung im Bundestag im Mai 


44 


1968 fanden noch einmal Protestaktionen statt, an denen sich 
ungefähr 80.000 Menschen beteiligten, doch sie blieben erfolglos. 
Und hatte die Bildung der „Großen Koalition" 1966 Illusionen 
zerstört, so keimten neue Hoffnungen auf, als 1969 die soziallibe- 
rale Koalition, das heißt das Regierungsbündnis von SPD und FDP, 
zustande kam. 

Die Auseinandersetzung mit der USA-Aggression in Vietnam 
bewirkte bei manchen Lernprozesse. E. A. Rauter machte in „kon- 
kret" deutlich, daß die Abscheulichkeiten, mit denen die USA Süd- 
ostasien überziehen, letztlich im kapitalistischen System wurzeln. 
Denn der Kapitalismus lasse Kriege für die Kapitalisten zum Ge- 
schäft werden. Nur ein Mittel sei geeignet, das Übel mit der Wurzel 
auszurotten: die Übernahme der Fabrikationsanlagen und Banken 
durch diejenigen, die sie erbauen und bedienen. „Was, in aller 
Welt, wäre natürlicher? Es muß sich herumsprechen, daß der 
Privatbesitz an Produktionsanlagen, die nur durch die Arbeit der 
Allgemeinheit funktionieren, das Hauptverbrechen unserer Zeit ist. 
Das Abschlachten von Bauern und Arbeitern, Bäuerinnen und Ar- 
beiterinnen und deren Kindern in Südostasien hört deshalb nicht 
auf, weil die ‚unselbstständig Erwerbstätigen‘ (in den USA und in 
Westdeutschland) nicht die Herren ihrer eigenen Produkte sind. Ein 
Volk, das selbst bestimmt, was es hersteilen will, braucht keinen 
Krieg."*”’ Doch Vietnam war, nachdem die USA ihren Krieg dort 
„vietnamisiert" hatten, das heißt Südvietnamesen für sich kämp- 
fen ließen, für die nichtproletarische Linke bald kein Thema mehr. 


Einige in der „Neuen Linken", und ihre Zahl wuchs, entdeckten 
den palästinensischen Widerstand, der in den sechziger Jahren, 
nach der Niederlage 1948/49, seine Wiedergeburt erlebte. 


Das war eine Entdeckung und Neuorientierung zugleich. Denn 
noch im Juni 1967, als der dritte Krieg zwischen Israel und ara- 
bischen Nachbarstaaten ausbrach, solidarisierten sich viele linke 
Studenten mit dem Aggressor Israel, den sie, den imperialistischen 
Medien Glauben schenkend, als Opfer betrachteten. Jetzt ver- 
meinten Vertreter der „Neuen Linken", in Fatah den „arabischen 
Vietkong" vor sich zu haben. Im palästinensischen Widerstand sah 
Detlev Schneider die Ideen Frantz Fanons verkörpert. „Die Pa- 
lästinenser haben zwanzig Jahre zusehen müssen, wie die ara- 
bischen ‚Führer' sich ihrer Angelegenheiten annahmen: mit starken 
Worten, Versprechungen, Reden", schrieb er. „Heute wollen sie 
nicht mehr nur Objekt sein. Sie haben einen neuen Ausweg: die 
revolutionäre Gewalt."*® 
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Paris, Mai 1968: 
„Alle Macht der Phantasie!“ 


Gruppen und Strömungen, die zur „Neuen Linken“ zu rechnen 
sind, wurden in nahezu allen entwickelten kapitalistischen 
Ländern aktiv. 


Als in der japanischen Hafenstadt Sasebo im Januar 1968 der 
US-Flugzeugträger „Enterprise" erwartet wurde, der zuvor im Golf 
von Tongking, das heißt in vietnamesischen Gewässern, operiert 
hatte, protestierten ungefähr 1000 Studenten. Ausgerüstet mit 
Helmen und Stöcken, griffen sie am 17. und 18. Januar eine Bar- 
rikade der Polizei an. Nachdem sie einen anfänglichen Erfolg er- 
rungen hatten - es gelang ihnen, die Barrikade von der Brücke, auf 
der sie stand, zu stürzen —, gingen Polizei-Spezialtruppen gegen 
die Demonstranten vor und schlugen viele bis zur Bewußtlosigkeit 
zusammen. Die Bevölkerung von Sasebo, die sich bis dahin reser- 
viert verhalten hatte, solidarisierte sich jetzt mit den Studenten. Als 
am 19. Januar die „Enterprise" kam, bewarfen Bürger der Stadt die 
Polizeisperren mit Steinen. (Nachdem im ARD-Fernsehen Auf- 
nahmen von Sasebo gezeigt worden waren, kauften Studenten in 
der BRD in größerem Umfang Bauarbeiterhelme.) 

In Tokio forderten Studenten am 28. April 1969 die Rückgabe des 
von den USA besetzten Okinawa, das am 28. April 1952 aus dem 
japanischen Staatsgebiet herausgetrennt worden war. Gegen den 
Widerstand der Polizei besetzten sie zwischen dem Hauptbahnhof 
und der Ginza, dem Laden- und Vergnügungsviertel, einen Stra- 
Renzug in einer Länge von fast einem Kilometer und erklärten ihn 
zum „befreiten Gebiet". 

In Italien, so hieß es, hatten sich rund 450.000 Studenten enga- 
giert, um eine Demokratisierung der Hochschulen und der Ge- 
sellschaft zu erreichen. Die Universitäten von Turin, Mailand, 
Pavia, Padua, Florenz, Pisa, Bologna, Rom, Neapel und Messina 
wurden Wochen besetzt gehalten. „Die Universität muß ein Viet- 
nam werden" stand auf einem Plakat.“9 

In Stockholm protestierten im März 1968 Studenten gegen die 
Anwesenheit des USA-Finanzministers Henry S. Fowler im Land, 
der zu einer Währungskonferenz der Zehnergruppe gekommen 
war. Einen Monat darauf demonstrierten in Kopenhagen 10.000 
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Menschen gegen die USA-Aggression in Vietnam. Studenten be- 
setzten Labors, um in den Studienausschüssen, die über Inhalt und 
Form des Studiums zu entscheiden hatten, ebenso stark vertreten 
zu sein wie die Professoren. 

Noch etliche Länder wären zu nennen. Mit jedem wechselt der 
Schauplatz, neue Akteure treten auf, andere Handlungsabläufe, 
doch wäre in den wechselnden Bildern auch Altbekanntes, Ver- 
trautes zu entdecken. 


Nirgendwo spitzten sich indessen die Auseinandersetzungen so 
zu wie im Mai 1968 in Frankreich. Dort allerdings griff auch die 
Arbeiterklasse ein und sprach ein machtvolles Wort. 


Der Konflikt brach plötzlich aus, doch der Konfliktstoff hatte sich 
lange angesammelt. „Damals im Mai schlug der Blitz in Paris 
ein...", schrieb Jean-Louis Barrault, ein französischer Theater- 
mann, rückschauend. „Das Gewitter, scheint mir, kam von weit 
her, und es zieht immer noch um die Welt. Ich glaube gelinde 
gesagt nicht, daß es vorüber ist..."50 

Das Gewitter — woher kam es? 

Die französische Wirtschaft hatte sich seit Ende der fünfziger 
Jahre - T958 war Charles de Gaulle Staatspräsident geworden - 
relativ rasch entwickelt. Ende 1967 trat dann eine Verlangsamung 
ein. Die Werktätigen, die für das Wirtschaftswachstum große Opfer 
hatten bringen müssen (u.a. schlechte Arbeitsbedingungen, lange 
Arbeitszeit), spürten dies am unmittelbarsten: Die Zahl der Arbeits- 
losen stieg von 300.000 im Januar 1968 auf 500.000 im Mai des- 
selben Jahres. Jeder zweite von ihnen war unter 25 Jahren. Als 
Ausdruck der sich verschärfenden Widersprüche hatte es schon 
1967 2.824.000 Streikende mit 4.203.000 Streiktagen gegeben - ein 
Rekord seit 1958.5' 

An den Hochschulen hatten sich unerträgliche Zustände her- 
ausgebildet. Die Zahl der Studenten war hinaufgeschnellt, von 
2.100.00 im Jahre 1960 auf annähernd 600.000 im Jahre 1968, das 
heißt um fast 300 Prozent. Doch das Hochschulsystem behielt 
weitgehend seine überkommenen Strukturen. Das hatte u.a. zur 
Folge, daß es in naturwissenschaftlich-technischen Disziplinen zu 
wenige, in „geisteswissenschaftlichen" Fächern zu viele Absolven- 
ten gab. Über die Hälfte der Studenten brachen ihr Studium vor- 
zeitig ab.2 

Vorspiele zu der Klassenauseinandersetzung fanden an der Uni- 
versität in Nanterre und an der Sorbonne, der großen Universität 
in Paris, statt. Studenten hatten in Nanterre zu Diskussionsveran- 
staltungen zum Vietnamkrieg geladen. Daraufhin ließ der Rektor 
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den Lehr- und Prüfungsbetrieb einstellen. Im Hof der Sorbonne 
griff am 3. Mai Polizei gegen eine Versammlung von etwa 500 
Studenten ein. 

Am 6. Mai, einem Montag — am Sonnabend zuvor war die Sor- 
bonne geschlossen worden —, spitzten sich die Auseinanderset- 
zungen zwischen Studenten und Polizei zu, und sie eskalierten 
dann rasch. 10.000 Studenten trafen sich zunächst vor der Natur- 
wissenschaftlichen Fakultät. Als schwerbewaffnete Polizisten die 
Versammlung auflösen wollten, löste dies Straßenschlachten aus. 
An den beiden folgenden Tagen kamen jeweils 50.000 und 20.000 
Menschen zu Demonstrationen zusammen, auf den Champs- 
Elysees und auf dem Boulevard Saint-Germain. Studenten errich- 
teten Barrikaden aus Pflastersteinen, um das Quartier latin, das 
Studentenviertel, zu verteidigen. Doch in der Nacht vom 10. zum 
11. Mai drangen 10.000 CRS-Polizisten in das Viertel ein, und es 
gelang ihnen unter Einsatz von Tränengas, Brandbomben und 
Gummiknüppeln, den Widerstand der Studenten, die von Schülern 
unterstützt wurden, zu brechen. 600 Verletzte, 70 ausgebrannte 
Autowracks, mehrere verwüstete Straßenzüge und zahlreiche Ver- 
haftete waren die Bilanz der Kämpfe. (Bei der CRS — Compagnies 
Republicaines de Securite — handelt es sich um eine paramilitäri- 
sche Bereitschaftspolizei.) 

Das war die erste Runde der Auseinandersetzungen. Studenten 
und Schüler hatten sich tapfer geschlagen. Ein Lied besang die 
Kämpfe: 

„Durch der Straßen Pflastersteine 
und durch die Barrikaden, 

durch die Handgranaten 

und die stürmenden Polizisten 
grüße ich dich, 

Paris!"53 


Die zweite, machtvollere Runde der Auseinandersetzungen 
begann, als die Gewerkschaften CGT, CFDT und FO für den 13. 
Mai einen vierundzwanzigstündigen Generalstreik ausriefen, 
aus Protest gegen das brutale Vorgehen der Polizei. Die FKP 
begrüßte den Aufruf. Eine Million Werktätige beteiligten sich an 
einer Demonstration durch die Arbeiter- und Studentenviertel, 
die sich zu einer der machtvollsten Manifestationen der franzö- 
sischen Geschichte gestaltete. 


Studenten besetzten, aus der solidarischen Aktion der Werk- 
tätigen neuen Mut schöpfend, die Sorbonne und erklärten sie zur 
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„autonomen Universität für Studenten und Arbeiter". Die Polizei 
sah sich gezwungen, sich aus dem Quartier latin zurückzuziehen. 

Barrault notierte für den 14. Mai: „Das revolutionäre Fieber 
steigt. Die Sorbonne und die wichtigsten Universitäten sind von 
Studenten besetzt. Barrikaden, Tränengasbomben, ausgerissene 
Bäume..., die Polizei verschwindet wie mit einem Zauber- 
schlag."®* (Am Tag darauf wurde, zum Schrecken von Barrault, das 
von ihm geleitete Odeon-Theater besetzt und als „freies Volks- 
theater" deklariert.) 

Vom 17. bis 27. Mai, es war dies der Höhepunkt der Auseinan- 
dersetzungen, erfaßte ein Generalstreik das Land. Ungefähr 10 
Millionen Menschen beteiligten sich an ihm. In zahlreichen Städ- 
ten, Universitäten, Präfekturen, Schulen und Betrieben übten die 
Werktätigen durch eigene Organe eine Kontrolle über die Preise, 
die Lebensmittel-, Wasser- und Energieversorgung sowie über das 
Transport- und Nachrichtenwesen aus. 

Es war dies die größte Klassenschlacht, die nach dem zweiten 
Weltkrieg in einem entwickelten kapitalistischen Land geschlagen 
wurde. 

Die Herrschenden waren verunsichert. Der namhafte bürgerliche 
Publizist und Historiker Alfred Grosser schrieb Ende 1968 aus 
Paris: „Es ist vermessen, nüchtern berichten zu wollen..., als 
Bürger eines Landes, das zugleich lahmgelegt und in voller Gärung 
ist. Ein Land ohne Post, ohne Eisenbahnen, ohne Benzin, ohne 
Schulen. Ein Land, wo es blutige Zusammenstöße gegeben hat 
und noch jede Minute geben kann. Ein Land, für das plötzlich jede 


Zukunft — von der totalen Anarchie bis zur wiederhergestellten 
oder jedenfalls kaum veränderten alten Ordnung — möglich 
scheint."55 


Doch die Herrschenden gaben nicht auf. Präsident Charles de 
Gaulle, vorzeitig von einer Rumänienreise zurückgekehrt, erklärte 
selbstbewußt: „La reforme oui, la chien-lit non." („Reform ja, 
Bettscheißerei nein.") Zur Stabilisierung des Systems setzte die 
Staatsmacht Gewalt ein; sie verbot Demonstrationen, und sie ließ 
am 14. Juni das Od&on-Theater sowie am 16. Juni die Sorbonne 
räumen. Allerdings: Ernsthafte Zugeständnisse seitens der 
Herrschenden waren unvermeidlich. Die am schlechtesten be- 
zahlten Schichten der Arbeiterklasse vor allem konnten ihre Lage 
beträchtlich verbessern; diejenigen, die Mindestlöhne erhielten, 
erreichten eine Lohnerhöhung, und zwar in der Industrie um 
mindestens 35 Prozent und in der Landwirtschaft um 56 Prozent. 
Ferner setzten die Arbeiter eine Verkürzung der Arbeitszeit (von 48 
auf 40 Stunden), eine Verlängerung des Urlaubs und eine Aus- 
dehnung der Gewerkschaftsrechte durch. 
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Linksradikale („Gauchisten") und Anarchisten — sie bildeten in 
Frankreich eine weitgefächerte Szene — hatten durch ihre Initiati- 
ven zum Ausbruch der Klassenauseinandersetzungen beigetragen. 
Doch waren und blieben sie von den Werktätigen isoliert. Ihre 
Wortführer suchten der revolutionären Praxis eine Selbstbestäti- 
gung zu entnehmen, und statt Gesellschaftsveränderung wollten 
sie die Provokation. Ihre „Programme“ kleideten sie in Losungen, 
die die Wände schmückten (und die zum Teil berühmt werden 
sollten): „Alle Macht der Phantasie!", „Zu verbieten ist verboten!", 
„Vergeßt alles Gelernte, beginnt mit Träumen!", „Seien wir reali- 
stisch, fordern wir das Unmögliche!" 

Die Freiheit, für die sie sich einsetzten, war für Linksradikale und 
Anarchisten identisch mit Spontaneität. Daniel Cohn-Bendit, Spre- 
cher der anarchistischen „Bewegung des 22. März" und von bür- 
gerlichen Journalisten zum „Revolutionshelden" hochstilisiert, 
meinte in einem Interview, das er Jean-Paul Sartre gab und das 
am 20. Mai 1968 veröffentlicht wurde: „Die Stärke unserer Be- 
wegung liegt... darin, daß sie sich auf eine ‚unkontrollierbare' 
Spontaneität stützt, daß sie Impulse gibt, ohne die Aktion, die sie 
ausgelöst hat, kanalisieren, für sich ausbeuten zu wollen.">6 

Andere wiederholten bzw. variierten diese Aussage. Jacques 
Sauvageot bezeichnete die Spontaneität gleichfalls als „die Stärke 
der Bewegung"; sie dürfe, meinte er, „nicht durch eine Organisa- 
tion gelähmt werden". Sein Ziel sei ein „nicht-autoritärer Sozialis- 
mus", wie er den Vorstellungen des französischen Anarchismus 
entspreche.57” Alain Geismar brachte seine Überzeugung auf die 
Formel: „Die Ziele ergeben sich aus der Aktion."5® Erst sollte ge- 
handelt, dann gedacht werden. 

Für manche reduzierte sich Freiheit auf die Möglichkeit, sich 
„frei' — das heißt ungehindert und pausenlos — aussprechen zu 
können, teilweise in Versammlungen, die rund um die Uhr dauer- 
ten. Barrault notierte nach einer Woche Odeon-Besetzung: „Seit 
fast einer Woche fließen die Parolen im Nonstop: 7 mal 24 = 168 
Stunden Reden."®% Es kursierte ein Bonmot: „1789 hat man die 
Bastille, 1968 hat man das Wort genommen." 


Die Kommunisten Frankreichs hatten in einer außerordentlich 
komplizierten Situation zu handeln — und sie taten dies ver- 
antwortungsbewußt. Sie machten sich zum Anwalt der Kräfte, 
denen an einer antimonopolistisch ausgerichteten Demokrati- 
sierung der Gesellschaft gelegen war. Zugleich wiesen sie links- 
radikale und anarchistische Provokationen, die das demokrati- 
sche Anliegen zu gefährden drohten, zurück. 
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Linksradikale und Anarchisten machten den Kommunisten ge- 
rade diese ihre Besonnenheit zum Vorwurf. Sartre, der sich auf die 
Seite der Ultralinken geschlagen hatte, behauptete, die FKP habe 
bei den Ereignissen im Mai und Juni 1968 eine Haltung eingenom- 
men, „die keineswegs revolutionär und die im übrigen nicht ein- 
mal reformistisch war". Objektiv habe sie sich in einer „Kompli- 
zenschaft mit de Gaulle" befunden. Sie habe sich gerühmt, Frank- 
reich nicht in einen Bürgerkrieg gestürzt zu haben, und das, so 
Sartre, sei doch für eine kommunistische Partei „phantastisch"®°. 

Einige wollten, den Gedankengang, wie Sartre ihn entwickelte, 
fortführend, sogar wissen, die Macht habe im Frühjahr 1968 in 
Frankreich auf der Straße gelegen. Es habe sich nur niemand ge- 
funden, sie aufzuheben, und die FKP sei hauptverantwortlich für 
dieses Versäumnis. Diese These wird seitdem von bürgerlichen 
und kleinbürgerlichen Autoren beständig wiederholt. 

Rückfragen drängen sich hier auf. Zunächst, was Sartres Be- 
hauptung betrifft: Ist Bürgerkrieg an sich schon etwas Erstrebens- 
wertes? Doch nur für Abenteurer! Für Revolutionäre kann er nur 
dann einen Sinn haben, wenn sich in ihm die Chance einer poli- 
tischen Machtergreifung bietet. Die Voraussetzungen hierfür 
waren jedoch — und dies ist mit Blick auf den zweiten Vorwurf zu 
sagen — im Mai/Juni 1968 in Frankreich nicht gegeben. Zum einen: 
Der bürgerliche Unterdrückungsapparat war, auch wenn sich die 
Herrschenden verunsichert zeigten, noch voll intakt. De Gaulle 
begab sich am 29. Mai unter strengster Geheimhaltung — nicht 
einmal sein Premierminister Georges Pompidou wußte angeblich 
davon — zu den französischen Truppen, die in der BRD stationiert 
waren, um sich für den Notfall des Beistandes ihres Komman- 
deurs, des Generals Massu, zu versichern. In Paris organisierten 
seine Anhänger für den folgenden Tag eine Demonstration für ihn, 
an der etwa eine Million Franzosen teilnahmen. Zum anderen: Die 
Linke deutete zwar die Möglichkeit und Tragweite eines einheit- 
lichen Handelns an, doch sie war nicht einig. Linksradikale und 
Anarchisten hatten vielmehr mit ihrem provokatorischen Auftreten 
große Teile der Bevölkerung verschreckt, und als Reaktion darauf 
formierte sich, wie bürgerliche Publizisten es nannten, eine „Partei 
der Angst". 

Das wurde deutlich bei den Wahlen zur Nationalversammlung 
am 23. und 30. Juni: Sie brachten de Gaulle einen großen Wahl- 
sieg; seine Anhänger errangen drei Viertel aller Parlamentssitze 
und damit die größte parlamentarische Mehrheit in der zweihun- 
dertjährigen Geschichte des republikanischen Frankreich, während 
die Kommunisten und Sozialisten einen empfindlichen Rückschlag 
erlitten. Doch war das wiederum nur eine vorübergehende Ver- 
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schiebung des politischen Kräfteverhältnisses. Der Anspruch des 
Gaullismus — er war ein Mythos —, über den Klassen und Schichten 
zu stehen und ganz Frankreich zu verkörpern, war zu augenschein- 
lich mit der sehr konfliktgeladenen Wirklichkeit in Widerspruch 
geraten. Zehn Monate nach dem Sieg seiner Bewegung bei den 
Parlamentswahlen unterlag de Gaulle in einer Volksabstimmung 
und trat zurück. Im folgenden Jahr starb er. 

Der Mai 1968 in Paris — er hatte verschiedene Gesichter. Links- 
radikale und Anarchisten sahen mit und in ihm ihre Stunde ge- 
kommen. Danach zehrten sie von ihm. Im Frühjahr 1970 zählte man 
in Paris allein 7 maoistische Gruppen, die im Anspruch, das jeweils 
einzig Richtige und Revolutionäre getan zu haben bzw. zu tun, 
untereinander verfeindet waren.6' Die „Mai-Erfahrungen" wurden 
Diskussionsstoff für linksradikale und anarchistische Theoretiker. 
Doch vor allem stand der Mai 1968 im Zeichen des Kampfes, den 
die Werktätigen führten. Hier hatte er historische und damit vor- 
wärtsweisende Bedeutung. Er zeigte: Hinter der scheinbaren Sta- 
bilität kapitalistischer Gesellschaften verbergen sich tiefe Konflikte, 
die plötzlich aufbrechen können. Die Arbeiterklasse wurde keines- 
wegs konservativ, wie die Ideologen der „Neuen Linken" be- 
haupteten; sie war und ist die revolutionärste Kraft im welt- 
revolutionären Prozeß. Und die Einheit der Linken ist möglich und 
hat eine große Perspektive. 
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Unbewältigte Praxis 


Kann eine Theorie eine Bewegung ruinieren? 

Eine eigenartige Fragestellung, vielleicht allzusehr zugespitzt. 
Doch die Stärke der „Neuen Linken" war ihr spontanes Engage- 
ment gegen den Imperialismus und das Unrecht, das von diesem 
ausgeht. „Spontan" — hier war es noch Attribut. Als innerhalb der 
„Neuen Linken" der Versuch unternommen wurde, Spontaneität in 
Theorie zu fassen und dadurch zu „kultivieren", entzog das von 
vornherein der Bewegung den „langen Atem", den sie gebraucht 
hätte, um in und vor der Geschichte zu bestehen. Und insofern und 
soweit daraus eine strategische Orientierung werden sollte, geriet 
sie zur Desorientierung, die die positiven Ansätze des spontanen 
Engagements verschlang. 


Ohne revolutionäre Theorie kann es keine revolutionäre Praxis 
geben: Das mußte auch die „Neue Linke" erfahren. Ihre Praxis 
blieb unbewältigt. Die Protesthaltung, die aus ihr erwuchs, 
wurde nicht einmal zum Denkmal ihrer selbst, sondern fiel in 
sich zusammen. 


Die Sache mit der Maus 


„Spontan" heißt, vergröbert ausgedrückt, soviel wie „unmittel- 
bar". Wer spontan reagiert, tut dies unmittelbar, mehr oder weni- 
ger aus einer plötzlichen Eingebung heraus. Ein Mann mag auf 
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dem Nachhauseweg, wenn er an einem Blumenladen vorbei- 
kommt, sich plötzlich entschließen, seiner Frau oder Freundin 
einen Blumenstrauß mitzunehmen; ein besonderes Ereignis liegt 
nicht vor, weder hat die zu Beschenkende Geburtstag, noch plagt 
den Schenkenden ein schlechtes Gewissen — ihm ist einfach da- 
nach. Er reagiert spontan. 

Das Schenken des Blumenstraußes — eine schöne Geste. Die 
Spontaneität des Reagierens hat hier Sinn und Berechtigung. 

Auch in revolutionären Umwälzungen engagieren sich Men- 
schen immer wieder spontan. Die Unerträglichkeit gesellschaft- 
licher Zustände läßt sie aufbegehren, die einmal in Gang gekom- 
menen Kämpfe reißen sie mit. Siegreiche Revolutionen beziehen 
ihren Schwung und ihre Durchschlagskraft aus der Einsatzbereit- 
schaft auch von Menschen, die vorher keineswegs genau über- 
blickten — und dies auch vielfach gar nicht konnten —, was sie er- 
warten würde. 

Doch hat Spontaneität ihre Grenzen. Sie treten spätestens her- 
vor, wenn es gilt, den Sozialismus/Kommunismus zu errichten. Die 
neue Gesellschaft beruht auf dem gesellschaftlichen Eigentum an 
Produktionsmitteln. Ihre Errichtung und Ausgestaltung kann nur 
aus der bewußten Aktion der Werktätigen hervorgehen, was ver- 
langt, die gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten immer besser zu 
erkennen und ihnen im Handeln immer mehr Rechnung zu tragen, 
so daß es gelingt, auch die Fernwirkungen des eigenen Tuns 
immer genauer zu überschauen. 


Die „Neue Linke" formierte sich weitgehend spontan, das heißt 
als unmittelbare Reaktion auf Gebrechlichkeiten und Verbre- 
chen des Imperialismus. Insofern und soweit sie konkrete Er- 
scheinungsformen imperialistischer Politik bekämpfte, zeitigte 
sie Wirkung, auch wenn sich dies, dazu ist Geschichte zu 
kompliziert, nicht im einzelnen aufrechnen läßt. 


Zweierlei mindestens verdient festgehalten zu werden. 

Erstens. Die „Neue Linke" weckte bei nicht wenigen Menschen 
ein Empfinden für die Ungerechtigkeiten und Ungeheuerlichkeiten 
des kapitalistischen Systems. Sie zeigte zwar keine realisierbare 
Alternative, doch regte sie, indem sie die Fragwürdigkeit des Be- 
stehenden offenbar werden ließ, dazu an, nach einer solchen zu 
suchen. 

Ernst Bloch nannte 1968 mit Blick auf die „Studentenunruhen", 
wie er sie nannte, Unzufriedenheit „schon etwas sehr Wichtiges". 
„Wenn eine Schranke gespürt wird, wurde sie bereits überschrit- 
ten. Eine Maus, die in ihrem Kreis herumläuft, gefangen, und nicht 
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an die Mauer stößt, erfährt ja gar nicht, daß sie gefangen ist. Aber 
der Gefangene, der mit den Fäusten gegen die Mauer trommelt, 
hat die Mauer bereits überschritten. Er ist noch nicht in Freiheit, 
aber er transzendiert trotzdem zur Freiheit." 

Bloch ist Idealist; er übertreibt die Macht des Gedankens. Den- 
noch hat die Sache mit der Maus einiges für sich. Nicht wenige 
Menschen, die im Kapitalismus ausgebeutet und unterdrückt 
werden, haben sich die den gesellschaftlichen Verhältnissen spon- 
tan entwachsende und von den Institutionen der öffentlichen 
Meinungsbildung zielgerichtet verbreitete bürgerliche Ideologie so 
sehr zu eigen gemacht, daß sie Ausbeutung und Unterdrückung, 
ihre ureigenen Existenzbedingungen also, nicht durchschauen. Sie 
gleichen der Maus, von der Bloch spricht. Werden sie sich ihrer 
Situation bewußt, kann dies zum Denkanstoß werden, nach Wegen 
der Befreiung Ausschau zu halten. 

Zweitens. Die „Neue Linke" trug mit ihren Aktionen dazu bei, 
daß die USA ihren schmutzigen Krieg in Vietnam beenden mußten. 
Damit scheiterte der größte nach dem zweiten Weltkrieg unter- 
nommene Versuch, eine nationale Befreiungsbewegung und einen 
sozialistischen Staat mit Waffengewalt zu unterwerfen. Gewiß, die 
Hauptlast hat hier das vietnamesische Volk getragen, tapfer, op- 
ferbereit, zu unsagbaren Opfern gefordert. Die wichtigste Unter- 
stützung leisteten sozialistische Staaten und ihre entscheidende 
Kraft, die Sowjetunion. Doch sahen sich die USA mit Widerstand 
gegen ihre Aggressionspolitik auch im eigenen Land und in ande- 
ren imperialistischen Staaten konfrontiert, dazu in Schichten, die 
einen nicht unbeträchtlichen Einfluß auf die Bildung der öffent- 
lichen Meinung hatten. Der unschätzbare Wert der weltweiten 
Solidarität, die hier zustande kam, bestand ja gerade darin, daß 
jeder an seinem Platz im Rahmen seiner Möglichkeiten handelte, 
so daß der USA-Imperialismus von vielen Seiten bedrängt wurde. 

Doch war eine Antihaltung auf die Dauer tragfähig? Die Praxis 
selbst warf diese Frage auf. Lag es nicht in der Logik der in Gang 
gekommenen Bewegung, nachdem der erste Schritt getan war, 
auch den zweiten zu tun, das heißt, eine konstruktive Alternative 
aufzuzeigen? 

Die Unmittelbarkeit des Engagements reichte hier nicht mehr 
aus. Hier war mehr gefragt: Bewußtheit. Denn zum Kapitalismus 
gibt es keine beliebige, willkürlich zu wählende Alternative. Seine 
revolutionäre Ablösung kann nur erfolgreich sein, wenn sie den 
ihm eigenen objektiven Gesetzmäßigkeiten zum Durchbruch ver- 
hilft. Dazu müssen diese erkannt werden; Marx, Engels und Lenin 
haben hier Bahnbrechendes geleistet. Und diejenigen, die an der 
Überwindung des Kapitalismus interessiert sind — es sind dies die 
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Werktätigen, hauptsächlich die Arbeiter —, müssen sich organisie- 
ren und die Einsicht in die gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten, 
wie sie im Marxismus-Leninismus enthalten ist, zum Leitbild ihres 
Handelns machen. 


Organisiertheit, in der die wissenschaftliche Theorie zum Weg- 
weiser für die revolutionäre Praxis wird und wie sie sich in den 
kommunistischen und Arbeiterparteien verkörpert — das ist der 
Schlüssel, um zu einer tragfähigen Alternative zum Kapitalis- 
mus zu gelangen. 


Das bedeutet nicht, daß ein für allemal alle Probleme gelöst sind, 
die die revolutionäre Praxis aufwirft. Revolutionäre haben sich, und 
die kommunistischen und Arbeiterparteien tun dies, stets neuen 
Fragen zu stellen, und das heute in einer Welt, in der vieles kom- 
plizierter wird. Antworten sind vielfach nicht leicht zu finden, und 
vor Irrtümern ist niemand gefeit. Doch entscheidend ist und bleibt, 
welchen Weg derjenige beschreitet, der da sucht: Baut er auf ge- 
sicherten Erkenntnissen auf, die im Marxismus-Leninismus vor- 
liegen, und forscht in seinem schöpferischen Geist weiter — oder 
bezieht er mit dem Anspruch, sich Neuem zuzuwenden, Front 
gegen bewährte Positionen? 

Die „Neue Linke" ging dort, wo sie Theorie suchte, daran, ihre 
Schwächen zu kultivieren. Die nichtproletarische Position, die ihre 
Fortschrittspotenzen allein im Bündnis mit dem Proletariat voll 
erschließen kann, kehrte sie akzentuiert gegen das Proletarische. 
Die Spontaneität, die sie bisher praktiziert hatte, erhob sie zur ei- 
genen Strategie und Ideologie. Das Ergebnis: Der eigenen Praxis 
wurde eine Dimension unterschoben, die sie nicht hatte. Sie sollte 
nicht länger konkrete Reaktion auf konkrete imperialistische Politik 
sein, aus ihr sollte eine neue Welt hervorgehen. Und die Kämpfe, 
die man bestand, würden als Aufbruch in ein neues Zeitalter ge- 
deutet. 


Eine traurige Geschichte. Als die „Neue Linke" eine wissen- 
schaftliche Theorie brauchte, um über ihren spontanen Ansatz 
hinauszukommen, setzte sie die Spontaneität militant der Be- 
wußtheit entgegen. Daraus erwuchsen in der theoretischen 
Reflexion subjektivistische Haltungen. Nicht das gesellschaft- 
lich Notwendige, sondern das individuell Empfundene - und für 
nicht wenige waren das ganz subjektive Erfahrungen von Fru- 
stration und Vereinsamung — sollte entscheidend für Idedogie- 
und Strategiebildung sein. 
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In ihrem Subjektivismus sind Linksradikalismus und Anarchis- 
mus dem Existentialismus verwandt. Der Existentialist geht, das 
charakterisiert ihn, nicht von der gesellschaftlichen, sondern von 
der individuellen, vom Gesellschaftlichen weitgehend „gereinig- 
ten" „Existenz" des Menschen aus. Für Jean-Paul Sartre etwa ist 
der Mensch das, „wozu er sich macht", „zuerst ein Entwurf, der 
sich subjektiv lebt". Das ist genau auch die Überzeugung der 
Linksradikalen und Anarchisten: Gesellschaftliiche Veränderung 
soll dadurch zustande kommen, daß sie ihr Inneres gewisserma- 
ßen nach außen stülpen, weshalb sie ihre subjektiven Befindlich- 
keiten auch so wichtig nehmen. (Gewiß, Existentialismus ist nicht 
mit Linksradikalismus identisch; er stellt zunächst einmal eine 
weltanschauliche Haltung dar, und in seinem Subjektivismus, das 
heißt dadurch, daß er objektive gesellschaftliche Kriterien igno- 
riert, gestattet er unterschiedliche politische Parteinahmen. Sartre 
persönlich hat das demonstriert. Die Verpflichtung zur persönli- 
chen Verantwortung, die er aus seiner extrem subjektivistischen 
Deutung des Menschen herleitete, führte ihn in den antifaschisti- 
schen Widerstand und an die Seite der Kommunisten. Dann trat er 
wiederholt antikommunistisch auf und beteiligte sich an Ver- 
suchen, eine „dritte Kraft" zwischen Sozialismus und Imperialis- 
mus aufzubauen — doch schließlich wurde er, darin äußerte sich 
die Verwandtschaft seiner Philosophie zu Linksradikalismus und 
Anarchismus, zum Maoisten mit stark anarchistischer Prägung.) 

Revolution, das heißt radikale Gesellschaftsveränderung, kann 
von solchen Positionen aus nicht erreicht werden. Das Individuum, 
auf sich allein gestellt, kann höchstens im Alleingang aufbegehren. 
Es bringt es zur Revolte, dazu, empört zu sein und nein zu sagen, 
wie Albert Camus den „Menschen in der Revolte" kennzeichnet. 
Oder ein Praxisengagement gerät — genauer: entartet — zu einer Art 
Psychotherapie. Es ist in seiner Absurdität Ausnahme geblieben, 
doch es lag ihm eine innere Logik zugrunde, wenn das „Soziali- 
stische Patienten-Kollektiv" (SPK) Heidelberg psychisch Kranke 
durch ihre Eingliederung in die Terrorszene heilen wollte. 


Natürlich bleibt zu berücksichtigen, soll die Kritik am Links- 
radikalismus nicht besserwisserisch-belehrend sein: In der re- 
volutionären Aktion spielt das subjektive Element eine 
außerordentlich große Rolle. Nur wenn es Menschen gibt - 
eben Revolutionäre —, die fest entschlossen und bereit sind, 
sich für die Revolution einzusetzen und Opfer zu bringen, läßt 
sich eine Gesellschaft grundlegend verändern. Doch soll die 
revolutionäre Tat erfolgreich sein, bedarf es auch objektiver 
Voraussetzungen. Die gesellschaftlichen Widersprüche müssen 
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eine solche Zuspitzung erfahren, daß die Ausgebeuteten und 
Unterdrückten nicht mehr weiterleben wollen wie bisher, 
während die Ausbeuter und Unterdrücker unfähig sind, ihr 
bisheriges Herrschaftssystem aufrechtzuerhalten — kurzum: Es 
muß eine revolutionäre Situation entstehen. 


Läßt sich indessen hier Objektives und Subjektives so ohne 
weiteres säuberlich trennen? Ist nicht die Haltung von Menschen 
gegenüber objektiven Realitäten, ihre Bereitschaft oder Nicht- 
bereitschaft, sie weiter hinzunehmen — ein Tatbestand, der wichtig 
ist, um zu beurteilen, ob eine revolutionäre Situation herangereift 
ist oder nicht —, etwas Subjektives? Wird sie nicht wesentlich durch 
die Arbeit politischer Organisationen beeinflußt? Und kann nicht 
die Aktion von zunächst kleinen Gruppen von Revolutionären — wie 
in Algerien und Kuba — die Herausbildung einer revolutionären 
Situation beschleunigen? 

Zweifellos ist hier die Entgegensetzung von Objektivem und 
Subjektivem relativ — das eine geht in das andere über —, doch ist 
sie bei aller Relativität vorhanden. Und für den Revolutionär, der 
zur Tat schreiten will, bleibt die Frage — ihre Beantwortung ist 
mitunter sehr schwer und konnte zuweilen erst rückschauend er- 
folgen —, ob die objektiven Bedingungen dafür reif sind. 

Die Linksradikalen verabsolutieren demgegenüber das subjek- 
tive Element. Sie glauben, daß es allein mehr oder weniger aus- 
reicht, um einen revolutionären Umschwung herbeizuführen. 


Die „Große Weigerung“ 


Die „Neue Linke", spontan angetreten, brachte es ungeachtet ihrer 
allgemeinen Kultivierung von Spontaneität zu keiner einheitlichen 
Theorie. Ihre verschiedenen Gruppen und Strömungen waren 
theoretisch unterschiedlich stark interessiert. Einige wollten, so- 
weit sie Interesse hatten, nur gerechtfertigt sehen, was sie ohnehin 
taten. Diejenigen, die auf eine theoretische Orientierung hinarbei- 
teten, fanden nur eine ziemlich begrenzte Resonanz; ihre Publicity 
in bürgerlichen Medien war größer als ihre Praxiswirksamkeit. 
Dennoch: Die „Neue Linke" gewann ein gewisses ideologisches 
Profil. Der Weg war vorgezeichnet. Die „Neue Linke", eine nicht- 
proletarische Bewegung, lehnte den Kapitalismus, den sie als krank 
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Der amerikanische Philosoph Herbert Marcuse gewann in der "Neuen 
Linken" großen Einfluß 


und brutal diagnostizierte, ab, ohne in ihm eine Kraft zu entdecken, 
die zu seiner Revolutionierung befähigt ist. Sie war dadurch mit der 
Frage konfrontiert: Wie kann und soll es hier zu einer Änderung 
kommen? Darauf eine Antwort zu finden kam einer Quadratur des 
Kreises gleich, das heißt, die Theoretiker der „Neuen Linken" waren 
vom Ansatzpunkt her schon zu einer Kette von Fehlschlüssen ver- 
urteilt. 


Ideologisch war der „Neuen Linken" „vorgearbeitet" worden, 
und zwar von Vertretern der sogenannten „Frankfurter Schule". 
Es waren dies in erster Linie Max Horkheimer (1895-1973), 
Theodor W. Adorno (1903-1969) und Herbert Marcuse (1898 bis 
1980). Die drei Männer waren auf der Flucht vor dem deutschen 
Faschismus in die USA gegangen und hatten aus einem anti- 
faschistischen Engagement heraus eine kleinbürgerliche Ka- 
pitalismuskritik in Gestalt der „Kritischen Theorie" entwickelt. 
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Die „Kritische Theorie“ war zunächst ziemlich unbeachtet 
geblieben. Fachkreise nahmen sie zur Kenntnis. Erst als die sich 
formierende „Neue Linke" in dieser Theorie ihre „Grundstimmung 
auf den Begriff gebracht" fand, wie Robert Steigerwald formuliert®, 
gewann sie größere Geltung. 

Marcuse wurde nach den Worten von Friedrich Hacker zum 
„Apostel der rebellierenden Jugend". Er hat die ideologischen 
Leitlinien der „Neuen Linken" umrissen. Er stellte sich ihren Fra- 
gen, als diese aktiv wurde. 

Marcuse, der von der Existenzphilosophie Martin Heideggers 
kam, kritisierte den Kapitalismus, weil er menschenfeindlich sei. 
Seine Kapitalismuskritik war ausgesprochen geistreich. Als 
Alternative wollte er eine menschenfreundliche Gesellschaft („eine 
Gesellschaft ohne Krieg, ohne Grausamkeit, ohne Brutalität, ohne 
Unterdrückung, ohne Dummheit, ohne Häßlichkeit">). 

So weit, so gut. Doch nachdem Marx und Engels bereits wis- 
senschaftich den Weg gewiesen hatten, um Ausbeutung und 
Unterdrückung abzuschaffen, griff Marcuse bewußt auf die Utopie 
zurück und erwartete von ihr Impulse zur Änderung der Wirklich- 
keit. Das war eine reaktionäre Wendung. Das brachte ihn, auch 
wenn er den Humanismus beschwor, objektiv in Widerspruch zu 
denen, die bereits darangegangen waren, eine humanistische Welt 
zu errichten. 


Das was Marcuse zu sagen hat, atmet Tragik. Denn sie können 
zueinander nicht kommen, die Notwendigkeit und die Tat der 
Veränderung. Einerseits sagt Marcuse: Es ist höchste Zeit, den 
Kapitalismus abzulösen. Andererseits stellt er resignierend fest: 
Niemand ist eigentlich da, die Ablösung vorzunehmen. 


In den dreißiger Jahren bereits schrieb er, die Zeit sei reif, eine 
gesellschaftliche Organisation zu schaffen, „in der die Individuen 
nach ihren Bedürfnissen gemeinsam ihr Leben regeln". Das ver- 
lange vor allem, die Wirtschaft den Bedürfnissen der Individuen 
unterzuordnen; dadurch erst werde eine Gesellschaft vernünftig. 
Doch es bleibt bei der Beschwörung des Wunschbildes. Seiner 
Verwirklichung stehe, wie Marcuse schrieb, die „autoritäre Barba- 
rei" entgegen, womit er den Faschismus meinte. Bang fragte er: 
„Wie aber, wenn die von der Theorie vorgezeichnete Entwicklung 
nicht eintritt, wenn die Kräfte, die den Umschlag herbeiführen 
sollten, zurückgedrängt werden und zu unterliegen scheinen?" 

In seinem Buch „Der eindimensionale Mensch", 1964 erschie- 
nen, beschreibt Marcuse den Kapitalismus als eine Gesellschaft, 
die gleichermaßen „Entfremdung" — was zu verdammen ist — wie 
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ihre Selbsterhaltung reproduziert, so daß, mit Blick auf letzteres, 
das Verdammungsurteil unwirksam bleibt. Seine Argumentation: 
Der Produzent produziere im Kapitalismus mit wachsender Pro- 
duktivität nicht nur mehr Waren, sondern auch vermehrte Bedürf- 
nisse, diese zu erwerben; das kette ihn an das System, das die 
Bedürfnisbefriedigung verspreche und vermittle, er verliere folg- 
lich die Möglichkeit zur Opposition — zur „zweiten Dimension" ge- 
wissermaßen — und schrumpfe zur „Eindimensionalität" zusam- 
men. (Die vom kapitalistischen System geschaffenen Bedürfnisse, 
formuliert Marcuse an anderer Stelle, seien „stabilisierende", 
„konservative Bedürfnisse"; die Konterrevolution werde durch sie 
in der menschlichen Triebstruktur verankert.®) Für die Bourgeoisie 
und das Proletariat bedeute dies, sie seien noch immer die grund- 
legenden Klassen in der kapitalistischen Welt, doch nicht mehr 
Träger historischer Umgestaltungen; ein „sich über alles hin- 
wegsetzendes Interesse an der Erhaltung und Verbesserung des 
institutioneilen Status quo vereinigt die früheren Antagonisten in 
den fortgeschrittensten Bereichen der gegenwärtigen Gesell- 
schaft"9. (Die Arbeiterklasse sei, meint Marcuse in einer anderen 
Schrift, kraft ihrer Stellung im Produktionsprozeß, aufgrund ihres 
zahlenmäßigen Gewichts und des Umfangs der Ausbeutung „noch 
immer der geschichtliche Träger der Revolution"; durch ihre 
„Teilhabe an den stabilisierenden Bedürfnissen des Systems" sei 
sie jedoch „eine konservative, ja konterrevolutionäre Kraft ge- 
worden".!'%) Marcuse sieht folgerichtig den schwächsten Punkt 
seiner Theorie in der „Unfähigkeit, die befreienden Tendenzen 
innerhalb der bestehenden Gesellschaft aufzuweisen""!. 

Schon Lenin stellte in „Was tun?" fest, daß die Arbeiterklasse, 
wie sie spontan in die kapitalistische Gesellschaft hineinwächst, 
nur ein „trade-unionistisches" Bewußtsein entwickeln und sich 
deshalb nur. um Verbesserungen Innerhalb des gegebenen Sy- 
stems kümmern kann. Doch er beließ es nicht dabei. Gerade 
deshalb, folgerte er, braucht die Arbeiterklasse, um ihrer histo- 
rischen Mission gerecht zu werden, eine revolutionäre Theorie, 
und es ist Aufgabe der Kommunisten, sie zu vermitteln. Diese 
Vermittlung ist nichts von außen Aufgesetztes; sie gehört wesens- 
mäßig zum Geschichts- und Revolutionsprozeß. Marcuse jedoch 
sieht die Arbeiterklasse, das ist einer seiner theoretischen Grund- 
fehler, als bloß spontane Kraft. Und da sie sich in einer Reihe ent- 
wickelter kapitalistischer Länder noch nicht zu der revolutionären 
Bewußtheit durchgerungen hat, die ausreicht, ihrer historischen 
Mission gerecht zu werden, schlußfolgert er - eine historisch be- 
dingte und begrenzte Situation absolutsetzend —, dies könne nicht 
anders sein. 
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Die sich formierende „Neue Linke" wurde so dazu angehalten, 
sich nicht auf die Arbeiterklasse zu orientieren. Ihr Anspruch, eine 
„neue" Linke zu sein, wurde theoretisch legitimiert. 

Marcuses Blick fällt noch auf die „Geächteten und Außenseiter": 
„die Ausgebeuteten und Verfolgten anderer Rassen und anderer 
Farben, die Arbeitslosen und die Arbeitsunfähigen". „Sie existieren 
außerhalb des demokratischen Prozesses; ihr Leben bedarf am 
unmittelbarsten und realsten der Abschaffung unerträglicher Ver- 
hältnisse und Institutionen... Ihre Opposition trifft das System 
von außen und wird deshalb nicht durch das System abgelenkt; sie 
ist eine elementare Kraft, die die Regeln des Spiels verletzt und es 
damit als ein aufgetakeltes Spiel enthüllt. Wenn sie sich zusam- 
menrotten und auf die Straße gehen, ohne Waffen, ohne Schutz, 
um die primitivsten Bürgerrechte zu fordern, wissen sie, daß sie 
Hunden, Steinen und Bomben, dem Gefängnis, Konzentrations- 
lagern, selbst dem Tod gegenüberstehen." 

Doch was können die „Geächteten und Außenseiter" bewirken? 
Marcuse ist auch hier skeptisch. Ihre Aktion kann vielleicht „den 
Beginn des Endes einer Periode" markieren - doch „nichts deutet 
darauf hin, daß es ein gutes Ende sein wird"12. 

Was bleibt? Die „Große Weigerung". „Die kritische Theorie der 
Gesellschaft", so Marcuse, „besitzt keine Begriffe, die die Kluft 
zwischen dem Gegenwärtigen und seiner Zukunft überbrücken 
könnten, indem sie nichts verspricht und keinen Erfolg zeigt, bleibt 
sie negativ. Damit will sie jenen die Treue halten, die ohne Hoff- 
nung ihr Leben der Großen Weigerung hingegeben haben und 
hingeben."!3 Doch was ist das - die „Große Weigerung"? Zunächst 
einmal eine erhabene Geste. Denn wirklich praktikabel im wört- 
lichen Sinne ist sie nicht. Der Mensch muß leben, auch derjenige, 
der sich der „Großen Weigerung" verschreibt. Er kann also nicht alle 
Brücken zur Gesellschaft abbrechen. Und er setzt voraus, daß sich 
diese ihrerseits ihm nicht verweigert, sondern das zum Leben Not- 
wendige gewährt. 


Die „Große Weigerung", so gesehen, hat die Gesellschaft zur 
Voraussetzung, der sie gilt. Sie verdammt, doch sie schmerzt 
nicht. Für den Verdammten ist sie eher unterhaltsam, brauchbar 
auch als Indiz für die Toleranz, die er angeblich gewährt. 

Soweit sie als Orientierung praktisch wird, hält die „Große 
Weigerung" das Individuum, das sich auf sich allein gestellt 
sieht, zur Ohnmacht oder zum Alleingang an. Es kann, so Mar- 
cuse, zur Gewalt greifen. Und sich selbst ändern. Beides soll 
gesellschaftsverändernde Bedeutung haben. 


64 


In seinem vielgelesenen Essay „Repressive Toleranz" verlangte 
Marcuse, dem Menschen Freiraum für seine Entwicklung zu ver- 
schaffen. Eine „abstrakte" Toleranz — das heißt eine solche, die alle 
Seiten formal gleichermaßen toleriere — sei dafür ungeeignet, da 
sie die Herrschaft der Etablierten begünstige und die Diskriminie- 
rung der Beherrschten verschleiere. Wirkliche Toleranz erheische 
Intoleranz gegenüber dem „radikal Bösen", konkret: „gegenüber 
den herrschenden politischen Praktiken, Gesinnungen und Mei- 
nungen"!*. „Befreiende Toleranz würde mithin Intoleranz gegen- 
über Bewegungen von rechts bedeuten und Duldung von Be- 
wegungen von links."15 Für „unterdrückte und überwältigte Min- 
derheiten" sollte es ein „Naturrecht" auf Widerstand geben, dar- 
unter das Recht, „außergesetzliche Mittel anzuwenden, sobald die 
gesetzlichen sich als unzulänglich herausgestellt haben". Wenn 
Unterdrückte, so Marcuse, Gewalt anwenden, „beginnen sie keine 
neue Kette von Gewalttaten, sondern zerbrechen die etablierte". 
„Da man sie schlagen wird, kennen sie das Risiko, und wenn sie 
gewillt sind, es auf sich zu nehmen, hat kein Dritter, und am aller- 
wenigsten der Erzieher und Intellektuelle, das Recht, ihnen Ent- 
haltung zu predigen."'6 

Wenn Marcuse für die Unterdrückten - warum eigentlich nur für 
Minderheiten? — das Recht auf Widerstand verlangt, kein Revolu- 
tionär wird ihm widersprechen. Wenn er dabei Gewaltanwendung 
rechtfertigt — auch dann kein Widerspruch. Nur kann, das ist die 
Frage, Gewalt im unvermittelten Ausbruch, das heißt ohne in den 
allseitig geführten Klassenkampf eingebettet zu sein, zum Erfolg 
führen? Unterliegt Marcuse, indem er dies voraussetzt, der Ver- 
lockung der Gewalt? 

Er zieht, das ist sicher, Konsequenzen aus seiner Gesellschafts- 
lehre: Die unvermittelte Gewaltanwendung soll für ihn Ersatz sein 
für die im Kapitalismus selbst angeblich nicht vorhandenen ge- 
sellschaftsverändernden Kräfte. Sie ist letztlich jedem anheim- 
gestellt, der glaubt, zu ihr greifen zu müssen. 

Gruppen und Strömungen innerhalb der „Neuen Linken" haben 
Marcuse genau so verstanden. Seine Rechtfertigung der Gewalt 
war auf Spruchbändern zu lesen, die auf Demonstrationen mit- 
geführt wurden. Andreas Baader führte sie vor Gericht an, um 
seine terroristischen Aktivitäten zu rechtfertigen. (Vor dieser letzten 
Konsequenz allerdings schreckte Marcuse selbst zurück. 1972, nun 
allerdings auch durch die Ereignisse klüger geworden, lehnte er 
den individuellen Terror als „objektiv konterrevolutionär" ab. „In- 
dividueller Terror kann gegen eine Polizei und eine Armee, die mit 
den modernsten Waffen, auch Atomwaffen, ausgerüstet sind, 
überhaupt nichts ausrichten. Aktionen, die sich gegen allgemeine, 
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unbestimmte Ziele richten, vergrößern die Zahl der Gegner."!7 So 
seine Argumentation.) 

Ein neuer Mensch sollte nach Marcuse — wieder ging er vom 
Indiyiduum aus — Maßstab und Schöpfer auch einer neuen Ge- 
sellschaft sein. Er sollte eine „andere Sensibilität" und ein „ande- 
res Bewußtsein" mitbringen. Um Menschen sollte es sich handeln, 
‚die eine andere Sprache sprechen, andere Ausdrucksformen 
haben, anderen Impulsen folgen"; sie sollen „eine Schranke gegen 
Grausamkeit, Brutalität und Häßlichkeit aufgerichtet haben".'8 

Die „andere", „neue Sensibilität" wurde neben der „Großen 
Weigerung" zu einem weiteren programmatischen Stichwort für 
Marcuse. Ein alter Hut erhielt mit ihm eine neue, allerdings eher 
dürftige Fasson: Die individuelle Vervollkommnung, gedacht als 
wesentlich ideeller Vorgang, sollte eine Besserung der Gemein- 
schaft bewirken. 


„Du brauchst keinen Wettermann, 
zu wissen, wohin der Wind weht“ 


Der spontane Protest und die Theorie der Spontaneität fanden 
zueinander. 

Unmittelbar-verspielt geschah dies auf einem Kongreß, der vom 
15. bis 30. Juli 1967 in London stattfand und der „Dialektik der 
Befreiung" gewidmet war. Die Rednerliste enthielt berühmte 
Namen: Herbert Marcuse, Paul M. Sweezy, Stokely Carmichael. 
Zugleich waren Hippies gekommen, viele aus den USA. „Von der 
Galerie aus regnete es Seifenblasen, Flötentöne waren zu hören, 
Manifeste mit provozierenden Slogans oder rotbeschriebene 
Klosettpapierbänder wurden herabgelassen; sogar lange Seile, an 
denen eine Schaukel hing."!% Es sollte dies das „Modell eines 
Anti-Kongresses" sein, eine Art „ideologischer Karneval". 

Doch das Miteinander von spontanem Protest und Theorie der 
Spontaneität hatte letztlich ernstere Folgen. 

Charakteristisch für die „Neue Linke" sollte es sein, gegen „ver- 
festigte Machtstrukturen" vorzugehen, unabhängig davon, in wes- 
sen Händen die Macht auch immer liege. Das schrieb Anatol Ra- 
poport, Professor für Mathematik und experimentelle Psychologie 
in Ann Arbor (USA).2° Mit anderen Worten: Eine in der Endkonse- 
quenz ziellose Rebellion wurde zum Programm der „Neuen Lin- 
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ken", was tatsächlich Verzicht auf ein konstruktives Programm und 
organisierten Kampf bedeutete. 

Marcuse selbst machte das deutlich, als er sich im Juli 1967 an 
vier Tagen Diskussionen mit Professoren und Studenten der 
„Freien Universität" in Westberlin stellte. Er wurde mehrfach ge- 
drängt, „konkrete Alternativen" zu geben oder wenigstens „die 
Negation des Bestehenden im einzelnen zu konkretisieren". Doch 
Marcuse weigerte sich. Er äußerte sich lediglich dazu, was es in 
einer neuen Gesellschaft nicht geben dürfe: keine Kolonialkriege, 
keine faschistischen Diktaturen, keine zweit- und dfrittklassigen 
Bürger.?! 

In den Bewegungen der Studenten und Schüler wurde immer 
wieder ausdrücklich und programmatisch die Spontaneität bejaht. 
Auf dem Kongreß des amerikanischen SDS im Juni 1969 in Chi- 
cago entwickelten einige seiner Mitglieder in dem Organ „New Left 
Notes" eine Plattform unter der Überschrift: „You don't Need a 
Weatherman to Know Which Way the Wind Blows" („Du brauchst 
keinen Wettermann, zu wissen, wohin der Wind weht")??. Schon 
diese Wendung - entnommen dem Song „Subterranean Homesick 
Blues" von Bob Dylan - war ein Programm: eine Absage an „Be- 
lehrungen", die man nicht brauche und wolle. Im gleichen Sinne 
schrieb Günter Amendt mit Blick auf die Schüler, die, wie er unter 
Berufung auf Sartre glaubt, bereits zehnjährig zu Revolutionären 
werden könnten: „Der stupiden Aufforderung zu sagen, was sie 
eigentlich wollen, wie die Gesellschaft aussehen solle, für die sie 
kämpfen, gehen sie unbekümmert aus dem Weg. Sie bestehen auf 
dem, was sie jetzt nicht wollen. Der Vorwurf der Programmlosig- 
keit kann sie nicht treffen, und indem sie sich gegen ihn immun 
zeigen, entziehen sie sich der ihnen zugedachten Rolle, später Elite 
zu sein."23 

Tatsächlich empfanden sich die rebellierenden Studenten und 
Schüler jedoch gerade in ihrer Rebellion als Elite. Sie rechneten 
sich zu denen, die noch nicht in das kapitalistische System in- 
tegriert waren, die zudem die Möglichkeit hatten, hauptamtlich zu 
studieren. Das sollte es ihnen erlauben, weiterzublicken als die 
anderen. 

Diese Haltung drückte sich u.a. in einer ausgesprochen elitären 
Sprache aus. Einerseits liebten es die Rebellen - im Bemühen, 
überkommene Tabus zu brechen —, alle menschlichen Körperteile 
und Lebensäußerungen möglichst bildhaft-drastisch zu beschrei- 
ben, mit einem Hang zum Obszönen, und hier fanden sie auch 
Bilder zur Kennzeichnung gesellschaftlich-politischer Tatbestände. 
Andererseits äußerten sie sich hochgestochen, so daß nur „Ein- 
geweihte" verstanden, was gemeint war, obwohl es sich letztlich 
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um einige wenige wiederkehrende Gedankengänge handelte. Man 
fürchtete, „manipulier" zu werden, wollte Überkommenes „um- 
funktionieren" und warf mit Begriffen wie „Streß", „Repression", 
„Frustration", „transparent" um sich. 

In der Praxis der „Neuen Linken", insofern und soweit diese 
spontan war, sahen ihre Theoretiker sich bestätigt. 

In der „Mai-Rebellion" 1968 in Frankreich war nach der Meinung 
von Marcuse die „neue Sensibilität" „zur politischen Kraft ge- 
worden". „Sie überschreitet die Grenze zwischen kapitalistischem 
und kommunistischem Bereich; sie ist ansteckend; denn die At- 
mosphäre, das Klima der etablierten Gesellschaften trägt den Virus 
in sich."2* In einem Vortrag, gehalten 1968, bezog sich Marcuse auf 
die Losung, die an Wänden in Paris zu sehen war: „Seien wir 
realistisch, fordern wir das Unmögliche!" „Ich glaube, daß diese 
Aufschrift einen Wendepunkt in der Entwicklung vielleicht nicht 
nur der kapitalistischen Gesellschaften, sondern der etablierten 
Gesellschaften überhaupt markiert, und daß angesichts dieser 
Tatsache heute keine Überprüfung der Marxschen Begriffe 
möglich ist, die nicht die Protestbewegung der Studenten ein- 
bezieht."2° Die Studentenbewegung, so Marcuse, habe den So- 
zialismus „neu definiert"2° Das „Subjekt einer sozialistischen 
Gesellschaft" müsse das „Subjekt einer neuen Sensibilität" sein.27 

Daß jemand, der zur Anarchie neigt, sich in einer anarchistischen 
Bewegung bestätigt sieht, mag verständlich sein; das Urteil der 
Geschichte kann dies indessen nicht ersetzen. 

Es gab auch Konflikte zwischen den Theoretikern des spontanen 
Protestes und ihren Jüngern. Theodor W. Adorno mußte im April 
1969 erleben, daß sein Frankfurter Seminar von Studenten besetzt 
und zum „Spartakus-Seminar" umfunktioniert wurde, während 
seine Vorlesung, an der in der Regel 1000 Studenten teilnahmen, 
gestört wurde. Besonders schockierte den Professor, daß dabei 
einige Studentinnen provokatorisch ihren Busen entblößten. 
(„Gerade bei mir, der sich stets gegen jede Art erotischer Repression 
und gegen Sexualtabus gewandt hat! Mich zu verhöhnen und drei 
als Hippies zurechtgemachte Mädchen auf mich loszuhetzen! Ich 
fand das widerlich."28) 
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Die „dritte“ und die eigene Welt 


Die „dritte Welt" erlangte zentrale Bedeutung im Revolutions- 
verständnis, das die rebellierenden Studenten und Schüler 
entwickelten. Dorthin, glaubten sie, habe sich das Zentrum des 
weltrevolutionären Prozesses verlagert. 


Ein neuer Revolutionsbegriff sei geboren worden, schrieben 
etwa Peter Gäng und Reimut Reiche 1967, der Begriff des „re- 
volutionären Volkskriegs", der die „alte Auffassung vom Gang der 
Revolution" umkehre: „Revolution in der Dritten Welt, die nach 
ihrem Sieg auf die hochindustrialisietten Länder übergreifen 
werde".2® Junge amerikanische Linke brächten ihre Überzeugung 
auf die Kurzformel: „Das internationale Proletariat der Dritten Welt 
ist das (wahre) Proletariat des amerikanischen Kapitalismus."30 In 
der eigenen Praxis wollten die rebellierenden Studenten und 
Schüler die Kämpfe in der „dritten Welt" unterstützen wie nach- 
ahmen. Wie sollte das aussehen? 

Die Theoretiker der „Neuen Linken" setzten sich über die kon- 
krete gesellschaftliche Situation, mit der sie zu Hause, in ihren 
Ländern, konfrontiert waren, weitgehend oder ganz hinweg. (Klas- 
senanalysen, die einige ins Feld führten, kaschierten oder motivier- 
ten dies.) Klassenkampf fand für sie vorwiegend auf der inter- 
nationalen Ebene statt. Da gab es den Imperialismus. Der war zu 
bekämpfen. Da gab es die ‚dritte Welt". Sie hauptsächlich sollte 
den antiimperialistischen und revolutionären Kampf führen. Und 
dann sahen die linksradikalen Theoretiker sich selbst: Sie wollten 
die Kämpfe der „dritten Welt" zu Hause lebendig werden lassen, 
wobei sie — die Abstraktheit ihres Freund-Feind-Bildes ermöglichte 
diese peinliche Verkennung historischer Maßstäbe - Straßen- 
schlachten und Institutsbesetzungen, an denen sie beteiligt waren, 
dem Kampf an die Seite stellten, den das vietnamesische Volk 
gegen die USA-Aggressoren führte. 

Rudi Dutschke wollte die in Lateinamerika formulierte so- 
genannte Focus-Theorie (foco = Herd), wonach eine kleine Gruppe 
bewaffneter Kämpfer in der Lage ist, die Bedingungen für eine 
Revolution selbst zu schaffen, und zwar zunächst in ländlichen 
Gebieten, auf die politische Praxis des „Spätkapitalismus" über- 
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der BRD und in Westberlin 
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tragen. Die Frage lautet, so schrieb er: „Wie und unter welchen 
Bedingungen kann sich der subjektive Faktor als objektiver Faktor 
in den geschichtlichen Prozeß eintragen?... Haben wir bei all un- 
seren Aktionen von der permanenten Ohnmacht unserer poli- 
tischen Arbeit auszugehen, oder haben wir einen historischen 
Zeitpunkt erreicht, an dem die subjektive schöpferische Tätigkeit 
der sich politisch kooperierenden Individuen über die Wirklichkeit 
und ihre Veränderbarkeit entscheidet?"3! Dutschke spricht sich für 
die Aktion aus, hier und heute, nachgebildet dem Guerilla- bzw. 
Partisanenkampf. „Permanenzrevolutionäre" sollen, empfiehlt er, 
in allen möglichen Institutionen — in Fabriken, in landwirtschaft- 
lichen Großbetrieben, in der Bundeswehr, in der staatlichen Büro- 
kratie — „systematisch den Laden durcheinanderbringen"; sie 
würden dabei von den „Lohnabhängigen vollkommen akzeptiert 
werden"; werfe man sie irgendwo hinaus, könnten sie anderswo 
erneut eindringen. „Das ist der lange Marsch durch die Institutio- 
nen."32 

Der „lange Marsch durch die Institutionen" — er wurde in einigen 
Kreisen zum Schlagwort, um die Revolutionsstrategie der „Neuen 
Linken" zu kennzeichnen. 

Er sollte in der alten — als „Subkultur" oder „Gegenmilieu" - 
bereits die neue Gesellschaft sichtbar werden lassen, konkret: eine 
„organische soziale Basis schaffen (eigene Häuser, Kindergärten, 
Institute, Schulen, Universitäten etc.)', um von hier aus den 
herrschenden Staatsapparat unterminieren zu können. Die Wi- 
dersprüche der bestehenden Institutionen sollten dabei eine „sub- 
versive Verwertung" finden, mit dem Ziel ihrer Zerstörung und 
Aufweichung.3* 

Die Kämpfe in der „dritten Welt" und diejenigen in entwickelten 
kapitalistischen Ländern sollten schließlich zusammenfließen, 
forderten und hofften Theoretiker der „Neuen Linken". „Der lange 
Marsch der revolutionären Guerillas durch die Kontinente ist nicht 
zu trennen vom langen Marsch durch die Institutionen - so wühlt 
‚der alte Maulwurf (Herzen) —, Revolution von innen und von 
außen", schrieben 1968 R. Dutschke, T. Käsemann und R. Schöller. 
Der Imperialismus sollte „durch den Kampf an vielen Fronten" 
zerstört werden. „Allein der permanente Kampf, der den Im- 
perialismus überall angreift und ihn sich ausbluten läßt, vermag 
eine sozialistische Revolution und durch sie eine antiautoritäre 
sozialistische Weltgesellschaft zu verwirklichen." Friedliche Koexi- 
stenz wurde dabei, weil als Klassenfrieden oder als Verzicht auf 
Klassenkampf verstanden bzw. mißverstanden, von vornherein als 
Störfaktor empfunden. Jedes „Aggressionsvakuum, zum Beispiel 
die ruhige Zone Westeuropa", meinten Dutschke, Käsemann und 
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auf Rudi Dutschke verübt 


Schöller, bedeute „in der Praxis eine Stärkung des Imperialismus 
und helfe „den revolutionären Kampf schwächen".35 

Dafür, daß er eine Strategie sein soll, bleibt der „lange Marsch" 
ziemlich unbestimmt. Die Machtfrage, die Hauptfrage einer jeden 
Revolution, wird in dem Konzept umgangen. Doch sie stellt sich 
von der Sache her. Sollen mit der Gegengesellschaft, die in der 
bestehenden überkommenen Gesellschaft zumindest in Keimform 
zu errichten ist, auch schon neue Machtorgane geschaffen wer- 
den? Wenn ja, wer soll dies tun? Ist nicht zu erwarten, daß der 
bestehende Staat nicht tatenlos zusieht, wenn er zerstört werden 
soll? Schließlich ist die Verteidigung der Machtpositionen der 
Herrschenden seine Hauptaufgabe in der antagonistischen Klas- 
sengesellschaft. Und was sollen, wenn der Staat gewaltsam auf ihr 
Vorgehen reagiert, diejenigen tun, die an seiner Zerstörung arbei- 
ten? Wenn aber an die Machtfrage nicht gedacht ist - gerät dann 
die Gegengesellschaft nicht zum Versuch, sich innerhalb der 
antagonistischen Klassengesellschaft ein Eckchen einzurichten, in 
dem durch Reformen, die den Herrschenden nicht weh tun, die 
allgemeinen Mißstände ein wenig gemildert werden? 
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Das Konzept des „langen Marsches" wirft Fragen auf. Einen Weg 
zeigt es nicht, wie eine entwickelte kapitalistische Gesellschaft zu 
verändern ist. 

Die Hinwendung linksradikaler Theoretiker zur „dritten Welt" 
vollzog sich im Zusammenhang mit der Solidarisierung der 
„Neuen Linken" mit dem Kampf asiatischer, afrikanischer und la- 
teinamerikanischer Völker gegen den Imperialismus und die ein- 
heimische Reaktion. Hier schwang sicher auch die Erwartung mit, 
von vielen geteilt, die keine Theorie daraus machten, daß dort am 
ehesten revolutionäre Wandlungen stattfinden, die die politische 
Landkarte der Erde verändern. 

Die theoretische Deutung der nationalen Befreiungsbewegung, 
die linksradikale Theoretiker im Zusammenhang mit der Erarbei- 
tung der eigenen Strategie gaben, ist indessen etwas anderes. 


Die nationale Befreiungsbewegung, von den Theoretikern der 
„Neuen Linken" als „dritte Welt” verstanden (die Identifizierung 
von beidem ist unzulässig: das eine ist die Bewegung, das 
andere ihr Schauplatz), ist zweifellos eine revolutionäre Kraft; 
sie gehört neben dem Weltsozialismus und der internationalen 
revolutionären Arbeiterbewegung zu den revolutionären Haupt- 
kräften der Gegenwart. Sie trug und trägt wesentlich zur re- 
volutionären Erneuerung der Welt bei; sie hat Entscheidendes 
zur Zerschlagung des traditionellen imperialistischen Ko- 
lonialsystems geleistet, und heute geht es ihr tim volle politi- 
sche und wirtschaftliche Gleichberechtigung in den internatio- 
nalen Beziehungen (Stichworte; Bewegung für Nichtpakt- 
gebundenheit und Kampf um eine Neue Internationale Wirt- 
schaftsordnung). Dabei sind ihre Potenzen dort am stärksten 
ausgeprägt, wo sie im Bündnis mit der sozialistischen Staaten- 
gemeinschaft und ihrer Hauptkraft, der Sowjetunion, handelt. 
Die Internationale Wissenschaftliche Konferenz „Der gemein- 
same Kampf der Arbeiterbewegung und der nationalen Be- 
freiungsbewegung gegen Imperialismus, für sozialen Fort- 
schritt", die im Oktober 1980 in Berlin stattfand, hat das erneut 
deutlich gemacht. 


Die Theoretiker der „Neuen Linken" ignorieren diese Zusam- 
menhänge. Sie nehmen in ihrem Revolutionsverständnis die na- 
tionale Befreiungsbewegung nicht so, wie sie wirklich ist, sondern 
unterschieben ihr eigene Vorstellungen, um sie dann dort wieder- 
zuentdecken und sie so bestätigt zu finden. Symptomatisch dafür 
ist, daß sie sich vornehmlich für bewaffnete Kämpfe in der „dritten 
Welt" interessieren und im Zusammenhang damit für Entwick- 
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lungen, in denen sich noch keine klare — bzw. für sie klar ersicht- 
liche - Entscheidung zugunsten des Sozialismus abzeichnet, sowie 
für linksradikale Ideen und Praktiken, denen sie repräsentative 
Geltung zusprechen. Die „dritte Welt", wie die Theoretiker der 
„Neuen Linken" sie sehen — das ist ihre eigene Welt, als welt- 
historische Realität gedeutet und zur Nachahmung empfohlen. 
Aufschlußreich ist, wenn Bernd Rabehl über die rebellierenden 
Studenten schrieb: Sie „fühlten sich als Agenten der Befreiungs- 
kriege der Dritten Welt in der Metropole, und in dieser Rolle trat die 
eine Sorge in den Vordergrund, die Normen der bürgerlichen 
Gesellschaft zu ‚unterlaufen'".36 

In Vietnam sollte, so wollten es linksradikale Theoretiker, um ihre 
abenteuerlichen Vorstellungen zum Tragen gebracht zu sehen, der 
Krieg forciert werden. Denn das bringe, argumentierten sie, die 
Weltrevolution voran und den Imperialismus seinem Untergang 
näher. Deshalb auch sollten anderswo, in Lateinamerika und in 
Nahost, weitere „Vietnams" geschaffen werden. („Schaffen wir 
zwei, drei, viele Vietnams!") Den Kommunisten wie der sozialisti- 
schen Staatengemeinschaft warfen linksradikale Theoretiker in 
dieser Frage - wie überhaupt — „Revisionismus" vor. Denn indem 
sie nur (!) „Selbstbestimmung" und „Frieden" für das vietname- 
sische Volk forderten, wollten sie, so der Vorwurf der Linksradika- 
len, in Wirklichkeit weitere Revolutionen in Südostasien und in der 
gesamten „dritten Welt" verhindern.37 

Mit ihrem Pseudoradikalismus unterstützten linksradikale Theo- 
retiker faktischh auch wenn sie verbal entgegengesetzt ar- 
gumentierten, die aggressivsten Kreise in den USA, die den Viet- 
namkrieg eskalieren wollten und zeitweise eskalierten. Den vielen 
in der „Neuen Linken", die für das vietnamesische Volk Frieden 
und Unabhängigkeit wollten, fielen sie in den Rücken. Die Welt- 
revolution, wie Theoretiker der „Neuen Linken" sie deuteten, fing 
erst an. Weder die kommunistischen und Arbeiterparteien noch der 
reale Sozialismus hatten angeblich etwas mit ihr zu tun. 

Die Kommunisten, hieß es, gehören schon zu den „Etablierten", 
besorgt um ihren „Apparat", wenig risikofreudig, letztlich eine 
Stütze der bestehenden Gesellschaft. Ulrike Meinhof etwa bezeich- 
nete das Programm, mit dem sich die DKP nach jahrelangem KPD- 
Verbot vorstellte, als wesentlich reformistisch. Den Kampf dafür, 
daß sich die Lage der Werktätigen unter kapitalistischen Bedin- 
gungen verbessere, hielt sie für schädlich; mit Blick auf Löhne, 
Mieten, Jahresurlaub, Lohnfortzahlung usw. sprach sie von einem 
„systemerhaltenden Gewerkschaftsplunder, mit dem den Arbei- 
tern das Leben im Kapitalismus versüßt, nicht aber als men- 
schenunwürdig und unerträglich zum Bewußtsein gebracht wer- 
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den kann". Das kapitalistische System, so Meinhof, brauche eine 
solche kommunistische Partei, nicht nur als ein Feigenblatt, son- 
dern auch, „um die Unzufriedenheit, die sich verbreitet hat, in 
systemerhaltende Forderungen zu kanalisieren, damit keine sy- 
stemsprengenden daraus entstehen"3®, 

Sozialismus, so verfügten die Theoretiker der „Neuen Linken", 
gibt es noch gar nicht. Die sozialistischen Staaten seien nichts 
weiter als fehlgeschlagene Versuche, ihn zu errichten; herausge- 
kommen sei ein „autoritärer Staatssoziallsmus" bzw., so Peter 
Brandt, die „Diktatur der Bürokratie über das Proletariat"®. 


Die Kommunisten wie die sozialistischen Gesellschaften wer- 
den hier mit Maßstäben gemessen, die dem Anarchismus ent- 
lehnt sind. 


Meinhof hat recht wenn sie erklärt; Der Kapitalismus ist men- 
schenunwürdig. Nur müssen, das ist der springende Punkt, Men- 
schen in ihm leben. Sollen sie alles beim alten belassen, bis es 
möglich ist, zum Sozialismus zu gelangen? Oder sollen sie schon 
vorher dafür kämpfen, die Macht der Monopole zurückzudrängen 
und ihre Arbeits- und Lebensbedingungen zu verbessern? 

Für Linksradikale ist der Sozialismus, so wie sie ihn verstehen, 
gewissermaßen um seiner selbst willen da. Deshalb ihre Logik: Je 
schlechter es den Menschen im Kapitalismus geht, desto besser, 
denn desto eher sind sie bereit, aufzubegehren und den Zustand zu 
ändern. (Die Geschichte beweist, daß diese Folgerung nicht 
stimmt: Verarmung kann die Betroffenen ebenso passivieren oder 
in die Arme von Rechtsradikalen treiben.) 

Die Kommunisten, das zeigt ihre tiefe Verwurzelung in der Ar- 
beiterklasse, sorgen sich in erster Linie um den Menschen. Deshalb 
gerade sind sie für den Sozialismus/Kommunismus. Deshalb aber 
auch treten sie dafür ein, daß sich die Lebenslage der Werktätigen 
im Kapitalismus verbessert. Der Kampf dafür schult schließlich 
auch die Kämpfenden, schwächt den Imperialismus, Öffnet den 
Weg zum Sozialismus. 


Der „Alles oder nichts"-Standpunkt, der bei Meinhof anklingt, 
ist gefährlich. Er kann zur Passivität anhalten (unter dem Motto: 
„Alles" geht ohnehin nicht, also geht nichts). Oder er kann eine 
Radikalisierung motivieren — wie sie dann Ulrike Meinhof voll- 
zogen hat die im Versuch, das ‚alles" gewaltsam zu erzwin- 
gen, zum Terrorismus führt. 


Was den Vorwurf betriff, die Kommunisten sorgten sich um 


75 


ihren „Apparat": Sie tun dies tatsächlich. Sie haben ihre Organi- 
sationen aufgebaut, nicht als Selbstzweck, sondern als wirksame 
Waffe im Klassenkampf. Deshalb verweigern sie sich dem Be- 
gehren der Linksradikalen, sie in abenteuerlicher Politik aufs Spiel 
zu setzen, als „Happening" gewissermaßen. Denn dann hätten sie 
zwar den Beifall dieser „Linken", auf jeden Fall aber den Schaden. 

Die Sozialismus,kritik", die Theoretiker der „Neuen Linken" 
üben, ist gleichfalls anarchistisch gehalten. Gewiß, in sozialisti- 
schen Gesellschaften gibt es manches Unvollkommene, begründet 
in einer noch vorhandenen Unreife gesellschaftlicher Verhältnisse 
wie in Irrtümern und Fehlern, die Menschen begehen. Das kann 
nicht anders sein. Die Frage ist, wie man zu diesen Unvollkommen- 
heiten steht: Deckt man sie auf, um sie zu überwinden, oder ver- 
wendet man sie als „Munition", um den Sozialismus zu bekämp- 
fen? Hier scheiden sich die Geister. Die Theoretiker der „Neuen 
Linken" lehnen die sozialistische Ordnung ab, weil sie sozialistisch 
ist, konkret: weil sie die politische Herrschaft der Arbeiterklasse 
verkörpert. Deshalb strapazieren sie in ihren „Kritiken" Begriffe wie 
„autoritär", „Staat" und „Bürokratie". 

Als 1967/68 in der CSSR konterrevolutionäre Kräfte gegen die 
sozialistische Staatsmacht vorgingen, wurden sie von Theoretikern 
der „Neuen Linken" unterstützt. Sie suchten den Eindruck zu er- 
wecken, als handle es sich hier um eine gemeinsame, weltweit zu 
verfechtende Sache: das Antiautoritäre. Als sozialistische Bru- 
derländer halfen, den konterrevolutionären Anschlag in der CSSR 
abzuwehren, „protestierten" im Chor der Antikommunisten auch 
Theoretiker der „Neuen Linken". Sie stifteten teilweise eine gefähr- 
liche Verwirrung, denn ihr Vorgehen zielte darauf, nichtproletari- 
sche Linke, die sich im imperialistischen Herrschaftsbereich, „anti- 
autoritär" motiviert, antiimperialistisch engagierten, mit derselben 
Motivierung antikommunistisch festzulegen. 

Theoretiker der „Neuen Linken" besorgten hier das Geschäft 
des Antikommunismus. Sie pervertierten den antiimperialistischen 
Ansatz der Bewegung, für die zu sprechen sie vorgaben. 

Antikommunisten hatten hier einen Ansatz, die „Neue Linke" 
insgesamt umzuinterpretieren: Sie rechneten ihr kurzerhand op- 
positionelle Bestrebungen in sozialistischen Ländern zu.*° Dadurch 
war nicht mehr, suggerierten sie, der Imperialismus angeklagt; es 
ging vielmehr um eine allgemeine, antikommunistisch auszule- 
gende „Erneuerung" der Gesellschaft, darum etwa, wie Nathan 
Glazer formulierte, gegen jede Art verfestigter Institutionen an- 
zugehen.*! Im Klartext bedeutet das: Gegner des Sozialismus in 
sozialistischen Staaten würden ermuntert und ermutigt, mit dem 
Anspruch, „links" zu sein, gegen die Staatsmacht aufzutreten. 


76 


Angst vor selbstverordneter 
Bedeutsamkeit? 


Wurde der „Neuen Linken" nicht bang vor der historischen Be- 
deutsamkeit, die ihre Theoretiker ihr zuordneten? 

Jürgen Habermas, Ordinarius für Philosophie und Soziologie - 
er hatte zeitweise den SDS gefördert —, warnte auf einem Kongreß 
des Verbandes Deutscher Studentenschaften zu Pfingsten 1968 in 
Frankfurt am Main davor, die Lage falsch einzuschätzen. Erstens 
könne man nicht davon ausgehen, daß in der BRD eine revolutio- 
näre Situation existiere. Zweitens sei es unangebracht, eine „inter- 
nationale Einheit des antikapitalistischen Protestes" vorauszuset- 
zen, weshalb die Identifizierung mit dem Kampf des vietname- 
sischen Volkes, den Negern der großstädtischen Slums oder den 
Helden der kubanischen Revolution „keinen politischen Stellen- 
wert" habe. „Die Fehleinschätzung der Situation macht die aktiv- 
sten Teile der Studentenbewegung anscheinend unfähig, die 
Grenzen ihres Aktionsspielraums und den Charakter der verfüg- 
baren Mittel zu erkennen", erklärte Habermas verallgemeinernd.“ 
Man dürfe auch nicht, fügte er hinzu, Symbol und Wirklichkeit 
verwechseln. Eine rote Fahne im richtigen Augenblick auf dem 
richtigen Dach könne eine aufklärende Wirkung haben, nur dürfe 
der, der sie hisse, sich nicht der Illusion hingeben, daß dieser Akt 
schon faktische Machtergreifung bedeute. 

Habermas traf Schwachpunkte der Ultralinken — doch von einer 
bürgerlich-reformistischen Position aus. Er erntete Kritiken von 
verschiedenen Seiten, die ihrerseits das Dilemma seiner Position 
bloßlegten. 

Die Ultralinken verteidigten ihren Subjektivismus. Arnheim Neu- 
süss meinte, Habermas habe progressive Positionen vertreten, 
„solange es nur darauf ankam, die Welt verschieden zu interpre- 
tieren". „Heute wird deutlich, daß der Begriff der Praxis bei ihm nie 
etwas anderes war als eine theoretische Kategorie."#3 Reimut 
Reiche behauptete: „Zu Hause" finde man, weder in der Vergan- 
genheit noch in der Gegenwart, keine politischen Bewegungen, die 
die Jugend zum Vorbild nehmen und mit denen sie sich identifi- 
zieren könne. Deshalb werde sie zwangsläufig auf „exotische" 
Vorbilder verwiesen — eben auf den Kampf des vietnamesischen 
Volkes oder auf die chinesische Kulturrevolution. „Wenn die These 
auch nur zur Hälfte richtig ist", meinte Reiche, „daß die Befreiungs- 
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bewegungen dieser Länder (das heißt der ‚dritten Welt' - M. R.) 
den Klassenkampf gegenwärtig stellvertretend für die Unterdrück- 
ten der ganzen Welt führen, so darf man daraus folgern: Es ist 
politisch richtig und psychologisch notwendig, sich mit dem 
Kampf des Vietkong (das heißt der vietnamesischen Befreiungs- 
bewegung — M. R.), mit dem Kampf der Schwarzen in den Slums, 
mit den Zielen der Kulturrevolution in China zu identifizieren."“* 

Die Ultralinken hatten recht, wenn sie Habermas dessen Neigung 
zum beschaulichen Theoretisieren vorwarfen, doch dadurch wurde 
ihre eigene Position nicht richtiger. Die Behauptung Reiches, re- 
volutionäre Vorbilder seien nur anderswo, nicht aber zu Hause zu 
finden, dokumentierte lediglich Ignoranz. 

Wolfgang Abendroth prüfte sachlich die Position von Habermas, 
mit dem Ergebnis: Sie überschritt kaum noch den Rahmen „sy- 
stemimmanentliberaler Kritik" am Kapitalismus. Für Habermas 
droht, so Abendroth, „der Glaube an nur durch Überzeugung der 
Machtträger, nicht durch Kampf erwirkte Reformen der Institutio- 
nen" zum Fetisch zu werden“. 


Schwarze Fahne der Anarchie 


Indem ihre Ablehnung der bestehenden Gesellschaften, der kapi- 
talistischen wie der sozialistischen, letztlich alternativlos blieb, 
tendierten die Theoretiker der „Neuen Linken" zum Anarchismus, 
bzw. ihre Lehren nahmen anarchistische Züge an. 

Anarchismus — was ist das? 

Das Wort kommt aus dem Griechischen. „Arche" bedeutet 
Herrschaft, „Anarchie" ist das Gegenteil davon: keine Herrschaft. 
Anarchisten lehnen jegliche Herrschaft in der Gesellschaft grund- 
sätzlich ab. 

Der Linksradikalismus, der in der „Neuen Linken" weitverbreitet 
war, ist noch nicht Anarchismus, doch tendiert er zu ihm hin. Sein 
Subjektivismus läuft immer Gefahr, gegen jede Bindung zu rebel- 
lieren. Das ist eine mögliche gedankliche Konsequenz. Und seine 
Ungeduld, aus der heraus er handelt, kann den Linksradikalen 
leicht dazu verleiten, die Aktion, wenn sie das gesteckte Ziel nicht 
erreicht, zum Selbstzweck werden zu lassen, was letzten Endes, 
da das Konstruktive verschwindet, zu Zerstörung und Selbstzer- 
störung führt. 
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Der Anarchist will, stärker noch als der Unksradikale, hier und 
heute zum absoluten Erfolg kommen. In Zerstörung und Selbst- 
zerstörung wird ihm sein Endziel zum unmittelbaren Erlebnis. 


W. I. Lenin nannte den Anarchismus einen „umgestülpten bür- 
gerlichen Individualismus". Er kennzeichnete ihn zugleich als „ein 
Produkt der Verzweiflung", der „Mentalität des aus dem Geleise 
geworfenen Intellektuellen oder des Lumpenproletariers, aber nicht 
des Proletariers“.46 

Der moderne Anarchismus hat seine Stammväter. Zu ihnen 
gehören Pierre-Joseph Proudhon, Michail Bakunin, Pjotr Kropot- 
kin. Die schwarze Fahne wurde zum Symbol anarchistischer Be- 
wegungen. 

Proudhon — der französische Historiker Jean Maitron nennt ihn 
den „Vater der Anarchie"? - prägte das Wort „Anarchismus" 
(1840). Seine Überzeugung: „Autorität, Regierung, Macht, Staat — 
alle diese Worte bedeuten das gleiche - Mittel der Unterdrückung 
und Ausbeutung."# Aufgabe der Revolution sollte es sein, jede 
Autorität abzuschaffen; an ihre Stelle sollten Freiheit und Gleich- 
heit treten. 

Bakunin identifizierte, in ausdrücklicher Ablehnung der Lehre 
von Marx, „Revolution" und „Abschaffung des Staates". In seinem 
Aufsatz „Die Reaktion in Deutschland" (1842) schrieb er: „Die Lust 
der Zerstörung ist eine schaffende Lust." 

Kropotkin, der „anarchistische Fürst", schrieb im Dezember 1880 
in der von ihm begründeten Zeitschrift „Le Revolte": „Unsere 
Aktion muß die permanente Revolution sein, mit Wort, Schrift, 
Dolch, Gewehr, Dynamit... Alles ist gut für uns, was außerhalb der 
Legalität ist." 

Anarchisten haben nicht selten hingebungsvoll gegen Diktaturen 
der Ausbeuter und Unterdrücker gestritten. Im spanischen Bür- 
gerkrieg standen sie auf der Seite der Republikaner gegen die 
Faschisten. Doch immer war der Anarchismus eine Gefahr für die 
revolutionäre Arbeiterbewegung. Und dort, wo er heute mit dem 
Anspruch, jegliche Herrschaft ablehnen zu müssen, die sozialisti- 
sche Staatsmacht angreift, wird er unmittelbar konterrevolutionär. 
Die ganze Gefährlichkeit dieses Vorgehens wurde unübersehbar, 
als 1980 in Polen anarchistische Gruppen, die schon zuvor existier- 
ten, begannen, offen an der Zersetzung von Staat und Gesellschaft 
zu arbeiten. 

Die „Antiautoritären" in der „Neuen Linken", die anarchistisch 
auftraten, hatten im allgemeinen keineswegs zunächst die „Klas- 
siker" des Anarchismus studiert, um dann, von diesen inspiriert, 
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zur Tat zu schreiten. Viele von ihnen praktizierten zunächst, indem 
sie mit der imperialistischen Herrschaft jede Herrschaftsausübung 
ablehnten, einen spontanen Anarchismus, der innerhalb seiner 
konkreten Bezüge stark antiimperialistisch geprägt war. Viele 
kannten nicht einmal die anarchistischen Theoretiker, sondern 
glaubten, im Geist von Marx, Engels und Lenin zu handeln. Erst im 
Verlauf der Bewegung erwachte und vergrößerte sich das Inter- 
esse an bereits vorhandener anarchistischer Literatur, das bürger- 
liche Verlage bereitwillig befriedigten. Und Dutschke, Cohn-Bendit 
und andere entwickelten Konzeptionen, die mehr oder weniger 
vom Anarchismus durchdrungen waren. 


Einige forderten, autoritäre Strukturen durch eine Revolutionie- 
rung der Normen des Sexualverhaltens zu treffen - womöglich 
mitten ins Herz. Sie färbten den Anarchismus erotisch ein, unter 
Berufung vor allem auf zwei Theoretiker: auf Wilhelm Reich und 
auf Marcuse. 


Reich war ein Schüler von Sigmund Freud. Die kapitalistische 
Gesellschaft, meinte er, versage der Bevölkerung die sexuelle 
Befriedigung, um ihre Macht zu behaupten. Die volle Entfaltung 
des Sexualtriebes sei deshalb eine revolutionäre Angelegenheit; 
sie müsse in den Kampf gegen den Kapitalismus hinübergeführt 
werden. (Reich war zur Zeit der Weimarer Republik zeitweise Mit- 
glied der KPD, wurde jedoch aufgrund seiner pseudorevolutionä- 
ren Auffassungen aus der Partei ausgeschlossen.) 

Marcuse vertrat eine ähnliche Konzeption. Die allgemeine Unter- 
drückungsstruktur der antagonistischen Klassengesellschaft re- 
produziere sich, meinte er, in der Psyche des Individuums, vor 
allem in den althergebrachten Normen des Intimbereichs (in Ge- 
stalt einer „repressiven Triebordnung"). Der „äußere Zwang" 
werde dadurch „verinnerlich!" und so als eigener Wille erlebt. 
Deshalb müsse man beginnen, hier gegen jegliche Unterdrückung 
aufzubegehren und für eine „Triebbefreiung" zu wirken.*? Diese 
Forderung war Teil der allgemeinen Konzeption, die Marcuse ver- 
trat: von einer Wandlung des Individuums zu einem Wandel der 
Gesellschaft zu gelangen. 

Hanjo Breddermann behauptete unter Berufung auf Reich und 
Marcuse, die Sexualität sei „das wichtigste Unterdrückungsobjekt 
der Gesellschaft". Die sexuelle Unterdrückung könne einen 
Menschen schaffen, der beherrschbar und außerdem zu verschie- 
denen politischen Zwecken benutzbar sei. 

„konkret" wurde konkreter: Wer immer mit demselben Partner 
schlafe, eröffnete das Blatt seinen Lesern, sei bzw. werde nerven- 
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krank. „Denn die heutige Form der Einehe mit staatlich geschützter 
Treuepflicht, also die Zwangsehe, dient in erster Linie der Auf- 
rechterhaltung neurotischer Strukturen, die Ihnen schon in der 
Kindheit systematisch anerzogen werden. Damit Sie ein williger 
und brauchbarer Untertan und Arbeitnehmer werden. Wenn Sie 
ein Leben lang monogam leben, wird die Ehe für Sie zum Ge- 
fängnis, in dem Ihre Neurosen stabilisiert werden. Zur Gummizelle 
für Neurotiker."5! 

Der Kapitalismus, der die Menschen durch das Privateigentum 
an Produktionsmitteln einander entfremdet, sie durch Ausbeutung 
und Unterdrückung erniedrigt, schafft zweifellos ungünstige Vor- 
aussetzungen dafür, daß Mann und Frau auf Dauer miteinander 
glücklich werden. Er zersetzt auch die Intimbeziehungen, u.a. 
dadurch, daß „Liebe" käuflich ist. Doch begegnet man dieser Zer- 
setzung dadurch, daß man sie auf die Spitze treibt, das heißt die 
sexuelle Zügellosigkeit zum Programm erhebt? Eine Revolutionie- 
rung der Sexualbeziehungen kann nur innerhalb einer Gesell- 
schaftsrevolution erfolgen. Und sie verlangt vom Revolutionär 
Kühnheit zu Neuem, nicht erweiterte Reproduktion der Barbarei 
des Kapitalismus. 

Zerstörung, wie sie der Anarchismus empfiehlt, führt auch hier 
nicht weiter. Einfach deshalb, weil sie es bei der Verneinung beläßt, 
ohne an die Stelle des Alten, das verneint wird, etwas Neues, 
Besseres zu setzen. 

„Lehrreich ist es, die anarchistischen Zeitgenossen unter sich zu 
sehen, wenn auch schwer, bei solchem Anblick ernst zu bleiben", 
schrieb Bruno Frei 1971.52 Er hatte den 5. Internationalen Kongreß 
der anarchistischen Föderation im Auge, der für die Zeit vom 31. 
August bis 3. September 1968 nach Carrara (Italien) einberufen 
worden war und zu dem etwa 30 Organisationen ihre Teilnahme 
zugesagt hatten. Kaum begann der „Kongreß" seine Verhandlun- 
gen — er sollte, hatten seine Organisatoren versprochen, der 
größte in der Geschichte des internationalen Anarchismus sein —, 
da spaltete er sich schon: in eine Saalversammlung und eine 
Straßenkundgebung, während einige Delegationen, darunter die 
englische, gleich nach Hause fuhren. Einige Delegierte mit Cohn- 
Bendit an der Spitze erklärten, anarchistische Organisationen 
könne es — in der Kopplung von „Anarchie" und „Organisation" — 
von der Sache her nicht geben, weshalb man einen Saalkongreß, 
Funktionen, eine Tagesordnung mit Resolutionen usw. von vorn- 
herein ablehnen müsse. Doch schon am Ende des ersten Tages 
okkupierten die „Straßenanarchisten" den Saal, und im Hand- 
gemenge mit den „Saalanarchisten" verwandelten sie den Anar- 
chistenkongreß in eine Saalschlacht. Am zweiten Tag war alles zu 
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Ende; die Delegierten kehrten in ihre Länder zurück, ohne daß ein 
Beschluß gefaßt worden wäre.53 
Sie waren konsequent in ihrem Anarchismus. 


„Theologie der Revolution“ 


Auch Theologen rebellierten in den sechziger Jahren. Sie spra- 
chen von Revolution, Eine „Theologie der Revolution" sollte es 
geben. 


Wie kam es dazu? Was war gemeint? 

Christliche Kirchen und Religionsgemeinschaften waren unmit- 
telbar von den Klassenauseinandersetzungen betroffen, die sich in 
der „dritten Welt" abspielten. Sie hatten im 19. Jahrhundert viel- 
fach durch Missionierung zur Errichtung kapitalistischer Kolonial- 
herrschaft beigetragen. Jetzt standen Christen in zunehmender 
Zahl auf der Seite derer, die für nationale und soziale Befreiung 
stritten. Auch Priester engagierten sich. Camilo Torres gehörte zu 
ihnen; er beteiligte sich in Kolumbien am bewaffneten Kampf, in 
dem er 1966 den Tod fand. Theologen in Lateinamerika suchten, 
indem sie sich dem Marxismus zuwandten, die gesellschaftlichen 
Voraussetzungen menschlicher Befreiung zu klären. Aus diesen 
Bemühungen ging in den siebziger Jahren die „Theologie der 
Befreiung" hervor. 

Kirchliche Gremien konnten nicht umhin, hier zu reagieren. 

Auf der Weltkonferenz „Kirche und Gesellschaft" 1966 in Genf 
kam umfassend das Thema „Revolution" zur Sprache. „Hier 
bahnte sich eine echte Sensation an", kommentierte Christian 
Walter. Eine bisher in den Kirchen heimische Revolutionsfeind- 
schaft schlage um in Begeisterung für Revolution.S* 

Vertreter der „dritten Welt", die auf der Weltkonferenz auftraten, 
standen unter dem Eindruck der tiefen sozialen Gegensätze und 
der Klassenkämpfe in ihren Ländern. Sie berichteten über ihre 
Erfahrungen. Und sie suchten nach Lösungen der sie bewegenden 
gesellschaftlichen Probleme. 

Einige Theologen handelten das Thema „Revolution" dem- 
gegenüber „theologisch" ab, sie konzipierten eine „Theologie der 
Revolution". 

Richard Shaull, der zu ihnen gehörte (er sprach in Genf zu dem 
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Thema „Die revolutionäre Herausforderung an Kirche und Theolo- 
gie"), hatte das Thema „Revolution" schon in den fünfziger Jahren 
aufgegriffen, in seinem Buch „Begegnung mit der Revolution" 
(„Encounter with Revolution"). Revolution, meinte er, sei die große 
Herausforderung der Gegenwart. Viele Millionen unterprivilegier- 
ter Menschen in Asien, Afrika und Lateinamerika erwarteten von 
ihr Beseitigung von Hunger und sozialer Ungerechtigkeit. Sie 
würden, wie dies schon in einigen Ländern geschehen sei, den 
Kommunisten folgen, wenn Christen dies nicht verhinderten. Die 
Christen der USA vor allem, die Weltverantwortung trügen, sollten, 
einem Auftrag Gottes folgend, der Herausforderung von Revolu- 
tion auf ihre Weise begegnen, durch missionarische Tätigkeit wie 
durch Hilfe bei der Beseitigung krasser sozialer Mißstände.>® 

Shaull verlangte hier von Christen — alarmiert durch die Her- 
ausbildung des sozialistischen Weltsystems und im. Geiste des 
„kalten Krieges", den der Imperialismus gegen den Sozialismus 
führte —, auf Revolution zu reagieren. Er deutete an, daß dieses 
zutiefst antikommunistisch programmierte Reagieren selbst als 
revolutionär charakterisiert werden könnte. 

Letztgenannten Ansatz baute Shaull in den sechziger Jahren aus, 
so auf die sprunghafte Popularität reagierend, die die Gedanken 
der Revolution und des Sozialismus in nationalen Befreiungs- 
bewegungen erlangten. Er hatte nach eigenen Angaben während 
seines langjährigen Aufenthaltes in Brasilien und Kolumbien die 
Bedeutung von Revolution verstehen gelernt. Er durchforschte, wie 
er es darstellt, die christliche Tradition nach Impulsen und Leit- 
bildern für revolutionäres Handeln in der Gegenwart und fand sie, 
wie er meint, in einem solchen Maße, daß sich Christen „in der 
Mitte der Revolution wie zu Hause fühlen" können’®. Schon im 
Alten Testament glaubt er „fündig" geworden zu sein: Die Israeli- 
ten, erklärt er, sahen in Natur und Gesellschaft eine Schöpfung und 
in Gott den Schöpfer; da dieser Schöpfergott in der Geschichte 
weiterhin wirksam blieb, stand er gegen jede etablierte Ordnung 
und machte so die Ansprüche von Herrschenden und gesellschaft- 
lichen Institutionen zunichte. Weitere Elemente, die seiner Mei- 
nung nach auf eine Erneuerung der Gesellschaft zielen, sind der 
Messianismus, das heißt der Glaube an einen Erlöser, und die is- 
raelitische Überzeugung, ein „auserwähltes Volk" zu sein. 

Den Messianismus vor allem charakterisiert Shaull als revolutio- 
när. Jesus sei in seinem Namen gegen die Autorität von Kirche und 
Staat aufgetreten. Und Vergangenheit wie Gegenwart könne nur 
verstehen, wer seine Aufmerksamkeit auf jene Punkte konzentriere, 
„wo messianische Bewegungen entstehen und die Machtstruktu- 
ren der Gesellschaft angreifen"”. Vom Christen fordert Shaull, er 
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müsse dort präsent sein, wo sich Gott am dynamischsten offen- 
bare, und das sei die Revolution. 

Harvey Cox, ein amerikanischer Theologe, bekannte sich in ähn- 
licher Weise zur Revolution. Wir leben „mitten in der Revolution 
des 20. Jahrhunderts, einer Art kultureller Revolution", meinte er. 
Von der Religion und den Theologen verlangte er, daß sie einen 
Beitrag zu diesem revolutionären Umbruch leisten.>® 

Verbal klang das radikal, nach Revolutionierung von Theologie. 
Tatsächlich wurde eine Theologisierung von Revolution versucht. 

Die Vertreter der „Theologie der Revolution" identifizierten - 
genauer: verwechselten — wie andere Gruppen der „Neuen Lin- 
ken" „revolutionär" mit „antiautoritär"; unter „Revolution" ver- 
standen sie „Rebellion", „Strukturwandel", auch „Anarchie". (Das 
englische „‚revolution", das sie verwandten, erleichterte dies: Es ist 
weniger eindeutig als das deutsche „Revolution" und kann jede 
einigermaßen rapide Umwälzung bezeichnen.) Aus alttestament- 
lichen Propheten wie aus Jesus wurden Vorläufer und Vorbilder 
der modernen „Antiautoritären". (Cox: Jesus „war teils Hippie, 
teils Revolutionär, teils irgend etwas anderes".) Wie die „Neue 
Linke" insgesamt, orientierten sich die Vertreter der „Theologie 
der Revolution" unter ausdrücklichem Verzicht auf klassenmäßige 
Charakterisierungen auf die Armen und Unterprivilegierten 
(„Minderheiten" und „Randgruppen"), auf die Jugend sowie auf 
die „dritte Welt". (Cox überträgt die Kontraste kapitalistischer 
Städte auf die als „Weltstadt" verstandene Welt: „Die Spaltung 
zwischen der Innenstadt und dem Wohngebiet an ihren Grenzen 
hat die Welt in eine Reihe von Ghettos aufgeteilt, die von luxu- 
riösen Wohngegenden umgeben sind. Amerika und Europa, ver- 
mutlich sogar die ganze nördliche Halbkugel ist zu einem weißen 
Vorort geworden, in den sich die Menschen zurückgezogen haben 
und versuchen, die wilden Revolten zu vergessen, die jetzt durch 
Lateinamerika und Afro-Asien toben."59) Und wie andere Theo- 
retiker der „Neuen Linken" - etwa Herbert Marcuse — bekannten 
sich die Vertreter der „Theologie der Revolution" zur Utopie. Die 
Utopie wird, schrieb Shaull, ‚in der Gegenwart zu einer explosiven 
Kraft, und die einzige Methode, intelligent und verantwortungs- 
bewußt zu handeln, liegt in der Zurückweisung aller engstirnigen 
Überlegungen darüber, welche Dinge getan und welche nicht 
getan werden dürfen"6%. Cox meinte, daß die Revolution, die für 
die USA erforderlich sei, ihre Impulse aus „der utopischen, nicht- 
zentralistischen Tradition des Sozialismus" nehmen müsse, „je- 
doch weniger aus der marxistisch-leninistischen"®!. 

Was Theologen als „Theologie der Revolution" vorstellten, war 
eine Variante der allgemeinen Theorie der „Neuen Linken". Sie 
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reflektierten das antiimperialistische Engagement von Christen im 
weltrevolutionären Prozeß, indem sie das Thema „Revolution" 
erörterten, und sie gefährdeten es zugleich, indem sie die all- 
gemeine Desorientierung, die von den Theoretikern der „Neuen 
Linken" ausging, als Konsequenz des christlichen Glaubens dar- 
stellten. 
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Ihre Wege trennten sich 


Die „Neue Linke" hatte ihren Höhepunkt 1967/68 — dann ging es 
mit ihr bergab. Die Spontaneität, aus der heraus sie geboren war 
und die sie einem Meteoriten gleich hatte aufleuchten lassen, ließ 
sie rasch auch wieder vergehen. Der amerikanische SDS wurde 
1969 gespalten, durch Vorstöße der Maoisten, und verblaßte zur 
Bedeutungslosigkeit. Der BRD-SDS zerfiel im Winter 1968/69 als 
Bundesverband — „Handwerkelei und Provinzialisierung" breiteten 
sich in seinen Reihen aus, wie einige selbstkritische Stimmen be- 
mängelten! —, und im März 1970 löste er sich formell auf. Dem von 
Oskar Negt 1972 unternommenen Versuch, eine neue „Neue 
Linke" zu proklamieren — in Abgrenzung vom Linksterrorismus wie 
von der DKP, so hieß es —, war kein wirklicher Erfolg beschieden, 
wenngleich die Idee blieb, Linksradikale unterschiedlicher Prägung 
zu einer Partei oder doch zumindest in einer Art „Sammelbe- 
wegung" zusammenzuführen.?2 (Negt wollte, und so war seine 
Erfolglosigkeit vorprogrammiert, die Spontaneität, an der die 
„Neue Linke" gescheitert war, zur Grundlage eines Neubeginns 
machen. Er forderte die Bildung neuer Organisationsformen, und 
zwar „von unten ausgehend, von der spontanen, autonomen Or- 
ganisation der Interessen ganz spezifischer Gruppen". Eine „Art 
Spontaneität" sollte „den konkreten Zustand" herstellen, „um den 
herum sich dann auch andere politische Gruppen organisieren".3) 

An den Universitäten, die Herde der Rebellion gewesen waren, 
wurde es ziemlich ruhig. „In den Hörsälen darf wieder gegähnt 
werden", kennzeichnet Lutz von Werder die Rückkehr zur 
Alltäglichkeit des bürgerlichen Hochschulbetriebs.* Nicht wenige 
Studenten empfanden die Ohnmacht, die ihre Kommilitonen hatte 
rebellieren lassen, vor dem Hintergrund der gescheiterten Rebel- 
lion nur um so stärker und schmerzlicher. „Die drei hauptsäch- 
lichen Formen, der Universität zu begegnen: Studium abbrechen, 
sich überaktiv in die politische Arbeit zu stürzen oder so stringent 
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wie möglich Scheine erschreiben, gipfeln gleichermaßen in dem 
Wunsch nach der ‚Großen Flucht", erklärte ein Germanistikstu- 
dent Ende 1977 auf einer Vollversammlung der „Freien Universi- 
tät" in Westberlin. „Der Wunsch nach einem Kaffeehaus in Kreuz- 
berg, Marihuanaplantage in der Bundesrepublik, Farm in Frank- 
reich, Auswandern usw.... Unsere Hoffnungen und Wünsche von 
einem anderen Leben verlegen wir in Fluchtträume; versuchen sie 
da zu verwirklichen, wo die meisten Menschen in dieser Gesell- 
schaft sie auch zu verwirklichen suchen: in privater Isolation, in 
Überidentifikation mit der Arbeit, wie solche Bankangestellte, oder 
in stammtischartiger Form von Politik. Alle diese Möglichkeiten 
lassen uns immer mehr unsere Ohnmacht erkennen..."® Stu- 
dentenberater stellten auf einer Tagung Anfang März 1979 in 
Westberlin fest: Bei Studierenden in der BRD und in Westberlin 
zeigt sich ein erschreckendes Anwachsen von psychischen Be- 
lastungen, die sich u.a. in Lernstörungen, Depressionen, psycho- 
matischen Erkrankungen, Selbstmordneigung und Kontakt- 
schwierigkeiten äußern.® 

1970 gingen auch die Beatles offiziell auseinander. Ihr Ruhm 
blieb. Noch einmal machten sie Schlagzeilen, als im Dezember 
1980 John Lennon — er hatte sich zwischenzeitlich politisch enga- 
giert, u.a. gegen die USA-Aggression in Vietnam — in New York 
ermordet wurde. Damit war endgültig auch Gerüchten ein Ende 
gesetzt, wonach die Beatles noch einmal zusammen auftreten 
würden. 


Was wurde aus denen, die, wenngleich nur für kurze Zeit, in der 
„Neuen Linken" eine politische Heimat gefunden hatten? Zu 
einem großen Abschiednehmen kam es nicht. Spontan, wie sie 
entstanden war, zerfiel die Bewegung. 


Einige, die sich noch in ihrer Tradition sahen bzw. sehen, ver- 
suchten die neue Situation zu deuten, in die sie hineingeraten 
waren. 

Alvons Diemer wandte sich dem Zerfall des SDS zu — ein Rück- 
blick mit bemerkenswerten Einsichten. Man habe Emanzipation 
mit Spontaneität gleichgesetzt, meinte er. Das brachte „eine un- 
glaubliche Zersplitterung der Arbeit mit sich und gab der Be- 
wegung insgesamt einen außerordentlich sprunghaften Charak- 
ter". Gewaltsam sollte dann der revolutionäre Prozeß vorwärts- 
getrieben werden. „Radikalitätt wurde oberste und einzige re- 
volutionäre Tugend. Nur daß dies eben eine putschistische Radi- 
kalität war — die totale Verselbständigung und Verdinglichung 
der Gewalt. Das Problem der Machtfrage kam herunter auf ein 


89 


Räuber- und Gendarmspiel mit der Staatsgewalt: Nur daß die 
Staatsgewalt nicht spielte, sondern bitter Ernst machte."’ 

„Die erste heroische Periode der Bewegung, die Phase un- 
bekümmerter und oft spektakulärer Aktionen, ist zu Ende", schrieb 
Herbert Marcuse 1972. Eine revolutionäre Macht, befähigt, das 
„etablierte System" zu stürzen, existiere nicht. Die Linken müßten 
sich „Selbstbeschränkung" auferlegen, und die junge Generation 
dürfe weder „aussteigen" noch sich anpassen, sondern müsse 
lernen, „sich nach einer Niederlage zu reorganisieren". „Denn die 
nächste Revolution wird das Werk von Generationen sein; die 
‚Endkrise des Kapitalismus’ kann sehr wohl länger als ein Jahr- 
hundert dauern."3 

„Der Herbst beschwichtigt uns also; nur wen?" äußerten Tatjana 
Botzat, Elisabeth Kiderlen und Frank Wolff 1978. „Er beschwichtigt 
die Linke, die es nicht mehr gibt. Verstreute Haufen, demoralisiert, 
heimatlos, und doch irgendwie mutig und lebendig; keine Linke 
schon vorher, die historisches Selbstbewußtsein hätte."I 

Der Tod von Rudi Dutschke war Anlaß für eine ehemalige Akti- 
vistin der linken Szene, Jahrgang 1950, sich zu erinnern. Mit 16 
Jahren, schreibt sie, habe sie ihre Lehre als Konditorin begonnen, 
„gleich Gewerkschaftseintritt, Jugendgruppe aktiv gewesen, Club 
‚ca ira', Schmalzstullen geschmiert, ein Seminar über Marxismus 
bei Rudi Dutschke für Lehrlinge und Jungarbeiter gehört, kein Wort 
verstanden". „Dann kamen die Vietnam-Demonstrationen, Viet- 
nam-Kongreß, Springer-Tribunal, Bildung der Basisgruppen, Ak- 
tionskomitee für Lehrlinge und Jungarbeiter." Zur Gegenwart 
meint die Frau: „Wir sind nicht tot, nur in dieser Zeit etwas lahm- 
gelegt... Verrichten wir eben die kleine Arbeit, im Mietshaus, mit 
der Bäckersfrau, in der Gewerkschaft." Bei der Beerdigung von 
Dutschke habe sie alte Freunde wiedergetroffen. „Wir haben fest- 
gestellt, daß wir eben zur Zeit nur auf Sparflamme arbeiten kön- 
nen. Nun gut, es fällt nicht so aus, weil es anders schöner wäre. 
Hauptsache ist, wir haben die Sache in uns."10 


Letztlich trennten sich die Wege derjenigen, die die „Neue Linke 
getragen hatten. Nicht wenige resignierten. Andere steigerten 
negative Aspekte, die sich in der „Neuen Linken" gezeigt hatten, 
sei es, daß sie zu Anarchisten oder Terroristen wurden, sei es, 
daß sie den Linksradikalismus dogmatisierten. Wieder andere 
gingen in das zuvor verpönte Establishment, wovon einige 
bekämpften, wofür sie zuvor gestritten hatten: die Sache der 
Linken. Es wächst die Zahl derer, die — unterschiedlich orientiert 
— mit „Alternativ"basen im Kapitalismus im Kleinen zu ver- 
wirklichen trachten, was ihnen im Großen zunächst verwehrt 
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blieb. Und da sind diejenigen, die ihre Erfahrungen fruchtbar 
verarbeiteten und in ihrem Linksengagement bis zu Ende kon- 
sequent wurden. Sie wurden Sympathisanten oder Mitglieder 
von kommunistischen und Arbeiterparteien. 


Flucht in die Innerlichkeit 


Resignation ist die Schwester der Rebellion, die aus dem Links- 
radikalismus erwächst. Oie Mutter beider ist die Ungeduld des 
Kleinbürgers: Erreicht derjenige, der rebelliert, nicht in kür- 
zester Zeit sein Ziel, wirft er die Flinte kurzerhand ins Korn. 


Nicht wenige aus der „Neuen Linken", die resignierten, machten 
aus der Resignation eine neue Bewegung: eine Flucht in die Un- 
verbindlichkeit des Privaten und in die Innerlichkeit. Ihrer Flucht- 
bewegung schlossen sich auch andere an, die sich zuvor politisch 
nicht engagiert hatten. („Alle Welt ist heute auf dem Psycho-Trip", 
bemerkt Lutz von Werder zu dem Gesamtphänomen. „Man richtet 
sich im Privaten ein. Mit dem System will man nicht mehr viel zu 
tun haben, auch theoretisch nicht. So beginnt das Bewußtsein zu 
verfließen."'') 

Die neue Gestimmtheit, die sich hier ausbreitete, drückte sich 
auch musikalisch aus. Am 5. Juli 1969, nach dem Tod ihres Gitar- 
risten Brian Jones, veranstalteten die Rolling Stones im Londoner 
Hyde Park ein Livekonzert, an dem 250.000 Jugendliche teilnah- 
men. Ihr „Street Fighting Man" begann mit dem Aufruf: „Die Zeit 
ist reif, in den Straßen zu kämpfen"; zum Schluß jedoch hieß es: 
„Aber was kann ein armer Junge anderes tun als in einer Rock-'n'- 
Roll-Band zu singen?" Etwa eineinhalb Monate später, vom 15. bis 
17. August 1969, strömten 400.000 Jugendliche unter dem Motto 
„Love and Peace" zu einem dreitägigen Popfestival auf dem Farm- 
gelände Woodstock im amerikanischen Bundesstaat New York 
zusammen. 

Doch eine Privatidylie ließ sich im Kapitalismus nicht finden. Die 
kapitalistische Barbarei, die man zu überspielen trachtete, brach im 
Spiel selbst auf. In der Nacht vom 8. zum 9. August 1969 drang die 
„ramilie" des Charles M. Manson in ein Haus in einem Vorort von 
Los Angeles ein und brachte dort fünf Menschen um. Mädchen 
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vollbrachten die Tat auf Mansons Geheiß — halb im religiösen 
Wahn, halb aus Spaß. Am 6. Dezember 1969 gaben die Rolling 
Stones auf einer Autorennbahn bei San Francisco ein Free Concert 
(Konzert ohne Eintrittspreise), zu dem 300.000 Jugendliche kamen. 
Während des Stückes „Sympathy for the Devil" erdolchte die als 
Ordner eingesetzte Rockergruppe „Hell's Angels" den jungen 
Farbigen Meredith Hunter vor den Augen der Rockband und den 
laufenden Filmkameras. Die Show ging weiter. Zum Schluß gab es 
3 Tote und 700 Verletzte. 

Einige deuteten die Fluchtbewegung als Revolution. 

„Es kommt eine Revolution, aber sie wird sich von den Revolu- 
tionen der Vergangenheit unterscheiden", schrieb 1970 Charles 
Reich, Professor für Rechtswissenschaft an der Yale University. Es 
handle sich, meinte er weiter, um eine „Revolution der neuen 
Generation", die wesentlich „Bewußtseinsveränderung" bedeute. 
„Die ganze Verhaltensweise, so wie sie allenthalben in Erschei- 
nung tritt, von den Idealen bis zu den Demonstrationen an den 
Universitäten, von den Stirnbändern und den Glockenhosen bis 
zum Woodstock-Festival, hat Sinn und gehört zu einer festen Le- 
bensanschauung, die ebenso notwendig wie unvermeidlich ist und 
zur gegebenen Zeit nicht nur die Jugend, sondern alle Kreise des 
Volkes erfassen wird."12 Das „neue Bewußtsein", so Reich, ist im 
Vormarsch. Es „überschwemmt die Schulen, es ist am Lächeln, das 
man in den Straßen sieht, zu erkennen. Es hat begonnen, die 
Landschaft zu verwandeln und menschlicher zu gestalten... Was 
immer es berührt, verschönt und erneuert es. Vor ihm fällt jede 
Barriere."!3 

Eine verblüffende „Revolution": Der „Revolutionär" muß nicht 
die Gesellschaft, sondern sich selbst — konkret: sein Bewußtsein — 
verändern. Er darf, anders ausgedrückt, nicht so verbissen sein, 
sondern muß alles in einem neuen Licht sehen. Einfach lächeln... 

Der Franzose Jean Francois Revel behauptete gleichfalls 1970: 
Die „Revolution des 20. Jahrhunderts", eine „Weltrevolution", hat 
in den USA begonnen. Mit den Hippies habe eine „antipolitische 
Revolution" eingesetzt) die auf der Grundlage einer „Gegen- 
gesellschaft" den „neuen Menschen" („Homo novus") hervorbrin- 
gen werde.'!4 

Den Leitlinien, die Reich und Revel skizzierten, entsprach die 
Jesus-people-Bewegung, die in den USA Gestalt annahm, sich 
dann in anderen kapitalistischen Ländern ausbreitete und von ei- 
nigen ihrer Vertreter als „Revolution" charakterisiert wurde. Die 
persönliche Begegnung mit Jesus sollte, das war ihre Grundkon- 
zeption, Gesellschaftsveränderung ersetzen; sie sollte aus demje- 
nigen, dem sie widerfuhr, einen neuen Menschen machen. Wer 
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sich Jesus hingibt, behaupteten die Anhänger der neuen Be- 
wegung, ist gerettet. Auf Hemden, Plaketten, Autoschildern stand: 
„Jesus rettet auch dich", „Jesus ist mein Herr", „Jesus liebt dich", 
„Wenn dein Gott tot ist, nimm doch meinen, Jesus lebt" usw. Eine 
Zeitung mit dem Titel „Love" empfahl: „Geh nach Hause und 
schau dich im Spiegel an. Fang an, dein Verhalten zu ändern, daß 
du fließt wie ein Gott... Und das Königreich ist in dir, und es ist 
außer dir. Und wer immer sich selbst erkennt, wird es finden." 

Einige meinten gar: Nicht Lenin ist der große Revolutionär des 
20. Jahrhunderts, sondern die Christ-People-Bewegung ist Weg- 
bereiter einer Weltrevolution, in deren Mittelpunkt „die Rück- 
gewinnung einer verlorengegangenen menschlichen Existenz" 
steht, „die durch die Technokratie des Staates und das Prinzip des 
quantitativen materiellen Wachstums gleichermaßen bedroht 
ist"15, 

Eldridge Cleaver, ehemals sogenannter Informationsminister der 
„schwarzen Panther", stellte das Gewehr, das zuvor sein Glau- 
bensbekenntnis gewesen war, zur Seite, um in baptistischen Fern- 
sehprogrammen aufzutreten. „22 Jahre lang war ich Kommu- 
nist...", kommentierte er seinen Gesinnungswandel. (Genauer 
müßte es wohl heißen: Er war das, was er selbst unter einem 
Kommunisten verstand.) „Dann erlebte ich einen ganz anderen 
Revolutionär: Sein Name ist Jesus Christus. ...Ich bin der leben- 
dige Beweis dafür, daß ER eine chaotische Welt und ein ruiniertes 
Leben ändern kann."16 

Einige Theologen, die mit der Zeit gehen wollten, machten die 
„Jesus-Revolution" mit. Adolf Holl kennzeichnete Jesus als 
„Außenseiter", der sich in „fragwürdiger Gesellschaft" antreffen 
läßt — „unter Ketzern, Neuerern und Schwärmern, Weltflüchtigen 
und Revolutionären, Neurotikern und Narren, Hysterikern, Mysti- 
kern und Heiligen". Dieser Jesus spricht die Weinenden an, die 
sitzengebliebenen Mädchen, die von ihren Männern verlassenen 
Frauen, „denen noch keine Revolution geholfen hat". „Sie sind mit 
den Kategorien der sozialen Schichtung keineswegs erfaßbar." Ob 
Jesus in dieser Gestalt „eine müd gewordene Christenheit wird 
beschwingen können" — das kann nach Holl kaum vorausgesagt, 
allenfalls gehofft werden.!7 

Auch für Hans Küng befand sich Jesus in „schlechter Gesell- 
schaft". Doch war er kein sozialpolitischer Revolutionär, „keiner 
jener gewaltsamen Volksbeglücker, welche die Spirale von Gewalt 
und Gegengewalt nur weiterdrehen, statt zu durchbrechen". Jesus 
war, so Küng, „revolutionärer als die Revolutionäre". Denn er 
wollte nicht die Gesellschaft verändern — weder habe er eine 
„Wohlstandsgesellschaft" noch einen „Gulaschkommunismus" 
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gepredigt —, sondern den einzelnen und sein Bewußtsein. Seine 
radikalen Forderungen hätten jede soziale Schichtung „unterlau- 
fen" und jeden betroffen, „die Raffgier der Reichen ebenso wie den 
Neid der Armen".'8 

Holl wie Küng gaben sich radikal — doch waren sie es? Beide 
suchten etwas von dem „Zeitgeist" in kapitalistischen Staaten zu 
erhaschen; in seinem Sinne interpretierten und modifizierten sie 
überkommene Theologie, damit Jugendliche in ihr die eigene 
Gestimmtheit wiederfinden und sich auch dann in der Kirche hei- 
misch fühlen konnten, wenn sie mit traditioneller Religiosität 
nichts anzufangen wußten. Die modernistische Deutung. christ- 
lichen Glaubens, die Küng gab, brachte ihn in Konflikt mit den 
Verfechtern eines traditionellen katholischen Glaubensverständ- 
nisses. Die vatikanische Glaubenskongregation bescheinigte ihm 
im Dezember 1979, er könne „nicht mehr als katholischer Theologe 
betrachtet werden und deshalb als solcher nicht mehr die Aufgabe 
zu lehren ausüben"!9. Doch Küng selbst machte deutlich; Sein 
Buch ist „nicht gegen das Magisterium (die Leitung, das Lehramt 
— M. R.), sondern für das Magisterium der Kirche geschrieben. 
Es ist geschrieben als Hilfe zur Verteidigung und Rechtfertigung, 
zur Klärung und Herausforderung christlichen Glaubens und Le- 
bens in einer Zeit, in der die Kirche an Glaubwürdigkeit leider eher 
verloren als gewonnen hat."20 

Kapitalistische Firmen stellten rasch fest: Mit der Jesus-Welle 
ließen sich Geschäfte machen. Die Schallplattenindustrie heuerte 
Sänger wie George Harrison, Bob Dylan, Johnny Cash und Jose 
Feliciano für das neue, ergiebige Thema an. Cash über sich selbst: 
„Ich habe Rauschgift und ein bißchen von allem anderen versucht. 
Aber nichts in der Welt ist so befriedigend für die Seele wie das 
Erlebnis, daß das Reich Gottes in einem gebaut wird und 
wächst."2! Das Musical „Jesus Christ Superstar" übertraf den 
Welterfolg von „Hair". 


Sekten bzw. sektenähnliche Organisationen erzielten großen 
Zulauf, neue wurden gegründet; Robert Jungk, bekannt als 
Zukunftsforscher, nannte als Ursachen dafür ausdrücklich 
„seelische Arbeitslosigkeit" und das „Versagen der Neuen 
Linken"??. Der Staatssekretär im BRD-Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit, Hans Georg Wolter, sprach am 10. Juli 
1978 von der „Droge Sekte" und zog Parallelen zur Suchtab- 
hängigkeit, zum Alkoholismus und zum Terrorismus.23 


Der Begriff „Sekte" bringt auf einen Nenner, was tatsächlich in 
seiner Vielfalt verwirrend ist, der Zahl nach — in München etwa 
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zählt man von diesen Gebilden ungefähr 380 - wie in seiner Viel- 
gestaltigkeit. Da gibt es Sekten, die auf geschäftlicher Grundlage — 
u.a. in Kursen - psychische Techniken verbreiten, durch die der 
Mensch zur „Selbstbefreiung" gelangen soll. Hierzu gehören die 
„Scientology Church" — 1 Million Anhänger — („Scientology" ist 
nach eigener Definition die „Lehre vom Wissen") und die „Tran- 
szendentale Meditation" (abgekürzt: TM) — annähernd 2 Millionen 
Anhänger letztere betreibt eine aus dem Hinduismus entwik- 
kelte Meditationspraxis, und Schweizer Finanzbehörden schätzen 
ihr Jahreseinkommen auf über 80 Millionen Mark. Die „Internatio- 
nale Gesellschaft für Krishna-Bewußtsein" (ISKCON), eher bekannt 
als „Hare-Krishna-Bewegung", mit 5000 Anhängern vergleichs- 
weise klein, ist ein hierarchisch organisierter Mönchsorden, der 
seinen Mitgliedern Entsagung von der Welt auferlegt. (Verlangt ist 
ein vierfaches Gelübde: kein Fleisch, Fisch und Ei; keine Rausch- 
mittel; kein unerlaubter Sex; kein Glücksspiel.) Die „Divine Light 
Mission" (DLM) („Mission des göttlichen Lichts") orientiert ihre 
Anhänger — 100.000 an der Zahl — auf den „Guru" Maharaj Ji, der 
für sie, wenn sie sich ihm hingeben, die göttliche Liebe und 
Wahrheit manifestieren soll. Die „Vereinigungskirche" oder „Mun- 
Bewegung", die aus Südkorea stammt, geht davon aus, daß sie 
das „Gute" verkörpert, das in der Welt das „Böse" überwinden 
will. Sie verfügt über 2 Millionen Mitglieder sowie über umfang- 
reiche Besitztümer, und das Vermögen ihres Chefs soll einige 
Milliarden Mark betragen. Die „Kinder Gottes" („Children of God"), 
die sich in „Familie der Liebe" („Family of Love") umbenannt 
haben — 70.000 Anhänger —, stellen die Verknüpfung einer end- 
zeitlich-prophetischen Erweckungsbewegung mit der Hippie,kul- 
tur" dar. Ihr Verhältnis zu Jesus begreifen sie in erotischen Bildern, 
die ins Pornographische abgleiten. (So heißt es über die Jesus- 
liebe: „Eine Berührung, und du schmilzt! — Ein Kuß, und du bist 
weg! — Eine Umarmung, und du liegst! — Ein Stoß, und du bist 
fertig!... Flipp aus und habe Spaß mit ihm! Er ist deine Elektrizität! 
Er ist es, der dich antörnt! Er ist es, der dir solch eine Ladung 
gibt."?*) Die „Kinder Gottes" halten ihre weiblichen Mitglieder 
auch zur Prostitution an. Nur derjenige, argumentieren sie, könne 
ein Jünger Jesu sein, der seinem Meister alles opfere, auch seinen 
Körper. Die so ideologisierte Prostitution dient der Gewinnung 
neuer Mitglieder („Flirty Fishing") wie dem Erwerb von Geld für die 
Gemeinschaft. 

Eine Reihe Von Sekten wechseln die seelische Hilflosigkeit und 
Hilfsbedürftigkeit von Menschen in bare Münze um. Ihre Mitglieder 
sollen, dem Ideal der Armut verpflichtet, ihnen ihr Vermögen über- 
schreiben und für sie betteln gehen bzw. Literatur vertreiben. Der 
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so zustande kommende Geldzustrom erlaubte es dem „Guru" 
Maharaj Ji von der „Divine Light Mission", sich zum Playboy mit 
Luxusvilla, Privatjet und teuren Sportautos zu profilieren; Mitte der 
siebziger Jahre kam es daraufhin zum Krach, und der indische 
Zweig seiner Organisation sagte sich von ihm los. 

Die meisten Sekten vegetieren ziemlich unbemerkt dahin, ganz 
im Gegensatz zu ihren Intentionen: Sie möchten weg vom „Rand- 
dasein", hin zur „Mitte" der Gesellschaft. 

Mehrfach indessen erregten Sekten auch weithin Aufmerksam- 
keit. 

So, als sich am Nachmittag des 8. Februar 1978 an der Kaiser- 
Wilhelm-Gedächtniskirche in Westberlin ein junger Mann und eine 
junge Frau mit Benzin übergossen, sich anzündeten und verbrann- 
ten. Es handelte sich um zwei Mitglieder der aus Indien kommen- 
den Bewegung „Ananda Marga" („Weg zur Glückseligkeit"), die 
sich als „Mönch" und „Nonne" Dada Lokesha und Didi Uma 
nannten. Sie wollten, wie sie in einem Flugblatt erklärten, darauf 
aufmerksam machen, daß allein die Kraft menschlicher Liebe die 
Welt verändern kann. „Die Flamme unserer Körper ist Symbol für 
das Feuer des selbstlosen Dienstes an Ananda Marga. Es wird die 
Nacht der Unmoral und die Dunkelheit der üblen Kräfte der Aus- 
beutung, Unterdrückung, Ungerechtigkeit und Falschheit aufzeh- 
ren. Unsere Selbstverbrennung geschieht nach persönlicher und 
unabhängiger Entscheidung, geschieht aus Liebe zu allen Men- 
schen, den Armen, Ausgebeuteten und Leidenden."25> Noch im 
selben Jahr verbrannten sich zwei weitere Anhängerinnen von 
Ananda Marga, darunter die australische Millionenerbin Lynette 
Philipps. Bevor sie sich am 2. Oktober vor dem UNO-Quartier in 
Genf mit Benzin übergoß und anzündete, rief sie: „Ich habe den 
brennenden Wunsch, gegen den Luxus und den Egoismus dieser 
Welt zu kämpfen."26 

Resignation, gepaart mit der Bereitschaft, selbstlos etwas für 
andere zu tun, führte junge Menschen hier zur Selbstzerstörung. 

Ebenfalls im Jahre 1978, im November, kam es zu einer noch 
größeren Tragödie. Etwa 1000 Amerikaner, Mitglieder der „Volks- 
temper-Sekte, hatten im Dschungel von Guayana auf einem Ge- 
lände von 11.000 Hektar eine Siedlung gegründet. Sie waren ihrem 
„Vater" Jim Jones zu absolutem Gehorsam verpflichtet. Als eine 
Gruppe aus den USA, der Abgeordnete Leo J. Ryan sowie Journa- 
listen, beunruhigenden Nachrichten über das Leben in der so- 
genannten Kommune nachgehen wollte (u.a. war von regelmäßi- 
gen Mißhandlungen die Rede), kam es zu einer gespenstischen 
Kurzschlußreaktion. Jones empfing zunächst die Besucher, ließ sie 
bei ihrer Rückfahrt jedoch von bewaffneten Sektenanhängern 
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Massenselbstmord der ‚„Volkstempel“-Sekte im November 1978 in 
Guayana 
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überfallen, und bei dem Gemetzel kamen Ryan und einige Journa- 
listen ums Leben. Als Jones erfuhr, daß dennoch einige der un- 
willkommenen Gäste entkommen waren, versammelte er seine 
Gemeinschaft um sich und gab das Kommando zum Massen- 
selbstmord. („Es ist die Zeit gekommen, uns an einem anderen Ort 
wiederzutreffen... Jetzt werden wir alle freiwillig sterben. Sterbt 
mit Würde, meine Kinder!") Ungefähr 900 Sektenmitglieder töte- 
ten sich selbst bzw. einander, u. a. durch die Einnahme einer Mixtur 
aus Fruchtsaft und Zyankali, die vorbereitet worden war. Nur we- 
nige entkamen. Eins der überlebenden Sektenmitglieder, Odell 
Rhodes, berichtete über das Geschehen: „Nur eine ältere Frau hat 
dagegen protestiert. ... Aber die anderen haben sie nieder- 
geschrien. ... Die waren alle total durchgedreht. Aber sie haben 
sich brav angestellt, um die Mixtur zu trinken. Jones hat gesagt, 
daß erst die Kinder und dann die Frauen drankommen sollten. Eine 
junge Frau, die ich gut kannte, war mit ihrem Baby die erste. Sie 
drückte ihrem Kind den Mund auf, dann wurde mit einer Spritze 
das Gift hineingesprüht. Die Mutter hat die Mixtur getrunken und 
mit Wasser nachgespült. Jones hat über Lautsprecher die ganze 
Zeit geredet. Immer wieder hat er gesagt, daß Sterben nicht weh 
tut, daß sie alle keine Angst haben sollten. Trotzdem kam es zu 
einem furchtbaren Durcheinander. Die über 900 Menschen, die 
sterben wollten, verabschiedeten, küßten und umarmten einander 
- und warteten liegend, bis das Gift wirkte. Nach wenigen Minuten 
setzten Krämpfe ein, die Augen traten aus den Höhlen, die Ge- 
sichter liefen blau an, viele würgten, einige schnappten hilflos nach 
Luft, Schaum trat ihnen auf die Lippen. Leise stöhnend starben 
sie."27 

Die Sekte hatte ihre Anhänger unter den Armen und Ärmsten der 
USA, darunter unter schwarzen Jugendlichen aus den Ghettos, 
von denen 50 Prozent von Arbeitslosigkeit betroffen waren. Die 
Verzweiflung am Kapitalismus ließ bei den Sektenanhängern eine 
intensive religiöse Heilserwartung aufbrechen, die sie vollends 
hilflos machte und schließlich zu Selbstmord und Mord trieb. War 
dieses Schicksal unausweichlich? Arnold Levinsch, der sich in der 
Friedensbewegung in Berkeley engagiert hatte, nannte als eine der 
Ursachen für den Massenmord und -Selbstmord in Guayana „die 
infantile Selbstaufgabe der Linken in Kalifornien"28. 
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„Haschu Haschisch...” 


In der „Protestwelt" griffen viele zur Droge. Es war dies Aus- 
druck des Protestes und der Flucht in einem. „Die Droge", 
meinten Hippies wäscht uns von den hinderlichen Einflüssen 
der Außenwelt rein." Timothy Leary riet: „Turn on, turn in, drop 
out." 


In der „Linksszene" galten Drogen zeitweise als „in", „konkret" 
verniedlichte Haschisch nach dem Motto: 

„Haschu Haschisch inne Taschen — 

Haschu immer was zu naschen."29 
(„konkret"-Herausgeber K. R. Röhl korrigierte dies bald, im Som- 
mer 1971, mit einem Artikel unter der Überschrift „Genossen, wir 
haben Scheiße gebaut!".) 

Als sich die „Neue Linke" auflöste, griffen auch einige ihrer 
ehemaligen Anhänger zur Droge, die dies zuvor nicht getan hatten. 
Hatten sie schon die Gesellschaft nicht verändern können, so 
konnten sie hier wenigstens das Bewußtsein „erweitern" und so zu 
neuen Horizonten vorstoßen. Ihnen gesellten sich andere zu im 
Versuch, der gesellschaftlichen Misere zu entrinnen, gegen die sie 
noch nie etwas unternommen hatten. Der Griff zur Droge geriet für 
sie von vornherein zum Ersatz für Gesellschaftsveränderung, 
beeinflußt gewiß von der Stimmung, die aus der Niederlage der 
„Neuen Linken" erwuchs. Und schon wurde so etwas auch zur 
Mode. 

Nicht wenige Drogensüchtige machten die kapitalistische Ge- 
sellschaft für ihre Sucht verantwortlich. Sie hatten recht, insofern 
und soweit gesellschaftliche Unerträglichkeiten das Bedürfnis 
wecken können, sie durch die Flucht in die Illusion zu überwinden. 
Doch konnte sie das, gerade wenn sie diesen Zusammenhang 
sahen bzw. zu sehen glaubten, von der eigenen Verantwortung 
freisprechen? Ihre Argumentation war um so fragwürdiger, als sie 
den Griff zur Droge, den sie als unverschuldetes Unglück zu recht- 
fertigen suchten, zugleich als Rebellion darstellten, die eine eigene 
Welt, die „Scene", mit eigenem Vokabular schuf („Spritzen", 
„Schießen", „Ausflippen" usw.). Sie stellten dabei, wie Michael 
Schneider beobachtete, die bürgerliche Status-Hierarchie einfach 
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Rauschgiftsüchtige Jugendliche 
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auf den Kopf: „Nicht der am besten Angepaßte und daher Er- 
folgreichste, sondern der Kaputteste und daher Verrückteste ist 
‚der Größte', nicht wem es am besten, sondern wem es am drek- 
kigsten geht, hat das größte Publikum und den größten Markt- 
wert'."3® Der „Shit-Raucher" steht unten in dieser Süchtigen- 
Hierarchie, dann kommen die „Tripfreaks", die alle Arten „Trips" 
schlucken, und schließlich obenan die „Fixer", die zu den SchießR- 
giften greifen. 

BRD-Journalisten schilderten 1978 unter dem Titel „Wir Kinder 
vom Bahnhof Zoo" die „Drogenkarriere" der Christiane F.: Zwölf- 
jährig haschte sie zum erstenmal, und ein Jahr später hat sie „ge- 
drückt", das Geld für Heroin besorgte sie sich auf dem „Kin- 
derstrich", das heißt durch Prostitution. 

Das Kapital zog und zieht zweifach Nutzen aus der Drogensucht. 
Das Geschäft mit der Droge - internationale Ringe betreiben es — 
ist überaus einträglich. Heroinschmuggler hatten 1969 in den USA 
einen Jahresumsatz von umgerechnet über 2 Milliarden Mark. Und 
die Droge entpolitisiert denjenigen, der sie nimmt: Dünkt er sich, 
der sein Bewußtsein gewissermaßen frei ausführt, nicht erhaben 
über diejenigen, die die wirkliche Welt verändern wollen? 

Die momentane Beglückung, die Drogen verheißen, müssen 
diejenigen, die der Verheißung unterliegen, nicht nur mit Geld, 
sondern auch mit ihrer Gesundheit und nicht selten mit ihrem 
Leben bezahlen. Haschisch stimmt den, der es nimmt, vorüber- 
gehend euphorisch, doch Bronchitis und Bindehautentzündung 
können die Langwirkung sein. (Für nicht wenige ist es der „Ein- 
stieg" auch zu „härteren" Drogen.) LSD intensiviert die sinnliche 
Wahrnehmung - und zerstört zugleich die Psyche; Angst, Panik 
und Selbstmord drohen. Heroin und Morphium rufen eine starke 
Euphorie hervor, die Lebensängste vergessen läßt („himmlische 
Stimmen", Empfindungen, die „wahnsinnig aufregend sind, schö- 
ner als ein Orgasmus", so ein achtzehnjähriger Morphinist) — doch 
rasch stellen sich auch Leberentzündungen und andere Infektionen 
ein; eine Überdosis kann zu Koma und Tod durch Herz- und At- 
mungsversagen führen. 

1969 schätzte man die Zahl der Teenager, die in New York dem 
Heroin verfallen waren, auf 25.000. Im Jahr darauf gab es in dieser 
Stadt jeden Tag einen jugendlichen Herointoten. 1979 starben in 
der BRD und in Westberlin (bei insgesamt 60.000 bis 80.000 Dro- 
genabhängigen) 600 Personen an Rauschgift, nahezu an jedem Tag 
zwei. In der Drogenszene fand man für die Toten einen makabren 
Ausdruck: Sie haben „nen Flachmann gebaut". 
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„Macht kaputt, was Euch kaputt macht!“ 


Anarchisten waren bereits in und neben der „Neuen Linken" aktiv, 
begünstigt durch die anarchistischen Züge, die deren Praxis und 
Ideologie mitprägten. 

Dieter Kunzeimann, Fritz Teufel, Rainer Langhans u.a. gründeten 
am 1. Januar 1967 in Westberlin die Kommune |; Uschi Obermeier, 
ein bildhübsches Mädchen, gesellte sich ihnen später zu. (Nach 
ihrer Anarchistenphase wurde sie ein gefragtes Fotomodell.) Vor- 
läufer des Unternehmens war eine „Viva-Maria-Gruppe", benannt 
nach einem französischen Film, in dem zwei Chansonsängerinnen 
(dargestellt durch Brigitte Bardot und Jeanne Moreau) zu Anar- 
chisten stoßen, um sich fröhlich-beschwingt am Werk der Anarchie 
zu beteiligen. Die Westberliner „Kommunarden" wollten radikal 
die Gesellschaft, in der sie lebten, in Frage stellen. Ihr Programm: 
„Revolutionierung des Alltags — Abschaffung des Privateigentums 
— Brechung des Leistungsprinzips — Proklamation des Lustprin- 
zips." In ihrer Lebensweise demonstrierten sie Gemeinsamkeit, im 
Wohnen wie im Sex. Mit ihren provokanten Öffentlichen Auftritten 
setzten sie sich vor allem selbst in Szene; sie taten dies geistreich, 
Aufsehen heischend, jedoch auf Kosten der Fortschrittskräfte. 

So war die USA-Aggression in Vietnam, für deren Beendigung 
sich die „Neue Linke" einsetzte, für die „Kommunarden" lediglich 
Anlaß, Provokationen zu starten. Als in Brüssel ein Kaufhaus 
brannte und dabei 250 Menschen ums Leben kamen, verbreiteten 
sie ein Flugblatt mit der Überschrift: „Wann brennen die Berliner 
Kaufhäuser?" Unterschrieben hatten Teufel und Langhans. Im Text 
hieß es u.a.: „Ein brennendes Kaufhaus mit brennenden Men- 
schen vermittelt zum erstenmal in einer europäischen Großstadt 
jenes knisternde Vietnam-Gefühl (dabeizusein und mitzubrennen), 
das wir in Berlin bislang noch missen müssen." Bei der großen 
Westberliner Vietnam-Demonstration 1968 saßen sieben „Kom- 
munarden" kichernd auf der Empore der Technischen Universität 
und ließen handgemalte Spruchbänder sehen, in denen sie die 
Vietnamkriegsgegner verhöhnten und politische Aktionen für sinn- 
los erklärten. Dann rauchten sie demonstrativ Pfeifen mit Hasch. 

Die Provokationen, die die „Kommunarden" pausenlos starteten 
— sie reichten bis zum Basteln und zum Einsatz von Bomben und 
Brandsätzen —, paßten so recht in die kapitalistische Landschaft. 
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Der Rechtspresse boten sie Material, um die Linken zu verunglimp- 
fen. Die „Kommunarden" wurden deshalb von ihren Kritikern auch 
„Axel Springers Hofnarren" genannt, und der SDS schloß sie, 
soweit sie ihm angehörten, aus. Provokative Aktionen wie Hap- 
penings, gemeinsame LSD-Trips oder Gemeinschaftssex ließen 
sich zudem gut an Presse, Film und Fernsehen verkaufen; bei 
einem Freß-Happening etwa bewarfen sich die Beteiligten, nackt, 
für einen „Filmemacher", der dafür zahlte, mit Krebsschwänzen 
und Kaviar. 

Michael Baumann („Bommi"), der in der Terrorszene aktiv 
wurde, begeisterte sich für die ‚Kommune |". „Daß da mal irgend- 
wann 'ne Revolution kommt, nützt dir im Augenblick nichts, ändert 
nichts an deiner Situation", meinte er. Die „Kommune I" habe 
demgegenüber eine richtige Verbindung von Politik und Subkultur 
hergestellt. „Auf der einen Seite war es politisch, die Leute hatten 
'ne politische Utopie oder Idee oder Wissen. Auf der anderen Seite 
hatten sie eine Lebensform, eine konkrete Alternative, ebendieses 
Zusammenleben."3! Baumann sagte von sich, er habe schon 
immer eine „Antihaltung" eingenommen und in der Arbeit keinen 
Sinn gesehen. Seine „Sensibilisierung" will er durch den Blues, 
durch die Musik der Stones und Dylans sowie durch Bücher von 
Ginsberg und Kerouac erfahren haben. 

Im Jahre 1967 wurde auch die „Kommune Il" gegründet, die 
sogenannte Polit-Kommune. Ihr gehörte u.a. Jan-Carl Raspe an, 
der später zur Baader-Meinhof-Gruppe überging. 

Teufel machte sich als Polit-Clown einen Namen. Den Staatsan- 
walt nannte er vor Gericht einmal eine Kröte, die man, sobald die 
Witterung es zulasse, in der Nähe eines Tümpels aussetzen solle. 
Den Gerichtsvorsitzenden bezeichnete er als „Mumie", die „so 
leblos wirke, als habe sie alle von ihr verhängten Gefängnisstrafen 
selber abgesessen". Berühmt wurde die Antwort, die er gab, als er 
aufgefordert wurde, sich vor Gericht zu erheben: „Ja, wenn's der 
Wahrheitsfindung dient..." 


Der Anarchismus gewann Impulse aus dem Zerfall der „Neuen 
Linken". Ehemalige Anhänger der letzteren registrierten das. 
Vielfach wurden, wie Peter Hahn schrieb, ‚„frustrierte, erfolg- 
lose, enttäuschte Hauruck-Sozialisten" zu Anarchisten?. Sie 
verzichteten, so Röhl, auf den „langen Marsch durch die Insti- 
tutionen" und traten „den kurzen Weg in die Subkultur" an - 
„den Marsch durch die Kneipen".33 


Statt politisch zu wirken, predigten und praktizierten die Anar- 
chisten die Zerstörung. Ihre Hauptparole war: „Macht kaputt, was 
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Euch kaputt macht!" Sie ließ sich variieren. So gaben in Westberlin 
Anarchisten das Blatt „833" heraus (benannt nach drei Zahlen aus 
der Nummer des Telefonanschlusses, unter dem die Redaktion 
zunächst zu erreichen war). Zu Demonstrationen rief es mit Losun- 
gen wie „Pig ist Pig — Pig muß putt!", wobei Pig (Schwein) für 
Polizist stand und putt die Kurzformel für kaputt war. Anarchisti- 
sche Praxis bestand darin, Wände zu bemalen, Autos anzuzünden, 
Tische umzuwerfen, Bücher und Copyrights zu klauen. Sie wuchs 
stufenlos — über das Basteln und den Einsatz von Bomben und 
Brandsätzen — in den Terrorismus hinüber, für den, soweit er in 
diesem Zusammenhang wirksam wurde, der Begriff des 
„Anarchoterrorismus" geprägt wurde. 

Anarchistische Gruppen aus der BRD und Westberlin nahmen 
1970 - als der Auflösungsprozeß der „Neuen Linken" schon fort- 
geschritten war also — auf einer Konferenz in Vorderweidental 
(Pfalz) erste Kontakte zueinander auf. Am 10./11. Juni 1971 ver- 
anstalteten sie in Sievershausen ein „Bundestreffen". Die West- 
berliner Gruppe „833", die militant auftrat, bot sich an, Kontakt- 
und Koordinierungsstelle der anarchistischen Gruppierungen der 
BRD und Westberlins zu werden. 

Die Anarchie ließ sich gut mit der Droge verbinden. Da verstand 
sich in Westberlin ein „Zentralrat der umherschweifenden 
Haschrebellen" als „militanter Kern der Berliner Subkultur". Er 
forderte Terror gegen alles, „was den Menschen zum Sklaven 
macht" (darunter: „amerikanische Industrieniederlassungen, 
Banken, Bullenreviere"). Aus den Losungen des „Zentralrates": 
„Haschisch, Opium, Heroin für ein schwarzes West-Berlin!" — 
„High sein, frei sein, ein bißchen Terror muß dabei sein!" Anar- 
chisten waren auch als Dealer tätig. („Von irgendwas mußt du ja 
leben.") Michael Baumann: „Du hast richtig mit und von der Droge 


gelebt."3* 
In den letzten Jahren formierten sich in der BRD und Westberlin 
„Sponti-", „Basis-"- und „Autonomie-Gruppen". Ihre Anhänger 


sprechen, um die eigene Position zu orten, von einer „Um- 
bruchsituation", die Bruch mit der „alten Neuen Linken" und mit 
der „ML-Phase" bedeute.3° Diese „Spontis", wie sie die Presse 
vielfach nennt, sind anarchistisch orientiert, ohne sich jedoch 
näher festlegen zu wollen; für ihre Gegner haben sie die Bezeich- 
nung „Dogmis" bereit, worin sich ihre Geringschätzung einer als 
Dogmatismus mißverstandenen Ideologie äußert. Dieser wenig 
ausgeprägte Sinn für eine strategische Orientierung ist eine 
Schwäche, kann jedoch, insofern und soweit er in diesem Zusam- 
menhang keine Desorientierung festschreibt, eine Lernfähigkeit 
ermöglichen bzw. begünstigen.36 
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In den USA suchten die Yippies, 1968 begründet als „Youth In- 
ternational Party" (YIP), Traditionen der Hippies fortzuführen. Po- 
litik sollte auf der Straße stattfinden, in Gestalt von Tanz, Musik, 
Theater und Spaß. Noch im Gründungsjahr wählten die Yippies als 
Gegenstück zur Nominierung des demokratischen Präsident- 
schaftskandidaten in Chicago ein Schwein. 

Jerry Rubin, Sprecher der Yippies, empfahl in seinem Buch „Do 
It": „Nicht kaufen. Stehlen." Für die Zeit nach dem Sieg der 
Yippies in der Welt versprach er: „Alle Uhren werden zerstört. Die 
Friseure kommen in ein Umerziehungslager... Das Pentagon wird 
durch eine Experimentierfarm für Rauschgift ersetzt... Die Men- 
schen werden morgens auf dem Acker arbeiten, nachmittags 
Musik machen und wo und wann sie wollen Sex treiben."37 

Das Hippie-Gehabe fand Eingang in den kommerzialisierten 
„Underground", in dem Beat, Hasch und Sex zum Hauptlebensin- 
halt wurden, der eigene Normen und eine eigene Hierarchie her- 
vorbrachte. Von dieser Welt erzählten Ende der sechziger Jahre 
Jenny Fabian und Johnny Byrne. Die Heldin ihres Buches war ein 
„groupie" — ein Mädchen, das sich für die Beat-Musik, noch mehr 
aber für die Musiker begeistert.38 

In Frankreich formierte sich Ende der siebziger Jahre die 
anarchistische Bewegung „Autonomie". „Wir kennen nur eine 
einzige Wissenschaft", verkündete sie, „und das ist die der Plün- 
derung und Zerstörung". Ihre Praxis: Zerstörung von Fensterschei- 
ben und Parkuhren, Mißhandlung mißliebiger Personen. 


Dogmatisierter Irrtum 


Einige, die aus der „Neuen Linken" kamen bzw. Von nicht- 
proletarischer Position aus nach einem neuen Linksengage- 
ment suchten, empfanden, daß ihnen bisher zweierlei gefehlt 
habe: eine feste Organisation und eine klare Orientierung. Sie 
wollten beides. Indem sie sich dazu zu linksradikalen Organi- 
sationen Zusammenschlossen oder sich solchen anschlossen, 
blieben sie indessen grundsätzlich der Spontaneität verhaftet. 
Mehr noch: Sie dogmatisierten den Irrtum, dem die „Neue 
Linke" schon zuvor erlegen war; aus dem spontanen wurde ein 
dogmatisierter Linksradikalismus. 
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Wie das geschah — es mutet paradox an. Die Linksradikalen 
griffen auf Konzeptionen zurück, die sie schon vorfanden, auf den 
Maoismus, auf den Trotzkismus, und eine starke Neigung gab es 
auch zum Anarchismus. Ihre Berufung auf die gleichen Ideen 
hinderte sie indessen nicht - indem sie Vorgefundenes in jeweils 
unterschiedlicher Mischung verschmolzen sowie „Eigenes" ein- 
brachten —, immer neue Organisationen zu gründen, die sich von- 
einander abgrenzten und miteinander im Streit lagen, jede mit dem 
Anspruch, die wahrhaftige und allein rechtmäßige Verkörperung 
ihrer Ideenwelt zu sein. 

In der BRD begann das — um einige wichtige maoistische Neu- 
gründungen zu nennen — am 31. Dezember 1968 mit der Gründung 
der „Kommunistischen Partei Deutschlands/Marxisten-Lenini- 
sten" (KPD/ML). Die Partei war maoistisch und antikommunistisch 
orientiert. Sie hielt am Antikommunismus fest, auch als sie 1978 — 
nach einer umfassenden Diskussion — beschloß, Mao Tse-tung 
fortan nicht mehr als Klassiker des Marxismus-Leninismus zu be- 
trachten, und ihre Mitglieder auf Albanien und Enver Hoxha ein- 
schwor. (Schon bald nach der Gründung traten in der KPD/ML 
Spaltungen auf. Eine Gruppe sonderte sich ab, die den Namen 
beibehielt, statt eines Zentralkomitees jedoch ein „Zentralbüro" 
(ZB) hatte. Eine weitere Gruppe versah sich mit dem Zusatz „Neue 
Einheit"; sie verurteilte die eine Konkurrenzorganisation als links- 
sektiererisch, die andere als rechtsopportunistisch.) 

1970 wurde in Westberlin die ‚Kommunistische Partei Deutsch- 
lands" („KPD") gegründet, nicht zu verwechseln mit der mar- 
xistisch-leninistischen KPD, die 1956 verboten worden war. Stu- 
denten hatten entscheidenden Anteil an ihrer Gründung — die 
ehemaligen SDS-Mitglieder Jürgen Horlemann und Christian Sem- 
ler wurden in ihr Politbüro gewählt —, doch verstand sie sich selbst 
als „Vorhutorganisation der westdeutschen und Westberliner Ar- 
beiterklasse". Die DKP und die SPD waren in ihren Augen 
gleichermaßen „Handlanger der Monopolbourgeoisie". 

Ein Jahr nach Gründung der „KPD", 1971, bildete sich der 
„Kommunistische Bund" (KB). Er ging davon aus, daß es in der 
BRD die „korrekte Linke" noch nicht gibt, sondern sich diese erst 
„in der Dialektik von Auseinandersetzung und Zusammenarbeit" 
finden muß. Er folgte dem Maoismus, doch nicht so unbedingt und 
militant wie etwa die KPD/ML oder die „KPD". Auch im Antikom- 
munismus und Antisowjetismus war er gemäßigter; als Haupt- 
feind aller fortschrittliichen Kräfte in der Welt bezeichnete er den 
imperialistischen Block unter Führung der USA. 

Im Jahre 1973 formierte sich der „Kommunistische Bund West- 
deutschlands" (KBW). Er bewahrt der maoistischen Führung der 
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Der französische Philosoph und Schriftsteller Jean-Paul Sartre 
unterstützte die Unksradikalen 


VR China seine Gefolgschaft bis in die Gegenwart. In der BRD will 
er den Zusammenschluß aller Marxisten-Leninisten in einer Partei 
erreichen, um „den bewaffneten Aufstand durchzuführen, den 
bürgerlichen Staatsapparat zu zerschlagen und den Sozialismus 
aufzubauen". 

In Frankreich bezog J.-P. Sartre im Versuch, die Mai/Juni-Er- 
eignisse 1968 zu verarbeiten, eine stark anarchistisch eingefärbte 
maoistische Position, u.a. wurde er Herausgeber des maoistischen 
Blattes „La Cause du Peuple" („Die Sache des Volkes"). Der FKP 
warf er vor, institutionalisiert zu sein. „Es geht nicht darum, den 
Respekt vor einer angeblich revolutionären Ordnung zu entwik- 
keln, sondern den Geist der Revolte gegenüber jeder Ordnung."39 
Auf Revolution, so Sartre, dürfe man nicht warten. Besser sei es, 
nach der Maxime zu handeln: „Macht die Revolution jetzt, wenn 
ihr könnt; wenn sie scheitert, versuchen wir's noch einmal."4#0 Der 
Mai 1968 habe bewiesen, daß es links von der FKP eine starke Kraft 
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gebe, die sich zu entfalten verspreche, und darauf habe er immer 
gehofft.*! Von Anarchisten, die Provokationen durchgeführt hatten 
und dafür vor Gericht erscheinen mußten — u. a. hatten sie in dem 
Pariser Delikatessengeschäft Fauchon Kaviar und andere Schlem- 
mereien „enteignet", um die Beute „an die Elenden zurück- 
zugeben" —, sagte Sartre, daß sie „durch ihr Handeln die Gewalt 
des Volkes ausdrücken". Der Regierung warf er vor, einen poli- 
tischen Prozeß gegen ihn selbst zu scheuen. (Francois Mauriac 
spottete im „Figaro Litteraire": „Sartre dürstet danach, Märtyrer zu 
sein, aber es gibt keinen Märtyrer ohne Henker, und der Henker ist 
eben nicht da."3) 

Der Trotzkismus hatte, insofern er international länger verbreitet 
ist, einen zeitlichen Vorsprung gegenüber dem Maoismus. Doch 
fehlten ihm eine territoriale Basis und ein Zentrum, wie sie in der VR 
China und ihrer maoistischen Führung gegeben waren. Zu seiner 
stärksten internationalen Strömung wurde das „Vereinigte Sekre- 
tariat der IV. Internationale" unter Führung von Ernst Mandel mit 
Sitz in London sowie das „Lateinamerikanische Sekretariat" unter 
Führung von Juan Posades in Argentinien. 

In der BRD folgte u.a. die „Gruppe internationale Marxisten (GIM), 
Deutsche Sektion der IV. Internationale", 1968 gebildet, der Linie 
des „Vereinigten Sekretariats" in Brüssel. Unter Berufung auf Leo 
Trotzki setzte sie sich für den bewaffneten Kampf zum Sturz der 
internationalen Bourgeoisie, für die Eroberung der Macht durch 
das Proletariat sowie für eine internationale Räterepublik ein. 

In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre gab es etwa 250 Grup- 
pen und Grüppchen, die maoistisch geprägt waren. Ungefähr 200 
waren zu diesem Zeitpunkt trotzkistisch orientiert, während für die 
anarchistisch gefärbten kaum eine annähernde Angabe zu ermit- 
teln sein dürfte (allein in Frankreich und Großbritannien wirken 
jeweils ungefähr 50). Zugleich bildeten sich neue Richtungen 
eines dogmatisierten Linksradikalismus heraus. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz zählte für 1972 in der BRD knapp 400 links- 
extremistische Organisationen. 


Die Zersplitterung des dogmatisierten Linksradikalismus folgt 
ihrer eigenen Logik. Sie beruht darauf, daß die Möglichkeiten 
des Irrtums unbegrenzt sind. Und sie ist Reaktion auf das vor- 
programmierte Scheitern eines jeden Versuches von Links- 
radikalen, die Gesellschaft zu revolutionieren: Jeder Mißerfolg 
wird für Unzufriedene zum Anlaß, nach einer neuen Organi- 
sation und einem neuen Programm zu rufen, auch wenn die 
Unterschiede zum alten vielfach nur Eingeweihten offenbar 
werden. 
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Was aber ist, ungeachtet seiner Modifizierungen, charakteri- 
stisch für den Maoismus? Was für den Trotzkismus? 

Maoismus wie Trotzkismus traten nicht von vornherein als fer- 
tige linksradikale Konzeptionen auf. Ihre Schöpfer, Mao Tse-tung 
und Leo Trotzki, beteiligten sich in ihren Ländern, in China bzw. in 
Rußland, in führenden Positionen maßgeblich am revolutionären 
Kampf; erst als sie Fehlorientierungen, einmal getroffen, nicht 
korrigierten — worauf konsequente Kommunisten drangen —, 
sondern in Konfrontation zum Marxismus-Leninismus kultivierten, 
wurden daraus dogmatisierte, antikommunistische Systeme des 
Linksradikalismus. 

Die Tatsache, daß beide, Mao Tse-tung und Trotzki, zeitweise in 
revolutionären Bewegungen wirkten, verschaffte ihren Lehren 
Resonanz in Kreisen kapitalistischer Länder und der Entwicklungs- 
länder, die sich, proletarische Positionen scheuend, zum Revolutio- 
nären hingezogen fühlten. Hinzu kam, daß die VR China das viet- 
namesische Volk in seiner Verteidigung gegen die USA-Aggres- 
sion unterstützte. Das hatte wesentlich dazu beigetragen, den 
Ideen Mao Tse-tungs bereits in der „Neuen Linken" Einfluß zu 
verschaffen, und danach wurden sie in verschiedenen Gruppen 
und Grüppchen zu Leitlinien organisierter politischer Tätigkeit 


genommen. 
Der Maoismus blieb sich treu, insofern und soweit er - pro- 
grammatisch seinem Namen nach — an eine bestimmte Person 


gebunden war und ist. Inhaltlich wandelte er sich. Zunächst ten- 
dierte er zum Linksradikalismus. Hierbei setzte er auf die Bauern; 
sie sollten in rückständigen Gebieten die wichtigste revolutionäre 
Kraft sein. Und er verstand Revolution wesentlich als bewaffneten 
Kampf, als „Volkskrieg". Danach, in den sechziger und siebziger 
Jahren, wurde aus dem Maoismus ein Großmachtchauvinismus; 
sein Hauptziel war jetzt, aus der VR China eine Großmacht zu 
machen, die anderen Staaten und Bewegungen ihren Willen dik- 
tieren konnte. Zu diesem Zweck gaben seine Vertreter in der Be- 
urteilung der internationalen Situation sozialistische Positionen 
preis. Die Welt ist ihrer Darstellung zufolge dreigeteilt: Die eine 
Zone bilden die „Supermächte", zu denen die USA und die UdSSR 
gerechnet werden, und gegen sie soll der als Revolution verstan- 
dene Kampf geführt werden, wobei zunehmend die Sowjetunion 
als Hauptfeind betrachtet wurde; eine andere Zone, in der angeb- 
lich die revolutionären Kräfte konzentriert sind, stellen die Ent- 
wicklungsländer unter angestrebter chinesischer Führung dar; die 
übrigen Länder, die Grenzen werden hier nicht fest umrissen, gelten 
als eine dritte Zone und als mögliche Bundesgenossen im Kampf 
gegen die „Supermächte". 
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Für die Maoisten außerhalb Chinas, wegen ihres Auftretens viel- 
fach auch „Chaoten" genannt, wurde die Situation um so schwie- 
riger, je deutlicher sich der Großmachtchauvinismus der chine- 
sischen Führung abzeichnete. Denn wie war das zu verstehen: In 
der BRD bekämpften maoistische Gruppen Franz Josef Strauß, 
aber in Peking wurde dieser Mann von dem Idol Mao Tse-tung 
hofiert? Die Pekinger Politik nachzuvollziehen bedeutete unter den 
sich verändernden Bedingungen, auf Rechtspositionen über- 
zugehen. Verwirrung löste es auch aus, als nach Maos Tod die 
sogenannte Viererbande, geschart um dessen Witwe, verurteilt 
wurde. Einige maoistische Organisationen - wie in der BRD die 
„KPD" — solidarisierten sich weiterhin uneingeschränkt mit der 
chinesischen Führung, was eine Rechtsorientierung zur Folge 
hatte, andere, wie der KBW, hatten hier schon gewisse Vorbehalte, 
während der KB meinte, daß die Arbeiter der Welt nun kein so- 
zialistisches Vaterland mehr hätten, an dem sie sich orientieren 
könnten. 

Die Krise, in die der Maoismus außerhalb Chinas geraten war, 
wurde offen- und aktenkundig, als die „KPD" auf ihrem Ill. Partei- 
tag im März 1980 nach fast genau zehnjährigem Bestehen nahezu 
einmütig die Selbstauflösung beschloß, nachdem bereits im Jahr 
zuvor der „Kommunistische Studentenverband", die Studenten- 
organisation der „KPD", aufgelöst worden war. Die Finanzen der 
Partei waren hoffnungslos zerrüttet, und ihre führenden Leute 
waren so zerstritten, daß sie nicht einmal mehr einen Rechen- 
schaftsbericht zu Papier brachten. Keiner der Anträge, die auf dem 
Parteitag gestellt wurden, erlangte eine Mehrheit. Christian Semler 
nannte die Auflösung der „KPD", deren Vorsitzender er gewesen 
war, „einen notwendigen Schritt angesichts des Scheiterns unse- 
res Versuchs, einen führenden Kern für die Kommunistische Partei 
im Alleingang und ohne wirksamen Rückbezug auf die reale Ent- 
wicklung der Klassenkämpfe und die politischen Strömungen in 
der Arbeiterbewegung aufzubauen"“. 

Grund zur Schadenfreude? Ganz gewiß nicht. Hier scheiterte 
eine Organisation an den Realitäten — in ihren eigenen Reihen war 
davon die Rede, daß die „Theoriebildung" sich „als der Realität 
unangemessen" erwiesen habe —, nachdem sie 10 Jahre im 
Namen der Revolution Antikommunismus betrieben hatte. Noch 
jetzt, in ihrer letzten Stunde, suchte sie Schaden zu stiften. Sie 
identifizierte ihr Scheitern mit dem „Scheitern kommunistischer 
Politik". Und ihre Führer forderten demagogisch dazu auf, den 
Kampf gegen die „aggressive und expansionistische Sowjetunion" 
fortzusetzen. Offenbar brüten sie über Plänen, eine Nachfolge- 
organisation aufzubauen. 
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Zum zentralen Stichwort des Trotzkismus wurde der Begriff der 
„permanenten Revolution". Damit war im trotzkistischen Ver- 
ständnis einmal gemeint — Trotzki setzte diese seine These im 
Zusammenhang mit der russischen Revolution von 1905 ausdrück- 
lich der Leninschen Lehre von der bürgerlich-demokratischen und 
der sozialistischen Revolution entgegen daß das Proletariat 
unmittelbar seine Macht errichten müsse, ohne Zwischenstufen; 
erst danach sei es möglich, allgemeindemokratische Aufgaben zu 
lösen. Zum anderen sollte — Trotzki verfiel hier nach der Ok- 
toberrevolution in das andere Extrem; Pseudoradikalismus schlug 
in Kapitulantentum um — sozialistische Revolution nur als in einem 
Zug durchzuführende Weltrevolution möglich sein; die Ok- 
toberrevolution und der Aufbau des Sozialismus in der UdSSR 
wurden unter diesem Gesichtspunkt als Provisorium gewertet.?7 
Beide Empfehlungen mußten und müssen die revolutionären 
Kräfte zur Ohnmacht verurteilen; einmal dadurch, daß zum Aben- 
teurertum aufgefordert wird, das heißt dazu, den zweiten Schritt 
vor dem ersten zu tun, zum anderen durch den Ratschlag, die 
sozialistische Revolution dort, wo sie begonnen hat, nicht konse- 
quent weiterzuführen, sondern, gewissermaßen Gewehr bei Fuß, 
auf die Weltrevolution zu warten bzw. diese künstlich zu beschleu- 
nigen. 

Die Weltrevolution, zu dem Ergebnis kommen im Unterschied zu 
den Maoisten die Trotzkisten, steht im Grunde noch aus. Sie hoffen 
und erwarten, daß sie aus der unmittelbaren, spontanen Aktion der 
Volksmassen erwächst. Mandel meint dazu; „Unsere Aufgabe ist 
es nur, bereits existente revolutionäre Massenbewegungen zum 
Erfolg zu führen."“® 


In seiner Dogmatisierung gehen dem Linksradikalismus in kapi- 
talistischen Staaten antiimperialistische Potenzen weitgehend 
oder ganz ab. Statt dessen ziehen reaktionäre Kräfte mehr oder 
weniger großen Nützen aus ihm, und zwar in verschiedener 
Hinsicht. 


Erstens. Der dogmatisierte Linksradikalismus desorientiert dieje- 
nigen, die ihm folgen: Er verstrickt sie in Abenteuer, läßt sie 
kommunistische und Arbeiterparteien bekämpfen und im Kampf 
untereinander den Werktätigen ein Bild unheilvoller Zerrissenheit 
der Linken bieten bzw. dessen, was viele dafür halten. Er ver- 
wandelt so revolutionäres Potential, das unter seinen Anhängern 
durchaus vorhanden ist, in sein Gegenteil („funktioniert es um", 
wie man im Jargon der linken Studentenbewegung sagen könnte). 

Zweitens. Den Herrschenden ist es lieb, wenn sie auch die Op- 
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Position beherrschen, das heißt in deren Reihen Regie führen 
können. Dadurch können sie selbst Anlässe schaffen, um radikal 
gegen alle oppositionellen Kräfte vorzugehen. Die zaristische 
Regierung etwa schleuste Polizeiagenten, als „Linke" getarnt, 
in die Reihen der Arbeiterbewegung ein. Agents provocateurs 
nennt man diese Leute. Sie hatten u.a. die Aufgabe, bei De- 
monstrationen oder friedlichen Streiks zu Gewalttaten aufzurufen 
bzw. diese selbst zu organisieren. Das nahmen die zaristischen 
Behörden dann als Vorwand, Kosakenverbände gegen die De- 
monstranten oder Streikenden einzusetzen. Heute agieren Links- 
radikale als Agents provocateurs; sie liefern durch ihr Auftreten 
Rechtskräften Argumente für die Forderung, den Unterdrückungs- 
apparat auszubauen und bürgerlich-demokratische Rechte dra- 
stisch zu beschneiden. 

Drittens. Linksradikale unterstützen Rechtskräfte in ihrem Kampf 
gegen den realen Sozialismus. Sie unterwerfen sich dabei einer 
perfiden Arbeitsteilung. Während die Rechten vorgeben, „Frei- 
heit", „Privatinitiative" usw. gegen einen „sozialistischen Kol- 
lektivismus" verteidigen zu müssen, behaupten die „Linken", der 
reale Sozialismus sei gar nicht sozialistisch. Die Maoisten cha- 
rakterisieren die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft als 
„revisionistisch", wobei sie unter „Revisionismus" die Restaurie- 
rung von Kapitalismus verstehen. Für die Trotzkisten gibt es über- 
haupt noch keinen wirklichen Sozialismus“; die sozialistischen 
Staaten sind in ihren Augen „bürokratisch degeneriert"50. Als 
Kronzeugen für diese Behauptung führen sie gern „Dissidenten" 
an, das heißt Menschen, die im Sozialismus leben oder lebten und 
beanspruchen, diesen aufgrund der ihm eigenen Intentionen, zu 
deren Anwalt sie sich machen, kritisieren und letztlich ablehnen zu 
müssen. 

Viertens. Linksradikale greifen, und das ist angesichts der Ver- 
schärfung der internationalen Situation, die imperialistische Kreise 
heraufbeschworen haben, besonders gefährlich und verwerflich, 
die von sozialistischen Staaten verfochtene Politik der friedlichen 
Koexistenz an. Hier gibt es, wie schon in der Verunglimpfung des 
realen Sozialismus, wieder eine gewisse Arbeitsteilung zwischen 
Maoisten und Trotzkisten. Erstere bezeichnen sozialistische Staa- 
ten, vornehmlich die Sowjetunion, als „aggressiv" und „ex- 


pansionistisch". Die Folgerung ist — und damit liefern sie im- 
perialistischen Kreisen, die zum „kalten Krieg" zurückkehren 
möchten, Argumente —: Wie kann man mit jemandem verhandeln 


und Verträge schließen, der Aggression und Expansionismus be- 
treibt? Hier muß eine „Politik der Stärke" her! Die maoistische 
Führung sucht eine solche Politik geradezu zu ermuntern. Trotz- 
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kisten lehnen — wie Dutschke und andere das taten — die Politik der 
friedlichen Koexistenz ab. Sie stehe, argumentieren sie, der Welt- 
revolution im Wege, da sie dem Imperialismus wie der in soziali- 
stischen Staaten angeblich herrschenden „Bürokratie" dazu diene, 
den Status quo und damit die eigenen Positionen zu verteidigen. 

Fünftens. Einige linksradikale Organisationen bieten sich für di- 
rekte antikommunistische Diversion in sozialistischen Staaten an 
und betreiben sie. Die KPD/ML, die den Gegensatz der in der BRD 
und in der DDR herrschenden Gesellschaftsordnungen bestreitet, 
behauptet, eine „Sektion DDR" zu haben, zu ihren Mitgliedern also 
DDR-Bürger zu zählen, die mit der sozialistischen Staatsmacht 
unzufrieden sind. Eine eigene Zeitung, „Roter Morgen - Ausgabe 
DDR", sucht sie auf verschiedenen Wegen in die DDR zu schleusen, 
u.a. durch Mittelsmänner wie durch Postsendungen. Sie verfolgt 
damit eine doppelte Zielstellung: Sie will Verwirrung stiften - und 
zugleich den Eindruck erwecken, in der DDR präsent zu sein. (Unter 
dem letztgenannten Aspekt veröffentlicht sie in der Zeitung fin- 
gierte Leserzuschriften von DDR-Bürgern.) 


Indessen: Die Linksradikalen sind zersplittert, und ihre Zersplit- 
terung kann nicht einfach als Kuriosum zur Kenntnis genom- 
men werden. Sie drückt neben anderem auch Differenzierung 
aus, deutlich etwa, wenn der Kommunistische Bund in der BRD 
nicht so militant antikommunistisch auftritt wie andere maoi- 
stische Organisationen und in einigen Fragen Aktionseinheit 
mit der DKP anstrebt. Dies verdient Beachtung. 


„Abschied von der Linken“ 


Etliche, die in der „Neuen Linken" mitgemacht hatten, nahmen 
„Abschied von der Linken", wie es Gerhard Szczesny 1971 mit Blick 
auf die eigene Orientierung formulierte.5' 

Nicht wenige davon machten ihren Frieden mit der Gesellschaft, 
die sie zuvor bekämpft hatten bzw. zu bekämpfen vorgaben. Der 
„lange Marsch", zu dem sie angetreten waren, endete, kaum daß 
er begonnen hatte, im Establishment. 

Einer von ihnen, der sich zuvor für die „subversive Aktion" ent- 
schieden hatte, bekannte freimütig - unter Hinweis auf eine erfolg- 
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versprechende Karriere —: „Da das Engagement eines Marxisten 
zur Revolution eigentlich nur über das Interesse laufen kann, habe 
ich heute kein Interesse mehr an der Revolution. ... Und poli- 
tisch... ich bin für die Reform des Bodenrechts und für das Verbot 
der DKP. Mehr kann ich zu meiner politischen Einstellung nicht 
sagen. Die Begriffe links und rechts haben ausgespielt."52 

Einige suchten ihre „linke" Vergangenheit literarisch zu bewäl- 
tigen, genauer: antikommunistisch zu vermarkten. 

Daniel Cohn-Bendit gehörte zu ihnen. Gemeinsam mit seinem 
Bruder Gabriel schrieb er ein Buch, in dem er anarchistische Praxis 
und Theorie als „Gewaltkur gegen die Alterskrankheit des Kom- 
munismus" empfiehlt5®. (Er rühmt sich, von einem großbürger- 
lichen Verlag 50.000DM Vorschuß bekommen zu haben, bevor 
auch nur eine einzige Zeile vorlag, und drei Viertel des Manuskripts 
sollen dann aus Zeitschriften abgeschrieben worden sein.) 

Die beiden Brüder, ihr Anarchismus ist für sie wesentlich Anti- 
kommunismus, hetzen in ihrem Buch gegen die Sowjetunion wie 
gegen die FKP. Und sie wollen der Konterrevolution ihr schmutzi- 
ges Geschäft abnehmen: Sie fordern revolutionäre Organisationen 
auf, sich selbst aufzulösen. Ihre Alternative: „eine Vielzahl von 
Aufstandsherden..., seien es ideologische Gruppen, Gruppen in 
bestimmten Institutionen oder Banden von ‚Lederjacken', die 
durch eine radikale Infragestellung des atomisierten Lebens ihre 
Handlungen politisieren". Jede Gruppe soll, so die Autoren, „ihre 
Ausdrucks- und Informationsweise haben, alles, was an sie her- 
angetragen wird, integrieren und die selbständigen Aktivitäten der 
verschiedenen Kollektive koordinieren können"#. 

Die Brüder gehen noch weiter: Jeder soll seine eigene Revolu- 
tion haben. Das Wichtigste ist noch nicht gesagt, weil es erst noch 
gefunden werden muß, meinen sie. „Also handle! Suche ein neues 
Verhältnis zu deiner Freundin, liebe anders, sag nein zur Familie. 
Beginne, nicht für die anderen, sondern mit den anderen, für dich 
selbst, hier und jetzt mit der Revolution."55 

Georg Christoph Lichtenberg prägte das Wort „vom Messer 
ohne Klinge, an welchem der Stiel fehlt". Wäre er nicht schon 
länger tot, möchte man meinen, ihm sei diese Prägung nach der 
Lektüre des Machwerks der Cohn-Bendits eingefallen. 

Sich selbst bescheinigt Daniel Cohn-Bendit in einem späteren 
Buch, er habe schon immer Spaß am Theaterspielen gehabt, und 
im Mai/Juni 1968 sei er voll auf seine Kosten gekommen. „Ich 
hatte die ganze Bühne für mich, durfte darauf herumspringen und 
schreien. Das hat mir ungeheuer gut gefallen."56 Spaß — und, wie 
er bekennt, „ein materielles Interesse" — hatte Cohn-Bendit dann 
auch daran, ein „parasitäres Leben" zu führen und als „Revolu- 
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Ss S en 
Daniel Cohn-Bendit machte sich als Anarchist einen Namen 


tions"star herumgereicht zu werden. „Das high-life gefiel mir. Mit 
dem Flugzeug nach London, mit dem nächsten nach Italien, dann 
Amsterdam, Berlin: der Duft der großen weiten Welt. Hier zahlte 
das Fernsehen, dort ein Verleger, hier eine Einladung von einer 
Gruppe, dort von einem Verband. Alles, was wir früher an den 
Bürokraten der U.N.E.F. (Union Nationale des Etudiants de 
France = Nationaler Studentenbund Frankreichs — M. R.) kritisiert 
hatten, die sich auf internationalen Kongressen tummelten, erlebte 
ich jetzt selbst."?7 

Rudi Dutschke spezialisierte sich, u.a. im Rahmen der sich 
etablierenden „DDR-Forschung" in der BRD, auf eine antikom- 
munistische „Kritik" am realen Sozialismus, den er „despotisch" 
nannte. Er behauptete u.a., Lenin habe dem asiatisch-bäuerlichen 
Rußland ein westeuropäisches Revolutionsmodell aufzwingen 
wollen, was dann letztlich mißlungen sei.58 Er bezweifelte damit, 
das war sein Grundanliegen, die Allgemeingültigkeit des Marxis- 
mus-Leninismus wie der grundlegenden Lehren der Oktoberrevo- 


lution.59 
Einige stellten die Möglichkeit bzw. Zweckmäßigkeit von Fort- 
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schritt in Frage. „Ich habe an die Revolution geglaubt...", schrieb 
Bernard-Henri Levy, neben Andr& Glucksmann einer der namhaft 
gewordenen sogenannten neuen Philosophen in Frankreich, im 
Jahre 1971. „Nun, da der Boden unter den Füßen entschwunden 
und die Zukunft in Stücke gebrochen ist, frage ich nicht mehr bloß, 
ist die Revolution möglich; ich frage schlicht, ist sie überhaupt 
wünschenswert."60 

Levy weigert sich, den Fortschritt zu akzeptieren, den es gibt, als 
Resultat wie als Bewegung: im realen Sozialismus, im Befreiungs- 
kampf ehemals kolonial bzw. halbkolonial unterjochter Völker, in 
den Erfolgen der revolutionären Arbeiterbewegung und der ande- 
ren demokratischen Kräfte in entwickelten kapitalistischen Län- 
dern. Er sieht allein die Barbarei, die der Kapitalismus bereithält. 
Ihr stellt er Schwierigkeiten an die Seite, die im Sozialismus auf- 
traten. Er berücksichtigt dabei nicht, daß die neue Ordnung nicht 
vom Himmel fällt, sondern aus der antagonistischen Klas- 
sengesellschaft hervorgeht und einige ihrer Merkmale, teilweise 
modifizierend, noch eine Zeitlang mit sich schleppt. Dadurch, daß 
er Unvergleichbares auf einen Nenner zwingt, wird für Levy alles 
fragwürdig. „Dreht dem Optimismus und seiner heiteren Vernunft 
den Hals um, wappnet euch mit Pessimismus und berauscht euch 
an der Verzweiflung", rät er.®! Denn: „Wir sind alle Gefangene 
einer Welt, Gefangene in einem Kreis ohne Ausweg, dessen Wege 
alle in den gleichen Abgrund führen, dem nicht auszuweichen 
ist."&2 „Das Grauen ist da, ganz nahe bei uns."& Es gibt den „Fort- 
schritt", aber er ist für Levy eine „reaktionäre Maschine", „die die 
Welt in die Katastrophe treibt".6* „Für mich ist das Spiel gelaufen. 
Die auf uns zukommende Barbarei wird für uns Abendländer das 
tragischste aller Gesichter tragen: Das menschliche Antlitz eines 
‚Sozialismus', der die Unmäßigkeiten und Exzesse der Industrie- 
gesellschaft und des Fortschritts auf sein Konto überschreiben 
wird. ... Eine undeutliche Doppelherrschaft zeichnet sich am Ho- 
rizont ab, ein merkwürdiges politisches Fischweib, das das Kapital 
zum Körper und den Marxismus zum Kopf hat, eine pax Romana 
neuen Typs, eine doppelte Hegemonie, deren erste Symptome 
man bereits heute erkennen kann."65 

Handelt es sich hier um den Katzenjammer eines kleinbürger- 
lichen Intellektuellen, dem Illusionen, die er zog und pflegte, ab- 
handen gekommen sind? In der Subjektivität der Äußerung viel- 
leicht. Doch dem Gehalt seiner Aussagen nach betreibt Levy die 
Sache der Rechten. 


Kapitalismus und Barbarei gehören zusammen: Die „Neue 
Linke" hatte Einsichten in diesen Zusammenhang zu wecken 
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und damit ihre Kapitalismuskritik zu motivieren und zu unter- 
mauern gesucht. Levy schlägt zurück, für die Reaktion: Zur 
Barbarei des Kapitalismus, die er eingesteht, gibt es angeblich 
keine Alternative, Die Herrschaft des Kapitals gleicht einer 
„zeitlosen Dämmerung, die nie vorübergeht".66 Levys Rat: Mit 
der Barbarei leben, 


Diese „neuen Philosophen der alten Anpassung helfen nicht 
weiter", bemerkt Lutz von Werder dazu. „Die Zukunft soll erneut 
verschlossen werden. Der Alp der Vergangenheit wird ausgebaut. 
Das ist keine Philosophie des Neuen."67 


Idylle in Grün? 


Die Unruhe, die von der „Neuen Linken" ausging — ihr Infrage- 
stellen des Bestehenden, ihre Suche nach etwas anderem —, 
ging ein in eine sich weitende Bewegung, die sich als „alterna- 
tiv" versteht. Diejenigen ihrer Anhänger, die ihr Anliegen zum 
politischen Programm erheben, werden im allgemeinen die 
„Grünen" oder die „Bunten" genannt. 


Für die „Alternativen" stellt sich die Welt, die sie mit dem Ka- 
pitalismus gleichsetzen, düster dar. ‚Rundum erwartet man nichts 
Tolles mehr von dieser Welt", meinen Walter Hollstein und Boris 
Penth. „Resignation, Pessimismus haben sich breitgemacht. Um- 
weltzerstörung, Atomtod, Verseuchung, Arbeitslosigkeit und Re- 
pression greifen um sich. Das technische Zeitalter, einst für den 
Menschen als hilfreich gepriesen, erscheint heute immer mehr als 
Bedrohung für alles Leben."68 

Die „Alternativen" wollen Licht in das Dunkel bringen. Durch ihre 
Aktivitäten. Hollstein und Penth: „Die Welt unserer Tage wird 
vorab unter dem Zeichen der Krise bleiben, wenn wir nicht al- 
lesamt die Ärmel aufkrempeln, die Köpfe anstrengen und vor allem 
die Herzen weiter werden lassen."69 

Doch was ist das: „alternativ"? 

Vom Begriff her sind die Kommunisten die konsequenten 
Alternativen. Sie verfechten das radikalste Alternativprojekt zum 
Kapitalismus: den Sozialismus/Kommunismus. 
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Die „Alternativen", die den Namen für sich okkupieren, wollen es 
indessen einige Nummern kleiner. Sie möchten - auf diesen 
Nenner läßt sich das Anliegen der recht buntscheckigen Schar 
bringen - innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft Inseln 
alternativer Lebensweisen etablieren, auf denen die Gesetze des 
Kapitalismus mehr oder weniger außer Kraft gesetzt oder doch 
zumindest eingeschränkt sind. 

Der amerikanische Theologe Harvey Cox setzte sich bereits vor 
einem Jahrzehnt für Experimente mit einem „neuen Lebensstil" 
ein. Er wechselte, wie er berichtet, verschiedene Male die Wohn- 
gegenden, um Kommunikationen unter jeweils unterschiedlichen 
Bedingungen zu erproben. Er suchte zu Hause ohne Telefon aus- 
zukommen, das er einen „einzigen großen Störenfried" nannte. 
Zeitweise, nachdem es zum zweitenmal gestohlen worden war, 
verzichtete die Familie auf ein Fernsehgerät. Der Gebrauch des 
Autos wurde eingeschränkt; dafür hatte jeder ein Fahrrad bzw. 
benutzte öffentliche Verkehrsmittel. ‚Was wir in der Familie tun", 
kommentierte Cox, „ist das Experimentieren mit einem einfache- 
ren Lebensstil, nicht im Sinne eines ständigen, aufopfernden Ein- 
satzes, sondern als Praxis einer menschlicheren Art des Zusam- 
menlebens."70 

Cox versuchte es auch mit der Großfamilie. Sie sollte ihm helfen, 
die Befangenheit gegenüber dem Eigentum abzulegen. „Das fängt 
mit ganz unbedeutenden Dingen ah. Wem gehört die Flasche 
Wein, wem die Schallplatte? Das hört sich ziemlich nebensächlich 
an; tatsächlich jedoch ist der Abschied von jener egozentrischen 
Gewohnheit, Dinge zu horten, ein einschneidender Vorgang, we- 
nigstens für mich. Zumindest möchte ich mich noch vor meinem 
Tode von diesen Dingen befreit sehen."”! Dieses Experiment miß- 
lang. „Vieles war immer noch zu stark privatisiert. Der Durchbruch 
zu interpersonalen Beziehungen und zu Eigentumsverhältnissen 
auf einer stärker sozialisierten Basis gelang einfach nicht."72 

Die Alternatirbewegung von heute ist vielgestaltig und betrifft 
unterschiedliche Arbeits- und Lebensbereiche. Ihre Angehörigen 
betreiben Handwerksbetriebe und Geschäfte, bei denen, wie sie 
versichern, nicht der Gewinn, sondern das menschliche Miteinan- 
der im Vordergrund steht. Sie begründen Bauernwirtschaften bzw. 
„Landkommunen", in denen es „biologisch-dynamisch" zugeht 
(im Gegensatz zu „chemotechnisch"); das bedeutet u.a.: Der 
Boden wird nicht chemisch, sondern natürlich gedüngt; Aussaat, 
Pflegemaßnahmen und Ernten richten sich nach Mondphasen und 
planetarischen Stellungen; Tiere werden nett behandelt, u.a. ge- 
streichelt und nicht zu Lebewesen „degradiert", als wären sie nur 
noch „zum Verzehr bestimmte lebende Fleischberge". (Einige 
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Landkommunen geben eigene Blätter heraus, in denen sich u.a. 
Lebenshilfe — „Der Kommune-Gärtner rät..." —, Klein-Anzeigen — 
„Suche Milchziege, biete Stereoanlage" — und Orientierungshilfen 
„gegen die mächtigen Konzerne, die uns Luft und Wasser ver- 
sauen", finden.) Die Arbeit ist mit der Propagierung des eigenen 
Lebensstils verbunden, wenn, „alternativ" orientiert, Verlage und 
Buchläden geschaffen oder Schallplatten produziert und vertrieben 
werden. Nicht zuletzt richten die „Alternativen" \Wohngemein- 
schaften und Orte der Begegnung („Alternativkneipen" u.a.) ein. 

In den USA gibt es eine „Conference on Alternative Public Po- 
litics" („Konferenz für alternative Öffentliche Politik"), die 1978 
etwa 1000 Mitglieder zählte. Sie tauscht Informationen aus und 
versammelt sich seit 1975 zu alljährlichen Tagungen. Ihr Pro- 
gramm: menschenfreundliche Änderungen innerhalb des ge- 
gebenen politischen Systems, vornehmlich auf lokaler Ebene. Das 
programmatische Attribut „alternativ" gab sie sich, wie einer ihrer 
Vertreter erläuterte, „weil wir Streitereien um Begriffe wie links, 
radikal oder progressiv vermeiden wollten".73 


Begründen die „Alternativen" die „Gegengesellschaft", die 
Rudi Dutschke forderte? Einige tun dies vielleicht in ihrem 
Selbstverständnis. Tatsächlich stellen die Alternativprojekte die 
kapitalistische Gesellschaft jedoch nicht in Frage, sondern 
haben Mühe, in ihr nicht zugrunde zu gehen. 


Suchen die „Alternativen eine „Idylle in Grün"? Einige mögen 
dieses Verlangen haben, doch den meisten geht es um mehr. 

Hollstein und Penth nennen die Alternativprojekte, die sie in 
ihrem Buch zusammenstellten, „Beispiele gegen die Resignation". 
„Denn Resignation", schreiben sie, „hat sich bei vielen unserer 
Generationsbreite und sozialen Schicht eingenistet, die einmal 
aufgebrochen waren, die Gesellschaft als kapitalistische zu kritisie- 
ren und nach einer menschenwürdigeren zu suchen."7* 

Die Alternativbewegung steht wohl tatsächlich in der Tradition 
der „Neuen Linken", und zwar in widersprüchlicher Weise: Sie 
sucht diese zu „beerben", im Auffangen aktivierender Impulse, 
und sie sucht zugleich der Resignation zu begegnen, die nach 
deren Zerfall nicht wenige erfaßte. Doch wohin bewegt sie sich 
selbst? Hält sie ihre Anhänger dazu an, sich, eine Idylle suchend 
und Illusionen weckend und nährend, im Kapitalismus einzurich- 
ten? Lenkt sie damit von Grundfragen der Menschheitsentwicklung 
und -Perspektive ab, insbesondere von der Notwendigkeit der 
Friedenssicherung? 

Beides ist möglich. Cox will seine „Versuche mit einem neuen 
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Lebensstil“ unpolitisch und antirevolutionär aufgefaßt wissen. 
Marx und Engels schreibt er eine „Überpolitisierung" der Revolu- 
tion zu. Für ihn selbst ist, wie er erklärt, die Machtfrage gar nicht 
so wesentlich, und die Revolution des 20. Jahrhunderts versteht er 
als eine Art „kultureller Revolution, die das nächste Stadium der 
menschlichen Bewußtseinsentwicklung darstellt, in dem der 
Mensch wirklich Verantwortung für sein eigenes Leben und die 
Findung seiner eigenen Individualität übernimmt".’5 Nicht wenige 
junge Menschen flüchteten in Kommunen — in den USA gab es 
davon 1970 zwischen 2000 und 3000 —, um den „Zwängen" der 
Gesellschaft zu entgehen, vornehmlich der Arbeit („Aussteiger- 
szene"). Das war ein untauglicher Ansatz, um neue Gemeinschaften 
zu gründen; wenn schon Väter für den finanziellen Unterhalt sorg- 
ten, so stellte sich doch zumindest die Frage — und manche 
scheiterten an ihrer praktischen Beantwortung —: Wer macht den 
Abwasch? Oder Bürgerinitiatiren in der BRD wenden sich gegen 
den Bau von Atomkraftwerken oder von Lagerstätten für 
Atommüll, leben aber damit, daß aufgrund imperialistischer Ag- 
gressivität Jahr für Jahr die Bestände an Atombomben in der Welt 
wachsen, hin ins Unvorstellbare. 

Doch kann auch anderes stattfinden — und findet statt. Die Suche 
nach Alternativen vermag demokratische Bestrebungen im Ka- 
pitalismus zu stärken, wie etwa in der Bewegung „Rock gegen 
rechts". Und indem die Unerträglichkeit des Kapitalismus empfun- 
den und die Begrenztheit der „Reparatur"möglichkeiten erfahren 
wird, kann es zu einer grundsätzlichen politischen Alternativ- 
Parteinahme kommen. 

Das eine wie das andere, Gegenläufiges also, findet sich in der 
Alternativbewegung. 

Das verlangt von den Kommunisten Aufmerksamkeit — um Illu- 
sionen als solche kenntlich zu machen und um diejenigen zu er- 
mutigen, die sich in ihrem Alternativdasein nicht allzusehr be- 
scheiden wollen. 


„In der DDR werden diese Herren 
niemanden mehr anführen“ 


Kommunisten setzten und setzen Maßstäbe für Konsequenz im 
Engagement für gesellschaftlichen Fortschritt. Nicht aus eigener 
Machtvollkommenheit; dadurch, daß sie sich selbst daran orien- 
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tieren, was in der gesellschaftliichen Entwicklung möglich und 
notwendig ist, und daraus praktische Konsequenzen ziehen. 

Deshalb ist und bleibt es für Fortschrittskräfte so wichtig — es ist 
dies eine existentielle Frage für sie —, gegen den Antikommunis- 
mus anzugehen und ihn zu überwinden. Denn dieser — der Name 
könnte hier mißverständlich sein — ist nicht nur gegen die Kom- 
munisten, sondern gegen alle Fortschrittskräfte gerichtet; er ver- 
sperrt ihnen die Perspektive, nimmt ihnen die Lernfähigkeit, sucht 
ihre Aktivitäten gegen ihre Interessen zu kehren. 

Und deshalb haben diejenigen aus der „Neuen Linken" das 
antiimperialistische Anliegen, aus dem heraus sie zusammengin- 
gen, am besten weitergeführt, die hier, in diesem Punkt, am wei- 
testen vorankamen. Nicht wenige näherten sich Kommunisten 
oder suchten Kontakte zu ihnen. Die konsequentesten traten 
kommunistischen und Arbeiterparteien bei. Die DKP in der BRD 
und die SEW in Westberlin etwa konnten im Zusammenhang damit 
nennenswerte Zugänge an jungen Mitgliedern verzeichnen. 

Als Peter Mosler anläßlich des zehnten Jahrestages der Ermor- 
dung von Benno Ohnesorg forschte, was aus ehemaligen Aktiven 
der „Neuen Linken" geworden sei (die Ergebnisse legte er in einem 
Buch vor mit dem Titel „Was wir wollten, was wir wurden"), zeich- 
neten sich in Antworten, die er erhielt, auch diese Lern- und 
Reifeprozesse ab. Ein ehemaliger Student, der sein Studium ab- 
brach, 1974 nach Nordrhein-Westfalen ging, dort als Maschinen- 
arbeiter in der Stahlindustrie arbeitet und seit 1976 als Vertrauens- 
mann der IG Metall tätig ist, erklärte: „Auf dem Kurfürstendamm 
haben wir es leichter gehabt als die Sowjetunion und die DDR. - 
Siehst du dir mal die deutsche Geschichte von 1848 bis heute an, 
dann merkst du doch, daß die DDR ein Stück neues Deutschland 
ist. Denn was war vorher? Bismarck, Noske, Hitler. Bei so viel 
Barbarei können wir froh sein, daß wenigstens in einem Teil 
Deutschlands der Faschismus nie wieder an die Macht kommen 
wird. ‚Siemens, Krupp und Mannesmann führen die Faschisten an' 
— das haben wir in (West-)Berlin immer gerufen. Eines ist doch 
klar: in der DDR werden diese Herren niemanden mehr anfüh- 
ren."76 Der Student, der zum Arbeiter wurde, warnte davor, die 
gegenwärtige Schwäche der revolutionären Arbeiterbewegung in 
der BRD absolutzusetzen, das heißt, die „deutsche Misere" zu 
überschätzen, wie er formulierte. „Was die westdeutschen Arbeiter 
sind, sind sie jeden Tag, was sie sich einbilden, bilden sie sich 
eben nur ein."77 

Lern- und Reifeprozesse fanden einen Niederschlag im Or- 
ganisatorischen. 

Innerhalb des SDS bereits hatten Linke, die um größere Konse- 
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quenz bemüht waren, eine Gruppe gebildet, die sich „SDS-Spar- 
takus" nannte. Als im Winter 1968/69 der Zerfall des SDS begann, 
gab sie sich den Namen „Spartakus — Assoziation Marxistische 
Studenten". In ihrer Grundsatzerklärung hieß es: „Wir halten es 
nicht mit denen, die den Sozialismus überall für gut halten, nur 
nicht in den sozialistischen Ländern, insbesondere in der DDR." 
Nach dem ersten Bundeskongreß im Mai 1971 in Bonn nahm die 
neue Organisation die Bezeichnung Marxistischer Studentenbund 
(MSB) Spartakus an. Sie war zu diesem Zeitpunkt an 45 Hoch- 
schulen vertreten; an 10 weiteren Hochschulen waren MSB- 
Gruppen in Herausbildung begriffen. 

Spartakus — der Name war Verpflichtung. Der Bund setzte die 
antiimperialistische Tradition des SDS fort. Doch er geht weiter: Er 
bekennt sich zum Marxismus-Leninismus und kämpft darum, ihn 
in die Praxis umzusetzen.’® 

Der Sozialdemokratische Hochschulbund (SHB), im Mai 1960 
gegründet, nachdem der SDS der SPD verlorengegangen war, 
rückte nach links. Seit November 1972 nannte er sich „Sozialisti- 
scher Hochschulbund". (Die Verwendung des Attributs „so- 
zialdemokratisch" war ihm auf Antrag der SPD durch Gerichts- 
beschluß untersagt worden.) In wichtigen Fragen trat er zusammen 
mit dem MSB Spartakus auf. 

Zu einem Sammelpunkt unterschiedlicher Kräfte, die eine neue 
politische Heimat suchten, wurde das 1969 gegründete „Soziali- 
stische Büro" (Offenbach am Main). Seine Mitglieder meinen, daß 
sozialistische Bewegung gegenwärtig weder den Anspruch auf 
eine „ausgereifte" und verbindliche sozialistische Praxis noch auf 
eine umfassende sozialistische Programmatik erheben kann. Sie 
grenzen sich gegenüber der „Spontaneitätsideologie" wie gegen- 
über „traditionellen Organisationsformen" ab; sie wollen helfen, 
„eine bessere Kommunikation und Kooperation unter der soziali- 
stischen Linken und ihren verschiedenen Gruppierungen zu ent- 
wickeln, und damit zur größeren Effektivität und zur Organisierung 
sozialistischer Arbeit beitragen".79 

Nicht wenige von denen, die sich im „Sozialistischen Büro" 
engagierten, und auch andere nichtproletarische Linke wollten die 
Haltung, die die „Neue Linke" eingenommen hatte, mehr oder 
weniger modifiziert durchhalten: Sie wollten antiimperialistisch 
sein, bei gleichzeitiger — wenngleich hier Bemühungen um eine 
Versachlichung der Beziehungen Zunahmen — Abgrenzung gegen- 
über Kommunisten und Sozialdemokraten sowie gegenüber den 
Staaten der sozialistischen Gemeinschaft. Die „Arbeitsgruppe 
Sozialistisches Büro" nannte im Frühjahr 1971 als wesentliche 
Aufgaben „sozialistischer Strategie": 
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„a) An aufbrechenden Widersprüchen der kapitalistischen Ver- 
hältnisse durch Protest- und Kampfaktionen Einsicht in den Herr- 
schaftscharakter und die Schranken des Systems zu vermitteln. 

b) Schrittweise neue Strukturen einer emanzipativ und solida- 
risch handelnden Gesellschaft zu entwickeln und durchzusetzen, 
um Erfahrungen zu ermöglichen, Ziele zu definieren und Ansätze 
einer Gegenmacht zu schaffen. 

c) In Westeuropa eine Kooperation zwischen den sozialistischen 
Kräften zu fördern."80 

Kreise innerhalb des „Sozialistischen Büros" befürworteten eine 
Zusammenarbeit mit der DKP. 

Vietnam blieb ein Thema für die nichtproletarische Linke. Ihre 
Anhänger setzten sich auch nach Zerfall der „Neuen Linken" mit 
der USA-Aggression auseinander und mit der Unterstützung, die 
diese dann auch von der SPD-FDP-Koalition in der BRD erhielt 
(während nahezu alle anderen Regierungen innerhalb des west- 
lichen Bündnisses, wie Arno Klönne schrieb, in dieser Frage Di- 
stanz zur Politik der USA-Regierung hielten®'). 

Ende der siebziger Jahre versuchten Antikommunisten, das viet- 
namesische Volk, nachdem sie es physisch nicht hatten in die Knie 
zwingen können, moralisch zu diffamieren, und mit ihm alle, die 
weltweit seine gerechte Sache unterstützt hatten und unterstütz- 
ten. Sie wollten vergessen machen, daß die USA Vietnam weit- 
gehend verwüstet hatten, bevor sie es geschlagen verließen. (Al- 
lein 14 Millionen Tonnen Bomben waren niedergegangen und 
hatten 25 Millionen Bombentrichter aufgerissen.) Kein Wort auch 
darüber, daß die amerikanische Herrschaft Südvietnam ruiniert 
hatte: Einerseits waren, konterrevolutionäre Gesinnung materiell 
stimulierend, breite Schichten korrumpiert worden (allein 1,5 Mil- 
lionen Menschen waren Soldempfänger der amerikanischen 
Streitkräfte gewesen), während es zugleich 3 Millionen Arbeitslose 
gab (ferner, um diese schlimme Statistik fortzusetzen: 1 Million 
Witwen, 800.000 Waisenkinder, 360.000 Kriegsinvaliden). Statt des- 
sen spielten Antikommunisten eine „Flüchtlingstragödie" hoch, 
wie sie es nannten: den Umstand, daß Südvietnamesen, die ihrer 
verlorengegangenen parasitären Existenz nachtrauerten, darunter 
ehemalige Prostituierte ebenso wie gewesene Kapitalisten und 
entlassene Offiziere der besiegten südvietnamesischen Satelliten- 
armee, ihren geflohenen amerikanischen „Beschützern" folgen 
wollten und teilweise folgten. 

Nichtproletarische Linke bekundeten auch jetzt Solidarität mit 
dem vietnamesischen Volk. Helmut Gollwitzer, gefragt, warum die 
Linken, die früher gegen die amerikanische Vietnam-Intervention 
demonstriert hätten, jetzt schwiegen, erwiderte: „Umgekehrt muß 
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gefragt werden, weshalb diejenigen, die heute die Flüchtlingstra- 
gödie zu einem Öffentlichen Hauptthema machen, damals ge- 
schwiegen haben. ... Damals wurden Tausende von vietname- 
sischen Kindern mit amerikanischem Napalm übergossen, damals 
wurde in den Free-Kill-Zonen Jagd aus Flugzeugen und Hub- 
schraubern auf alles, was sich regt, gemacht. Hunderttausende von 
verkrüppelten, fürs Leben beschädigten, ihrer Eltern beraubten 
Kinder leben heute in den vietnamesischen Waisenhäusern. Von 
genau denjenigen Politikern und Sprechern in den Massenmedien, 
die heute ihr Entsetzen über die Flüchtlingstragödie bekunden, war 
damals kein Entsetzen und kein Protest zu hören... Die Gründe für 
diese Einseitigkeit dürften deutlich sein: Nach der Beschämung der 
westlichen Vormacht durch den Sieg der Vietnamesen und nach 
der alle Vorhersagen vom Köpfe-Rollen Lügen strafenden huma- 
nen Verhaltensweise der Sieger gegen die Thieu-Anhänger ist nun 
endlich Gelegenheit, wieder einmal die Brutalität eines kommuni- 
stischen Regimes ins rechte Licht zu setzen; zumal erhält man 
durch die Aufnahme der Vietnam-Flüchtlinge ‚gute Flüchtlinge‘, 
weil sicher antikommunistische, im Unterschied zu den Flüchtlingen 
aus Lateinamerika, die gegen die von uns unterstützten Regime 
opponieren."82 

Der Kampf, den die „Neue Linke" nicht durchstand, geht weiter. 
In ihm engagieren sich, alarmiert durch den NATO-Hochrüstungs- 
beschluß, auch Menschen, die dies bisher nicht taten. 
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„Die Verdammten dieser Erde“ 


Linksradikalismus in Entwicklungsländern — das ist ein eigenes 
Thema. Das kommt daher, daß die Zwischenschichten dort do- 
minieren, während die Klassenpolarisierung zwischen Proletariat 
und Bourgeoisie im allgemeinen noch nicht so weit fortgeschritten 
ist wie in entwickelten kapitalistischen Ländern. Daraus ergibt sich 
einmal: Der Linksradikalismus tritt in Entwicklungsländern weniger 
als in entwickelten kapitalistischen Ländern als Alternative zur 
kommunistischen Bewegung auf. Er trägt statt dessen, Impulse des 
nationalen Befreiungskampfes aufnehmend und modifizierend, in 
einer bemerkenswerten Zahl von Fällen dazu bei, Menschen aus 
nichtproletarischen Schichten für den Kampf um nationale und 
soziale Befreiung zu motivieren und zu mobilisieren. Zum anderen 
gewann der Linksradikalismus in kolonial unterdrückten wie in 
vom Kolonialismus befreiten Ländern eine besondere Färbung. 
Das nichtproletarische Milieu brachte, seine soziale Position in 
spezifischer Weise politisch-ideologisch verarbeitend, Antworten 
auf Fragen hervor, die seine eigene Existenz in ihrer Massenhaftig- 
keit aufwarf. Konkret ging es vor allem darum: Welche Rolle 
können und sollen Bauern im Befreiungskampf spielen? Welchen 
Platz nehmen die Entwicklungsländer im revolutionären Weltpro- 
zeß ein? Mit welchen Methoden soll der Kampf gegen den Im- 
perialismus sowie gegen die einheimischen Ausbeuter und Unter- 
drücker geführt werden? Welche Perspektive haben die Völker, die 
im antikolonialen Kampf die Eigenstaatlichkeit gewannen? 
Linksradikale in Entwicklungsländern wurden von Ideen beein- 
flußt, die aus entwickelten kapitalistischen Staaten kamen. Doch 
zunehmend wirkten sie zurück, mit eigenen Ideen, aber auch mit 
Impulsen, die von ihnen ausgingen. Der moderne Linksradikalis- 
mus, der innerhalb der allgemeinen Internationalisierung des 
ideologischen Klassenkampfes zu einer internationalen Erschei- 
nung wurde, orientiert sich so stark auf die „dritte Welt": durch die 
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Vorstellungen, die er ihr entnahm, wie — das hängt damit zusam- 
men — durch Hoffnungen, die er an sie knüpfte. Die Ideenwelt der 
„Neuen Linken" war dafür charakteristisch. 


Bauernmessianismus 


Der Bauer, landarm oder landlos: Sein Profil charakterisiert in 
hohem Maße die Sozialstruktur der „dritten Welt". 


Bauern stellen, auch wenn die Verstädterung rasch zunimmt, bis 
zur Stunde die große Mehrheit der Bevölkerung in Entwicklungs- 
ländern. Sie erbringen, obgleich ihre Arbeitsproduktivität gering 
ist, einen hohen — mitunter den größten — Anteil am National- 
einkommen. Selbst sind sie einer brutalen Ausbeutung ausgesetzt, 
in der moderne und mittelalterliche Methoden miteinander ver- 
schmelzen, und sie leben im allgemeinen in bitterer Armut. 

Selbst derjenige, der es verlassen hat, um in der Stadt Arbeit und 
Brot zu suchen, bleibt dem Dorf noch lange verbunden. Dorthin 
schickt er, was er von seinem kargen Verdienst erübrigen kann. 
Nach dort kehrt er zurück, wenn Arbeitslosigkeit oder Krankheit ihn 
treffen. Und noch lange fühlt er sich den Normen der Dorfgemein- 
schaft verpflichtet, aus der er kommt, was es denjenigen, die zu 
Arbeitern werden, erschwert, sich mit der neuen Klasse, zu der sie 
gestoßen sind, zu identifizieren und ein proletarisches Klassen- 
bewußtsein zu entwickeln. 

Die meisten Bauern tragen bis zur Stunde ihr Los geduldig, viel- 
fach Trost und Ermutigung in der Religion suchend. Doch ist in 
ihren Reihen ein außerordentlich großes revolutionäres Potential 
angestaut. Es kann sich in spontan-anarchistischen Revolten Bahn 
brechen. „Wer in einer sogenannten unterentwickelten Region die 
urzeitliche Drangsal landloser Bauern oder Hirten in der Nach- 
barschaft warenüberfüllter Städte gesehen hat, kann verstehen, 
daß das Gefühl der Ohnmacht sich in Antimachtgefühl auslebt", 
schreibt Bruno Frei dazu. „Der Vorgang ist emotional und nicht 
rational. Es gibt einen spontanen Anarchismus von Menschen, die 
sich ausgeschlossen fühlen von der ‚geordneten' Gesellschaft und 
mangels rationaler Leitbilder ihre zornige Opposition in totale 
Negation umsetzen."! Bauern waren es auch, und hier wurde die 
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Revolte konstruktiv und zur Revolution, die wiederholt, wie in 
China und Algerien, die Hauptlast des antikolonialen Kampfes 
trugen. 

Doch wozu ist der Bauer fähig, wenn er sich mit letzter Konse- 
quenz erhebt? Kann aus seiner Erhebung eine neue Gesellschaft 
hervorgehen? 

Linksradikale in Entwicklungsländern glauben das. 

In den letzten Jahrhunderten vor der Zeitenwende reifte in Israel 
die Hoffnung auf einen Retter, der dem Volk Frieden und Sicherheit 
bringen sollte. Bei seinem Kommen, so glaubten viele Menschen, 
würden die Völker „ihre Schwerter zu Pflugscharen umschmieden 
und ihre Lanzenspitzen zu Winzermessern; kein Volk wird noch 
gegen ein anderes Volk das Schwert erheben, und sie werden sich 
hinfort nicht mehr auf den Krieg einüben"?. Dem erhofften Erretter 
gaben sie den Titel „Messias"; es ist dies die griechische Form des 
hebräischen Maschiach, das „gesalbt" bzw. „Gesalbter" bedeutet. 


Linksradikale drängten die Bauern in die Rolle eines solchen 
Messias. Sie — und nicht die Arbeiter, die mitunter als konser- 
vative, ja konterrevolutionäre Kraft charakterisiert werden - 
sollen die Revolution voranbringen. Dafür wurde der Begriff 
„Bauernmessianismus" geprägt. 


Mao Tse-tung schon hat diese Überzeugung formuliert. „Es 
dauert nur noch kurze Zeit", schrieb er im März 1927, „und in allen 
Provinzen Mittel-, Süd- und Nordchinas werden sich die Hunderte 
Millionen Bauern erheben; sie werden ungestüm und unbändig 
wie ein Orkan sein, und keine Kraft wird sie aufhalten können. Sie 
werden alle ihnen angelegten Fesseln sprengen und zur Freiheit 
stürmen. Sie werden allen und jeglichen Imperialisten, Militärdik- 
tatoren, unehrlichen und korrupten Beamten, Tuhau und Ljäschön 
ein Grab schaufeln. Sie werden alle revolutionären Parteien und 
Gruppen, alle Revolutionäre überprüfen, um entweder mit ihnen 
einverstanden zu sein oder sie abzulehnen."3 Der Bauer wurde hier 
zum Inbegriff wie zum Maßstab des Revolutionären. 

Frantz Fanon gab dem Bauernmessianismus eine konzeptionelle 
Gestalt, und zwar in seinem Hauptwerk „Die Verdammten dieser 
Erde" („Les damnes de la terre"). 

Fanon war 1925 in Martinique auf den Französischen Antillen 
geboren worden. In Lyon studierte er Medizin und Psychologie. 
1953 wurde er zum Leiter der psychiatrischen Abteilung der Klinik 
von Blida-Joinville in Algerien berufen. Als im folgenden Jahr das 
algerische Volk den bewaffneten Befreiungskampf gegen die fran- 
zösische Kolonialherrschaft aufnahm, unterstützte ihn Fanon. Am 6. 
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Dezember 1961 starb er in Washington an Leukämie — am selben 
Tag, als in Paris sein Buch „Die Verdammten dieser Erde" ver- 
öffentlicht wurde. 

Fanon, ein leidenschaftlicher Anwalt der nationalen Befreiung, 
suchte Erfahrungen zu verallgemeinern, die im algerischen Befrei- 
ungskampf wie in der „dritten Welt" insgesamt gemacht worden 
waren, wobei er vor allem Afrika im Auge hatte. Der Titel seines 
Hauptwerkes schon ist programmatisch. Er wählte ihn in Anleh- 
nung an die Internationale, den Kampfgesang des internationalen 
Proletariats — doch die „Verdammten" sind in seinen Augen nicht 
mehr die Arbeiter, sondern die Bauern der „dritten Welt", bei 
denen er Ausbeutung und Hunger konzentriert sieht und die des- 
halb allein noch an einer konsequenten revolutionären Aktion in- 
teressiert sein sollen. „Es ist... offenkundig, daß in den Ko- 
lonialländern nur die Bauernschaft revolutionär ist", schrieb er. 
„Sie hat nichts zu verlieren und alles zu gewinnen. Der Bauer, der 
Deklassierte, der Ausgehungerte ist der Ausgebeutete, der am 
schnellsten entdeckt, daß sich nur die Gewalt bezahlt macht. Für 
ihn gibt es keinen Kompromiß, keine Möglichkeit, sich zu arran- 
gieren."* 

Samir Amin, 1931 geboren, ein ägyptischer Wirtschaftswissen- 
schaftler, nimmt eine ähnliche Haltung ein. Im Unterschied zu 
Fanon bekennt er sich verbal ausdrücklich zum Proletariat. Der 
Grundwiderspruch zwischen Produktivkräften und Produktions- 
verhältnissen zeige sich, meint er, auf der gesellschaftlichen Ebene 
im Widerspruch zwischen zwei antagonistischen Klassen: zwi- 
schen Bourgeoisie und Proletariat. Und da der Kapitalismus zu 
einem Weltsystem geworden sei, stünden sich Weltbourgeoisie 
und Weltproletariat gegenüber. Doch dann gibt Amin eine Bestim- 
mung des Proletariats, die diese Feststellungen im Grunde auf- 
hebt: Das Proletariat besteht seiner Meinung nach in der „Peri- 
pherie" — das heißt in den Entwicklungsländern — „nicht allein und 
nicht einmal hauptsächlich aus Lohnarbeitern in modernen Groß- 
betrieben", sondern „aus bäuerlichen Massen, die in den Welt- 
marktzusammenhang eingegliedert sind"; obwohl diese „in unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Organisationsformen - die häufig 
vorkapitalistischen Charakter haben — leben, sind sie durch ihre 
Integration in den Weltmarkt letztlich proletarisiert oder auf dem 
Weg der Proletarisierung". Die Arbeiter, wie Amin sie bestimmt, 
erweisen sich, schaut man genauer hin, hauptsächlich als Bauern; 
hinzu kommen ihm zufolge „wachsende Massen von städtischen 
Arbeitslosen". „Dies sind die Massen, die in unserer heutigen Welt 
‚nichts zu verlieren haben als ihre Ketten'."5 

Die Tatsachen sehen anders aus, als der Bauernmessianismus 
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glauben machen möchte. Die Bauern in Entwicklungsländern leben 
unter Verhältnissen, die durch individuelle Produktion und Privat- 
eigentum an Produktionsmitteln charakterisiert sind. Wollen sie 
eine Verbesserung ihrer Lebenslage, dann innerhalb des Vor- 
gegebenen; konkret: Die Landlosen unter ihnen möchten Land, die 
Landarmen mehr davon. Wie sollen sie nach einer Alternative zur 
antagonistischen Klassengesellschaft suchen, wenn es in ihren 
Arbeits- und Lebensbedingungen dazu keinen Ansatz gibt? Im 
übrigen: Ausbeutung und Hunger haben nicht automatisch eine 
Revolutionierung der von beidem Betroffenen zur Folge; sie kön- 
nen zur Radikalisierung beitragen, nach links — aber auch, wie die 
Geschichte zeigt, nach rechts, oder sie können die weitverbreitete 
Haltung der Resignation bestärken. 


Natürlich haben die werktätigen Bauern große revolutionäre 
Potenzen. Sie können ihre Lebensinteressen nur in Überwin- 
dung der antagonistischen Klassengesellschaft durchsetzen. 
Doch den Weg dorthin können sie nicht allein bahnen, sondern 
nur im Bündnis mit der revolutionären Arbeiterbewegung 
gehen. 


Kämpfen sie allein, auf sich gestellt, wird daraus, wie der viet- 
namesische Marxist Nguyen Nghe formulierte, „ein Bauernkrieg 
ohne Zukunft"®. 

Was die Arbeiterklasse betrifft: Ihre Formierung und Entwicklung 
weist in Entwicklungsländern Besonderheiten auf. Da ist die 
„Nähe" zum Dorf, die viele Arbeiter noch an vorkapitalistische 
Verhältnisse bindet. Da erlangen bestimmte Schichten der Arbei- 
terklasse, etwa in der Stahl- oder in der Erdölindustrie, gewisse 
Privilegien. Ihr Lohn beträgt nicht selten das ...zigfache des Ein- 
kommens eines landlosen oder landarmen Bauern, und während 
letzterer häufig zusammen mit seinem Vieh in einer erbärmlichen 
Hütte hausen muß, gibt es in den Städten eine wachsende Zahl 
moderner Wohnungen. Die Arbeiterklasse hat es aufgrund von 
Besonderheiten dieser Art schwer, zu ihrer Identität zu finden und 
ihrer historischen Verantwortung gerecht zu werden. Doch dieser 
Prozeß gestaltet sich auch in industriell entwickelten kapitalisti- 
schen Ländern schwierig. Und es handelt sich um Besonderheiten 
einer allgemeinen Entwicklung. Sie ändern nichts daran, daß die 
Arbeiterklasse international ein und dieselbe Klasse ist. Auch in 
Entwicklungsländern folgt ihre Formierung und Entwicklung all- 
gemeinen, weltweit wirkenden Gesetzmäßigkeiten. Ihre augen- 
blickliche. Schwäche kann und wird, auch wenn dies einen längeren 
Zeitraum in Anspruch nimmt, überwunden werden; sie wird bis zu 


131 


einem gewissen Grade schon jetzt dadurch kompensiert, daß die 
Arbeiterklasse als internationale Kraft und hauptsächlich über ihre 
wichtigste Schöpfung, den realen Sozialismus, Einfluß auf das 
Weltgeschehen nimmt: 


Wer in der ideologischen Deutung die Bauern gegen die Ar- 
beiter ausspielt, begibt sich auf einen gefährlichen Pfad. Denn 
er gibt der spontanen Aktion, die der antagonistischen Klas- 
sengesellschaft verhaftet bleibt, den Vorzug vor der bewußten 
revolutionären Umgestaltung der Welt. 


Die Maoisten haben mit dem Weg, den sie zurückgelegt haben, 
diese Konsequenzen in tragischer Weise sichtbar gemacht: Sie 
verrieten die revolutionäre Orientierung, die zur Geburt der VR 
China führte, zugunsten eines antikommunistischen und anti- 
sowjetischen Großmachtchauvinismus. 

In Kampuchea geschah nach 1975 Schreckliches. Die Clique um 
Pol Pot verschmolz linksradikale und anarchistische Ideen, die sie 
u.a. in Frankreich kennengelernt hatte (einige ihrer Anhänger be- 
fanden sich im Mai/Juni 1968 in Paris), mit einem archaischen 
Bauernsozialismus, was sie, ermutigt und unterstützt von den 
Pekinger Führern, zu ihrer menschenverachtenden Praxis in- 
spirierte. Doch konnten revolutionäre Kräfte, unterstützt von viet- 
namesischen Kommunisten, nach drei Jahren eine Wende zum 
Guten erzwingen. 

Fanon war Revolutionär. Er wollte, indem er sich den Bauern 
zuwandte und ihnen eine Rolle zudiktierte, die sie nicht ausfüllen 
können, den Antikolonialismus in seiner sozialen Dimension sicht- 
bar machen und ihm — das hängt damit zusammen - zu größerer 
Konsequenz verhelfen. Doch die Logik, die in seinem Bauern- 
messianismus steckt, stand und steht diesen Absichten entgegen. 
Die Diskrepanz zwischen beidem ist unüberwindbar. 


„Dritte Welt“ contra Europa? 


Der Bauernmessianismus, weiter gedacht, führte zu der Über- 
zeugung — die Linksradikale in entwickelten kapitalistischen 
Ländern aufgriffen —, daß die „dritte Welt" eine einheitliche 
revolutionäre Kraft ist, berufen und befähigt, in den Mittelpunkt 
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des revolutionären Weltprozesses zu rücken. Die Bauernrevolte 
wird so zur Weltrevolution. Der reale Sozialismus, soweit er zur 
Kenntnis genommen wird, soll lediglich eine Art Hinterland 
sein; er soll zur Stelle sein, wenn die Kämpfer in vorderster 
Front ihn brauchen. 


Der Linksradikalismus tendiert hier einerseits zum Nationalismus 

zu einer Art von „kollektiiem Nationalismus" —, andererseits 
zum Sozialreformismus. 

In der Tendenz nationalistisch gedacht ist es, wenn Fanon die 
„dritte Welt" „als eine kolossale Masse" Europa gegenüberstellt; 
ihr Ziel soll es seiner Vorstellung nach sein, „die Probleme zu lösen, 
die dieses Europa nicht hat lösen können". Nicht Klassen oder 
Gesellschaftsformationen, sondern — dies ist das Nationalistische 
- kontinentale Blöcke, deren soziale und politische Differenziertheit 
weitgehend oder ganz ignoriert wird, sollen den Kampf um die 
Menschheitszukunft ausfechten. 

Amin bemüht die Weltgeschichte, um zu derselben Grundaus- 
sage zu kommen. Immer sei, behauptet er, ein Gesellschaftssystem 
nicht von seinem „Zentrum", sondern von seiner „Peripherie" aus 
überwunden worden.® Heute geht seiner Meinung nach von der 
Zone des „peripheren Kapitalismus", das heißt von den Entwick- 
lungsländern, die sozialistische Zukunft der Menschheit aus. „Die 
Peripherie kann das kapitalistische Modell nicht einholen, sie ist 
gezwungen, es zu überholen." Der Kampf der „dritten Welt" 
gegen die imperialistische Hegemonie, stellt Amin an anderer 
Stelle fest, ist heute die Hauptkraft für die Umwandlung der Welt.!0 

Das programmatische Gegenüber von „dritter Welt" und 
„Europa" ist zunächst gewiß antiimperialistisch gemeint: Im erst- 
genannten Bereich leben Völker, die Opfer des Kolonialismus 
waren und des Neokolonialismus sind, während die Haupt- 
kolonialmächte „klassischer" Prägung europäischer Herkunft 
waren. Doch wird der Gegner, der Imperialismus, nicht konkret 
beim Namen benannt. Es bleibt unberücksichtigt, daß er in der 
„dritten Welt" Helfer hatte und hat. Und es wird nicht klar, daß in 
Europa auch sozialistische Staaten existieren, die die natürlichen 
Verbündeten der Völker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas sind, 
die um nationale und soziale Befreiung kämpfen. Das antiimpe- 
rialistische Anliegen, soweit es da ist, geht in der Verselbständi- 
gung - fast schon ist es eine Personifizierung - der „dritten Welt", 
die pauschal Europa gegenübergestellt wird, weitgehend oder 
ganz verloren. 

Es handelt sich hier im Grunde um eine linksradikale Variante 
des „Dritte Welt"-Kollektivismus, der, von bürgerlichen und klein- 
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bürgerlichen Kräften getragen, in der Bewegung der Nichtpakt- 
gebundenen wie im Kampf um eine Neue Internationale Wirt- 
schaftsordnung an Einfluß gewann. Die Entwicklungsländer sind 
mit ihm aufgefordert, sich auf ihre eigene Kraft zu besinnen und 
zusammenzugehen, um in der internationalen Arena zunehmend 
eine eigenständige Rolle spielen zu können, in Abgrenzung vom 
Imperialismus wie vom Sozialismus. Auch hier wird bis zu einem 
gewissen Grade ein antiimperialistisches Anliegen artikuliet — 
Abgrenzung vom Imperialismus —, das jedoch in dem Maße un- 
wirksam, wenn nicht in sein Gegenteil verkehrt wird, in dem so- 
zialistische Staaten den imperialistischen an die Seite gestellt oder 
neben sie auf die Anklagebank gesetzt werden. 

Was die Rolle der „Peripherie" im revolutionären Weltprozeß 
betrifft: Sie ist schon außerordentlich bedeutungsvoll. In Entwick- 
lungsländern läßt sich, da der Kapitalismus insgesamt noch nicht 
so stark ausgebildet ist, leichter eine Alternative zu ihm durchset- 
zen als in entwickelten kapitalistischen Ländern. So sind hier in den 
nächsten Jahren am ehesten Entwicklungen zu erwarten, die den 
Wirkungsbereich des Imperialismus geographisch einengen. Und 
was in Entwicklungsländern in den nächsten Jahrzehnten ge- 
schieht - dort werden im Jahre 2000 von den zu erwartenden 6 
Milliarden Menschen, die dann die Erde bevölkern, 4 Milliarden, 
das heißt zwei Drittel, leben —, ist für den Fortgang des revolutio- 
nären Weltprozesses von außerordentlich großer Bedeutung. Doch 
ist es grundfalsch, das, was sich in diesem Bereich der Welt abspielt 
und zu erwarten ist, absolutzusetzen und die „Peripherie" dem 
„zentrum" gegenüberzustellen. Für Fortschritte, die revolutionäre 
und antiimperialistische Kräfte in Entwicklungsländern erreichen, 
ist entscheidend ihr Bündnis mit der sozialistischen Gemeinschaft 
und der revolutionären Arbeiterbewegung in entwickelten kapi- 
talistischen Staaten. 

Eine Tendenz zum Sozialreformismus, nationalistisch eingefärbt, 
zeigt sich dort, wo Linksradikale fordern, eine Gesellschaft zu 
schaffen, die „ganz anders" ist als die bisher existenten Gesell- 
schaftsordnungen Kapitalismus und Sozialismus. „Man hat all- 
gemein angenommen, daß die Stunde für die Welt gekommen sei, 
und besonders für die Dritte Welt, zwischen dem kapitalistischen 
und dem sozialistischen System zu wählen", meint Fanon. „Die 
unterentwickelten Länder, die den verbissenen Wettkampf zwi- 
schen den beiden Systemen ausgenutzt haben, um den Sieg ihres 
nationalen Befreiungskampfes zu sichern, müssen es jedoch ab- 
lehnen, sich auf diesen Wettstreit einzulassen. Für die Dritte Welt 
ist es nicht damit getan, daß sie sich den Werten gegenüber de- 
finiert, die sie vorgefunden hat. Die unterentwickelten Länder 
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müssen vielmehr alles daransetzen, Werte zu schaffen, die ihnen 
eigentümlich, Methoden und Lebensformen, die für sie spezifisch 
sind. Das konkrete Problem, vor das wir uns gestellt sehen, ist nicht 
unbedingt die Wahl zwischen Sozialismus und Kapitalismus, wie 
sie von Menschen anderer Kontinente und Epochen definiert 
worden sind."11! Amin sieht für die „Peripherie" folgende Alterna- 
tive: „..abhängige Entwicklung oder selbstzentrierte Entwicklung, 
die dann im Vergleich zum Entwicklungsweg der heute entwickel- 
ten Länder anders sein muß"?2, 

Hinter dem von Fanon und Amin beschworenen eigenständigen 
Entwicklungsweg steckt gewiß auch, zumindest vom Anliegen her, 
Antikolonialismus. Bisher, das ist offenbar der Gedankengang, 
haben Kolonialmächte bestimmt, wie wir uns zu entwickeln hatten, 
jetzt werden wir das - bis zur äußersten Konsequenz — selbst 
entscheiden. 

Tatsächlich bringt jedes Volk „Eigenes" in die gesellschaftliche 
Entwicklung ein. Die traditionelle Dorfgemeinschaft, die in einigen 
afrikanischen Ländern mehr oder weniger noch erhalten blieb, ist 
durch die stagnierende Wirkung auf die Produktivkräfte, die von ihr 
ausgeht, gewiß ungeeignet — wie Leopold Senghor, damals 
Staatspräsident der Republik Senegal, das fordert —, zum Aus- 
gangspunkt eines spezifisch „afrikanischen Sozialismus" zu wer- 
den; aber Elemente der Verpflichtung zur gegenseitigen Hilfe, die 
in ihr enthalten sind, können gewiß in einer sozialistisch orientier- 
ten Entwicklung fruchtbar gemacht werden. 


Doch kann sich ein Volk über die allgemeinen Gesetzmäßig- 
keiten der gesellschaftliichen Entwicklung und damit letztlich 
über die Alternative Kapitalismus oder Sozialismus hinwegset- 
zen? Zwar können nichtproletarische Fortschrittskräfte in dem 
Glauben, einen ‚dritten Weg" zu beschreiten, Maßnahmen 
durchführen, die objektiv progressiv sind. Doch letztlich stoßen 
sie auf Grenzen. Sie bleiben der antagonistischen Klas- 
sengesellschaft verhaftet, wenn sie mit dem Sozialismus nicht 
die einzig tragfähige Alternative zu ihr ansteuern. Eine Reform- 
praxis mag dann die Vorstellung nähren, „unterwegs" zu sein, 
zu „anderen Ufern", während sich zur selben Zeit spontan Ka- 
pitalismus entwickelt. 


Linksradikale glauben, deshalb ihr starkes Engagement in dieser 
Frage, in Entwicklungsländern, insofern und soweit dort Zwischen- 
schichten dominieren - das eigene soziale Element also —, Träger 
ihrer Intentionen zu finden. Deshalb ignorieren sie sowohl die 
epochalen Erfolge, die der reale Sozialismus errang, als auch die 
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Fortschritte, die Entwicklungsländer mit sozialistischer Unterstüt- 
zung auf dem Wege zur politischen und wirtschaftlichen Gleich- 
berechtigung in den internationalen Beziehungen machten. Der 
Menschheitsfortschritt soll erst dort einsetzen, wo er ihren Vor- 
stellungen entspricht. Doch damit überfordern Linksradikale die 
Entwicklungsländer maßlos: Wie sollen diese, so groß ihre Rolle 
im revolutionären Weltprozeß auch ist, allen dem Imperialismus 
widerstehen oder gar einen eigenen \Weg der gesellschaftlichen 
Entwicklung konzipieren und beschreiten? Zeitigt diese Überforde- 
rung Wirkung, sind die so Überforderten in letzter Konsequenz zur 
Ohnmacht verurteilt. Denn sie jagen dann Illusionen nach, statt zu 
realisieren, was augenblicklich an gesellschaftiichem Fortschritt 
möglich und notwendig ist. 

Das wird deutlich, wenn Linksradikale dem Kampf für eine Neue 
Internationale Wirtschaftsordnung skeptisch gegenüberstehen, 
weil er, wie sie - durchaus zu Recht — bemerken, den Rahmen der 
antagonistischen Klassengesellschaft nicht grundsätzlich sprengt. 
Sie wollen eine radikale Lösung der anstehenden Probleme, die sie 
als „sozialistisch" verstehen.?? Sie lassen unberücksichtigt, daß 
einerseits die Entwicklungsländer unter den gegebenen Bedingun- 
gen nur schrittweise einer vollen Gleichberechtigung in den inter- 
nationalen Beziehungen auf ökonomischem Gebiet näherkommen 
können, während andererseits die Fortschritte, die sie hier erzielen, 
tendenziell — weil dem revolutionären Weltprozeß eingeordnet - 
zugleich weiter reichen, über das System der Ausbeutung und 
Unterdrückung hinaus. Es bleibt auch im dunkeln, wer das links- 
radikale Konzept einer unmittelbar in Angriff zu nehmenden so- 
zialistischen Umgestaltung der Weltwirtschaftsbeziehungen reali- 
sieren soll, um so mehr, als seine Darlegung vielfach einhergeht 
mit der Klage über die Massenhaftigkeit und Stärke des bürger- 
lichen Elements in Entwicklungsländern. 

Es ist dies, üblich für Linksradikale, die Devise: Alles oder nichts. 
Doch das ‚alles" — es existiert nur in der Illusion. Wer ihm allzu 
verbissen nachjagt, dem bleibt allzu leicht nur das ‚;nichts". 


„Brüderlichkeit — Terror“ 
(„fraternit6 — terreur“) 


Die ehemals kolonial oder halbkolonial unterjochten Völker er- 
hielten ihre Eigenstaatlichkeit — entgegen der imperialistischen 
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Lüge von der freiwilligen „Entkolonialisierung" — nicht geschenkt, 
sondern mußten sie erkämpfen. Die Formen des Kampfes waren 
unterschiedlich; Mahatma Gandhi etwa propagierte und prak- 
tizierte in Indien einen religiös motivierten „gewaltlosen Wider- 
stand" (u.a. forderte er seine Landsleute dazu auf, keine in England 
hergestellten Textilien zu tragen, sondern die benötigte Bekleidung 
selbst zu spinnen, und das Produkt des Spinnrads, Baumwollkhadi, 
wurde zur Einheitskleidung der indischen Unabhängigkeitsbewe- 
gung), während in anderen Ländern, darunter in China, Vietnam, 
Algerien und Kuba, die Patrioten zu den Waffen greifen mußten. Im 
algerischen Befreiungskampf fanden 1 Million Algerier den Tod, 
bei einer Gesamtbevölkerung von 9 Millionen. 


Die Gewalt wurde, von der Sache her, zu einem zentralen 
Thema im Befreiungskampf. 


Weit gefaßt, umschließt Gewalt das Instrumentarium, mit des- 
sen Hilfe in der antagonistischen Klassengesellschaft, bei Bestehen 
unversöhnlicher Interessen also, eine Gruppe von Menschen einer 
anderen ihren Willen aufzwingen kann. Zunächst und vor allem 
geht sie von den Herrschenden aus, in Gestalt der Staatsmacht, die 
Marx die „konzentrierte und organisierte Gewalt der Gesell- 
schaft"!* nannte. Doch können auch die Beherrschten zu ihr grei- 
fen, um die Situation zu verändern. Dabei geht es letztlich um 
ökonomische Belange, weshalb Marx im „Kapital" davon sprach, 
daß die Gewalt eine „ökonomische Potenz" sei, „der Geburtshelfer 
jeder alten Gesellschaft, die mit einer neuen schwanger geht".'> 
(Einige linksradikale Theoretiker sprechen von „struktureller Ge- 
walt"16. Sie wollen damit, wenngleich sie dies in sehr abstrakter 
Weise tun, darauf aufmerksam machen, daß Gewalt in den Struk- 
turen der antagonistischen Klassengesellschaft angelegt ist und be- 
wirkt, daß die Ausgebeuteten und Unterdrückten den Interessen 
der Ausbeuter und Unterdrücker unterworfen werden.) 

So gesehen, ist der „gewaltlose Widerstand", den Gandhi ver- 
trat, ein Widerspruch in sich und etwas von vornherein Unmögli- 
ches; denn die Nichtzusammenarbeit, um die es in ihm ging, sollte 
die Briten zwingen, Indien die Unabhängigkeit zu gewähren, also 
etwas zu tun, was zu tun sie von sich aus nicht bereit waren. 

Doch wird Gewalt vielfach auf „bewaffnete Gewalt" reduziert, 
und ihre anderen Formen — wie Streiks oder Demonstrationen — 
werden bei diesem Begriffsgebrauch nicht berücksichtigt. So eng 
gefaßt, ergibt das Programm des „gewaltlosen Widerstandes" 
schon einen Sinn; es geht dann um den Verzicht auf bewaffnete 
Gewalt. 
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Linksradikale neigen dazu, Gewalt als bewaffnete Gewalt auf- 
zufassen und sie als Kampfform absolutzusetzen, das heißt, sie 
zur eigenen Strategie und Ideologie zu erheben. Sie garantiert 
in ihren Augen soziale Konsequenz im Kampf, wenn sie sie nicht 
gar mit Befreiungskampf und Revolution identifizieren. 

Hier wird Gewalt, verstanden als bewaffnete Gewalt, zur Ver- 
lockung. Es ist die Vereinfachung, die fasziniert. Die zur Verfü- 
gung stehenden Kampfformen werden auf eine reduziert. Und 
von dieser wird viel erwartet: radikale Befreiung, zudem noch 
rasch, scheinbar dem unmittelbaren Zugriff zugänglich. 


Mao Tse-tung schrieb in diesem Sinne 1938: „Die zentrale Auf- 
gabe der Revolution und ihre höchste Form ist die Machtergreifung 
auf bewaffnetem Wege, das heißt die Lösung der Frage durch den 
«Krieg. Dieses revolutionäre Prinzip des Marxismus-Leninismus ist 
überall richtig; es ist unbedingt richtig sowohl für China als auch 
für die anderen Staaten."!” Jeder Kommunist müsse sich die 
Wahrheit einprägen, daß „das Gewehr die Macht gebiert'"'®. Nur 
mit Hilfe des Gewehrs könne man die Welt umgestalten. „Wir sind 
für die Ausrottung des Krieges, wir brauchen keinen Krieg, aber 
man kann den Krieg nur durch den Krieg ausrotten. Wenn man will, 
daß es keine Gewehre mehr geben soll — greife man zum Ge- 
wehr."19 (1938 noch erörterte Mao Tse-tung den bewaffneten 
Kampf vornehmlich im Zusammenhang mit der Situation in China. 
Dadurch wurde der „Kurzschluß" deutlich, der entstand, als er 
völlig unvermittelt und ungerechtfertigt zu verabsolutierenden 
Äußerungen kam. In dem in der chinesischen „Kulturrevolution" 
herausgegebenen „Roten Buch" („Worte des Vorsitzenden Mao 
Tse-tung") wurden die entsprechenden Äußerungen aus dem 
Zusammenhang herausgerissen und als absolute Wahrheiten ne- 
beneinandergereiht.20 


Nach dem zweiten Weltkrieg ließen sich Bewegungen in ver- 
schiedenen Ländern von der linksradikalen Gewaltprogramma- 
tik leiten, darunter in der Türkei, in Libanon, in Iran, in Indien, 
auf den Philippinen, in Eritrea. Auch Organisationen innerhalb 
des palästinensischen Widerstandes sind hier zu nennen. 


Fanon hat in wirksamer \Weise bewaffnete Gewalt als strategi- 
sches und ideologisches Konzept verfochten. Das war gewisser- 
maßen eine Konsequenz seines Bauernmessianismus: Ein 
Radikalismus, wie Fanon ihn vom Bauern erwartete, konnte sich 
nur spontan äußern, mußte also Gewaltanwendung bedeuten. 
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Fanon war in dieser Frage von Jean Paul Sartre beeinflußt. Ihn 
hatten, wie Simone de Beauvoir schreibt, die Analysen der Begriffe 
„Brüderlichkeit - Terror" („fraternite — terreur") beeindruckt, die 
letzterer in seinem Buch „Kritik der dialektischen Vernunft" gab.?! 

Terror hat für Sartre zwei Aspekte. Zunächst ist er „Gegen- 
Gewalt", hervorgebracht von einer Gruppe und gegen den Gegner 
benutzt. Doch ihn interessierte mehr die Wirkung, die Terror auf 
diejenigen hat, die ihn ausüben. Und da meint er: Terror wirkt 
gemeinschaftsbildend und befreiend, und zwar dadurch, daß die 
Gruppe, die ihn hervorbringt, die gemeinsame Kraft, die sie zu- 
nächst gegen den Gegner richtet, auch zur eigenen Umgestaltung 
verwendet. 

Terror begründe auf diese Weise, so Sartre, die Brüderlichkeit 
einer Gruppe. Sie mache sich selbst noch geltend, wenn ein Ver- 
räter hingerichtet oder gelyncht werden müsse. „Der Verräter wird 
nicht aus der Gruppe ausgestoßen, es ist ihm nicht einmal gelun- 
gen, sich selbst auszustoßen. Er bleibt Mitglied der Gruppe, in- 
sofern diese, bedroht durch den Verrat, sich rekonstituiert, indem 
sie den Schuldigen vernichtet, das heißt, indem sie auf ihn ihre 
ganze Gewalt entlädt. Aber diese Vernichtungsgewalt bleibt 
Brüderlichkeitsband zwischen den Lynchenden und dem Gelynch- 
ten, weil sich die Liquidierung des Verräters auf die positive Affir- 
mation (Bejahung — M. R.) gründet, daß er ein Mensch der Gruppe 
ist."22 

Fanon knüpfte in gewisser Weise an Sartre an: Gewalt sollte 
nicht nur den Gegner beseitigen, sondern auch Konstruktives be- 
wirken, nämlich Erkenntnis und Veränderung. Doch im Unter- 
schied zu Sartre, der weitschweifig und abstrakt eine Dialektik der 
„Gruppe" erörtert, hat er die gesellschaftliche Praxis des anti- 
kolonialen Kampfes im Auge: Sie soll radikalisiert werden. „Nur 
die vom Volk ausgeübte Gewalt, die von der Führung organisierte 
und aufgeklärte Gewalt ermöglicht es den Massen, die gesell- 
schaftliche Realität zu entziffern, und gibt ihnen den Schlüssel 
dazu", schrieb er. „Ohne diesen Kampf, ohne diese Erkenntnis in 
der Praxis ist alles nur Karneval und Tralala: ein Minimum an 
Neuordnung, ein paar Reformen an der Spitze, eine Nationalflagge 
und ganz unten die unteilbare, immer noch ‚mittelalterliche' 
Masse, die in ihrer dumpfen Bewegung verharrt."23 

Gewalt soll, so Fanon, auch denjenigen wandeln, der den anti- 
kolonialen Kampf führt; sie soll aus dem Kolonisierten einen freien 
Menschen machen. „Auf der individuellen Ebene wirkt Gewalt 
entgiftend", schrieb er. „Sie befreit den Kolonisierten von seinem 
Minderwertigkeitskomplex, von seinen kontemplativen und ver- 
zweifelten Haltungen. Sie macht ihn furchtlos, rehabilitiert ihn in 
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seinen eigenen Augen."?* Wer durch die Schule des bewaffneten 
Kampfes gegangen sei, glaubte Fanon, sei auch für die Zeit der 
Eigenstaatlichkeit gewappnet. „Wenn die Massen durch Gewalt an 
der nationalen Befreiung teilgenommen haben, erlauben sie nie- 
mandem, sich als ‚Befreier' auszugeben. Sie wachen eifersüchtig 
über dem Resultat ihrer Aktion und hüten sich, ihre Zukunft, ihr 
Schicksal, das Los des Vaterlandes einem lebendigen Gott aus- 
zuliefern. Gestern noch ohne jede Verantwortung, wollen sie heute 
alles verstehen und über alles entscheiden."25 

Fanon befürchtete, daß ein Volk, das die Lasten des antikolonia- 
len Kampfes trug, einst nicht seine Früchte werde ernten können; 
zu Recht, wie sich zeigte. Zwar bedeutete die Erringung der Eigen- 
staatlichkeit einen großen Sieg im nationalen Befreiungskampf, 
und hier darf keine Einschränkung zugelassen werden. Doch in den 
Staaten, in denen sich Kapitalismus entwickelt, begünstigt dies die 
neokoloniale Ausbeutung; die einheimischen Ausbeuter arbeiten 
nicht selten mit imperialistischen Kräften zusammen, während sich 
die Lebenslage der Werktätigen nicht oder kaum verbessert. Die 
Frage ist: Konnten, wie Fanon das hoffte, Erfahrungen des bewaff- 
neten Kampfes wirksam werden im Ringen um gesellschaftlichen 
Fortschritt unter den Bedingungen der Eigenstaatlichkeit? Durch- 
aus; die Entwicklungen etwa in Algerien, Südjemen, Angola oder 
Mocambique zeigen dies. Andererseits: Der bewaffnete Kampf ist 
nicht das Äußerste an gesellschaftlicher Radikalitä, auch wenn 
seine Optik - Menschen werden getötet oder verwundet, Sach- 
werte zerstört - dies manchen vermuten läßt. Er vermag weder 
politische Organisiertheit und Bewußtheit zu ersetzen noch sich 
selbsttätig in diese zu verwandeln, und Erfahrungen, die in ihm 
gemacht wurden, können in spontaner Weise, ohne avantgardisti- 
sche Organisationen, ihren vollen Wert nicht unter Beweis stellen. 
Zwar fallen Ausbeuter und Unterdrücker, wenn sie getötet werden, 
als Personen aus, doch in ihre gesellschaftliichen Rollen schlüpfen 
andere, wenn die Gesellschaftsstrukturen unangetastet bleiben. 

Auch in der gewaltsamen Aktion erweist Spontaneität ihre Ohn- 
macht. 
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„Jeder Bruder... 
hier kann Fanon zitieren“ 


Fanon zeitigte Wirkung in Befreiungsbewegungen, in Algerien 
wie in anderen Ländern. Sie war nicht immer authentisch, das 
heißt so, daß Fanon selbst sie uneingeschränkt bejaht hätte. 
Doch Ideen, einmal geboren und in die Öffentlichkeit „entlas- 
sen", sind frei verfügbar und auslegbar. 


Abu Ijad, einer der namhaften Führer des palästinensischen 
Widerstandes, nennt Fanon einen seiner bevorzugten Autoren, 
dessen Buch „Die Verdammten dieser Erde" er immer wieder 
gelesen habe. Unter Berufung auf ihn meint er: Nur ein Volk, das 
die feindlichen Kanonen und Panzer nicht fürchtet, kann die Revo- 
lution zu Ende führen. Der Gang der Geschichte habe dies bestä- 
tigt. „Überall in der Dritten Welt griffen die Völker zu den Waffen, 
um sich ihre Freiheit und Unabhängigkeit zu erkämpfen, obwohl 
sie nicht die geringste materielle Basis hatten."26 

Radikale Bürgerrechtskämpfer in den USA machten sich eben- 
falls Ideen von Fanon zu eigen. Stokely Carmichael nannte Fanon 
„einen meiner Schutzpatrone". „Black Power" bedeutet, schrieben 
Carmichael und Ch. V. Hamilton, „daß die Schwarzen sich als Teil 
einer neuen Gruppe verstehen, die gelegentlich ‚Dritte Welt' ge- 
nannt wird, und daß wir unseren Kampf in engstem Zusammen- 
hang mit anderen Befreiungsbewegungen überall auf der Welt 
sehen. ...Für die schwarzen Amerikaner gibt es in diesem Kampf 
nur eine Seite, die der ‚Dritten Welt'." Carmichael und Hamilton 
zitieren, um ihren Standpunkt zu erhärten, aus der „Schlußfolge- 
rung", mit der Fanon sein Werk „Die Verdammten dieser Erde" 
beschließt und in der er dazu aufruft, Europa nicht zu imitieren, 
sondern einem neuen Menschen zum Siege zu verhelfen.?7 

Malcolm X sah das „Negervolk" in den USA sich mit der „welt- 
weiten schwarzen Revolution vereinigen..., die seit 1945 auf die- 
ser Erde vor sich geht". „Die sogenannte Revolte wird eine richtige 
schwarze Revolution werden. Die schwarze Revolution ist in Afrika, 
Asien und Lateinamerika im Gang; wenn ich sage schwarz, meine 
ich nicht weiß, sondern schwarz, braun, rot oder gelb. ...Das ist 
eine wirkliche Revolution. ....Revolutionen basieren auf Blutver- 
gießen. ...Revolutionen stürzen Systeme."2® 
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Dan Watts, Herausgeber der Zeitschrift „Liberation" („Befrei- 
ung"), soll einem Journalisten nach den Auseinandersetzungen, in 
denen sich 1967 Schwarzafrikaner in Newark und Chicago für ihre 
Gleichberechtigung eingesetzt hatten, gesagt haben: „Fanon — Sie 
sollten sich auf jeden Fall dieses Buch beschaffen. Jeder Bruder auf 
einem der Dächer hier kann Fanon zitieren."?9 

Ali Schari'ati, ein Wegbereiter der „islamischen Revolution" in 
Iran — links orientiert, deutete er den Islam als Befreiungsideolo- 
gie —, hatte in persönlicher Begegnung Gedankenaustausch mit 
Fanon. „Ich habe ihn (Fanon — M. R.) überzeugt", vermerkt er dazu, 
„daß unsere Intellektuellen auf der Grundlage der Religion die 
Menschen in dieselbe Richtung lenken können, in die er sie mit 
nichtreligiösen Methoden gelenkt hat."30 

Sartre schrieb auf Bitten des Autors ein Vorwort zu Fanons Buch 
„Die Verdammten dieser Erde". Auf Kuba habe Sartre begriffen, 
stellt S. de Beauvoir fest, wie zutreffend das war, was Fanon sagte, 
„daß nämlich der Unterdrückte aus der Gewalt seine Menschlich- 
keit schöpft". „Er war mit dem Buch einverstanden: ein Manifest 
der Dritten Welt, extrem, kompromißlos, aufrührerisch, aber auch 
nuancenreich und subtil."31 

Sartre beanspruchte in dem Vorwort, die Intentionen Fanons 
zusammenfassend zu verdeutlichen; „Es wird ihnen (gemeint sind 
die Leser - M. R.) gut tun, Fanon zu lesen", schrieb er. „Diese un- 
unterdrückbare Gewalt ist, wie er genau nachweist, kein absurdes 
Unwetter, auch nicht das Wiederdurchbrechen wilder Instinkte, ja 
nicht einmal die Wirkung eines Ressentiments: sie ist nichts weiter 
als der sich neu schaffende Mensch. ...Und der Kolonisierte heilt 
sich von der kolonialen Neurose, indem er den Kolonialherrn mit 
Waffengewalt davonjagt. Wenn seine Wut ausbricht, findet er sein 
verlorenes Selbstverständnis wieder, und er erkennt sich genau in 
dem Maße, in dem er sich schafft. ...Denn in der ersten Zeit des 
Aufstands muß getötet werden: einen Europäer erschlagen heißt 
zwei Fliegen auf einmal treffen, nämlich gleichzeitig einen Unter- 
drücker und einen Uhnterdrückten aus der Welt schaffen. Was 
übrigbleibt, ist ein toter und ein freier Mensch."32 

Doch ist das wirklich Fanon, den Sartre hier vorstellt? 

Gewiß, Fanon befürwortete bewaffnete Gewalt im Befreiungs- 
kampf, doch war diese in seinen Augen, schaut man genauer hin, 
eher eine bittere Notwendigkeit, verbunden mit mancherlei Gefahr. 
Er sprach von denen, „die sich in die revolutionäre Aktion mit der 
fast physiologischen Brutalität gestürzt haben, die aus einer Jahr- 
hunderte währenden Unterdrückung gespeist wird"33®. Zugleich 
forderte er, bei der Gewaltanwendung nie das Ziel aus den Augen 
zu verlieren: die Befreiung. „In einem Befreiungskrieg muß das 
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kolonisierte Volk siegen; aber es soll die Barbarei, gegen die es 
aufgestanden ist, nicht mit Barbarei beantworten. ...‚Noch in der 
Gewalt seines Kampfes, so verlangt man, soll das geknechtete Volk 
beweisen, daß es sich selbst völlig in der Gewalt hat. Dies alles auf 
einmal zu erfüllen ist ziemlich schwierig."3* In einem eigenen Ka- 
pitel des Buches „Die Verdammten dieser Erde" („Kolonialkrieg 
und psychische Störungen") zeichnet Fanon Schäden auf, die 
Gewaltanwendung bei Akteuren wie bei Opfern hervorgerufen hat 
(u.a.: Impotenz bei einem Algerier infolge der Vergewaltigung 
seiner Frau, ungezielter Tötungszwang bei dem Überlebenden 
einer Massenerschießung, angstbesetzte Depersonalisationspsy- 
chose nach zwanghafter Tötung einer Frau). 

Sartre unterstellt Fanon die Pseudodialektik, die er selbst in der 
„Kritik der dialektischen Vernunft" entwickelte. Danach hat, was 
nach Hegel das Denken und nach Marx die Arbeit bewirkte, die 
Gewalt zu leisten: den Menschen zu schaffen und voranzubringen. 
[Der Mangel bringt nach Sartre Geschichte hervor. Das trennt die 
Menschen; der jeweils „Andere" erscheint als „Träger einer To- 
desdrohung für uns"3. Sartre vergleicht Menschen im Zusammen- 
hang damit mit Wartenden an einer Bushaltestelle. Der Bus, unter- 
stellt er, hat nicht genügend Plätze für alle. Der „besondere Mangel 
(Anzahl der Menschen im Verhältnis zur Anzahl der Plätze)", meint 
er, bezeichnet „ohne besondere Praktik jeden als überzählig, das 
heißt der Andere wäre eben durch die Tatsache ihrer Identität Ri- 
vale des Anderen, die Trennung wendete sich zum Widerspruch."36] 
Gewalt ist von hier aus „als Struktur der menschlichen Aktion unter 
dem Zwang des Manichäismus und im Rahmen des Mangels zu 
definieren: Die Gewalt erweist sich immer als eine Gegen-Gewalt, 
das heißt als ein Gegenschlag gegen die Gewalt des Anderen."37 
Wird dies zur Orientierung für eine gesellschaftliche Praxis, hat es 
schlimme Folgen: Der konkrete Kampf gegen konkrete gesell- 
schaftliche Kräfte wird ersetzt durch einen sinnentleerten Aktionis- 
mus, wie er sich zeigt in den Provokationen westeuropäischer 
Maoisten oder im Anarchoterrorismus. 


„Guerilla“ - der „kleine Krieg“ 


In Lateinamerika knüpften sich linksradikale Vorstellungen an eine 
besondere Form des bewaffneten Kampfes: an die Guerilla. 
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Das spanische „guerra" bedeutet „Krieg". „Guerilla" — das ist 
von der Worterklärung her der „kleine Krieg". Gemeint ist der 
Partisanenkrieg, der Kampf bewaffneter Einheiten gegen einen 
als Staats- oder Invasionsmacht etablierten Feind. Mit diesem 
Wort werden indessen auch die Kampfeinheiten selbst bezeich- 
net: die Gruppen von Guerilleros. 


Die Guerilla hat in Lateinamerika eine Jahrzehnte zurück- 
reichende Tradition. Bauern vor allem schlossen sich wiederholt 
zusammen, um ihren spontanen Protest in bewaffnete Aktionen 
umzusetzen. Guerillabewegungen wurden auch, wie in der me- 
xikanischen Revolution (1910-1917), Mitgestalter bedeutender 
politischer Umwälzungen. 

Guerilleros unter Führung von Fidel Castro haben von 1956 bis 
1959 entscheidend an der Vorbereitung und Durchführung der 
kubanischen Revolution mitgewirkt. Der Auftakt war zunächst 
wenig ermutigend: Eine Gruppe von 82 Mann, die am 2. Dezember 
1956 mit der Jacht „Granma" am Strand von Las Colorados in der 
Provinz Oriente landete, wurde von Söldnern des Diktators Batista 
aufgerieben. Nur 12 von ihnen konnten sich in die Sierra Maestra 
retten. Doch ließen sie sich nicht entmutigen, sondern gingen 
daran, sich erneut zu organisieren. Neue Revolutionäre stießen zu 
ihnen. Es gelang den Guerilleros, Gebiete im Lande zu befreien, 
noch als Batista regierte. In den Städten erschütterte die Arbeiter- 
klasse durch ihre Aktionen das Regime des Diktators. Anfang 1959 
zogen dann die Kämpfer, die aus der Sierra Maestra kamen, als 
Sieger in Havanna ein. 

Ernesto Che Guevara, von Beruf Arzt, ein Kampfgefährte Fidel 
Castros, glaubte an die unbändige Kraft revolutionärer Leiden- 
schaft, wie sie ihn beseelte - zu Recht. Doch überschätzte er auch 
ein wenig ihre Möglichkeiten. Die Erfahrungen der kubanischen 
Revolution erlaubten seiner Meinung nach die Lehre: „Man muß 
nicht immer warten, bis alle Bedingungen für eine Revolution 
herangereift sind, die Führung des Aufstandes kann solche Be- 
dingungen selbst schaffen."38 

Diese Überzeugung war für Che Guevara Verpflichtung, sich, 
nachdem die Revolution in Kuba gesiegt hatte, anderswo zu enga- 
gieren. Im April 1965 erklärte er in einem Brief an Fidel Castro, daß 
er hiermit in aller Form auf seine Ämter in der nationalen Führung 
der Partei, auf seinen Ministerposten, auf seinen Rang als Major 
und auf seine kubanische Staatsangehörigkeit verzichte. „Andere 
Nationen der Erde verlangen nun nach meinen bescheidenen 
Anstrengungen. Ich kann das tun, was Dir wegen Deiner Verant- 
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wortung als Oberhaupt Kubas verwehrt ist, und die Zeit ist für uns 
gekommen, auseinanderzugehen. ...Ich erkläre..., daß ich Kuba 
von jeder Verantwortung befreie, außer von der, die von seinem 
Beispiel herrührt. Wenn mich meine letzte Stunde unter einem 
anderen Himmel findet, dann wird mein letzter Gedanke der an 
dieses Volk und insbesondere an Dich sein."39 

1966 ging Che Guevara mit 50 Kampfgefährten nach Bolivien, 
um in der Guerilla die Revolution im Lande wie auf dem Kontinent 
zu entfachen. Doch er scheiterte. Die bitterste Erfahrung, die er 
machen mußte — er hielt sie in seinem Tagebuch fest Die ein- 
heimische Bevölkerung versagte ihm ihre Unterstützung.“ 

Die Unerschrockenheit und die Einheit von Wort und Tat, die er 
verkörperte, ließen Che Guevara zum Idol vieler werden, die gegen 
den Imperialismus kämpften, darunter auch vieler Mitstreiter der 
„Neuen Linken". Linksradikale isolierten dabei indessen einzelne 
Leitsätze, zu denen er gelangte, von der revolutionären Praxis, in 
der er sie gewann, und aus seinem Gesamtkonzept. Sie glaubten, 
jederzeit durch ihre Aktionen eine revolutionäre Situation schaffen 
und eine Revolution durchführen zu können, und sie sahen sich in 
diesem Glauben durch Che Guevara bestätigt. 

In fast allen lateinamerikanischen Staaten formierten sich in den 
sechziger Jahren Organisationen und Bewegungen, die sich der 
Guerilla verschrieben. Das kubanische Beispiel inspirierte sie. 
Zugleich erlangten in einer Reihe von ihnen Kräfte die Dominanz, 
die, linksradikal orientiert, ausschließlich auf die Guerilla setzten. 
(Dafür wurde die Bezeichnung Guerillerismus geläufig.) Sie be- 
jahten die Guerilla als etwas wesentlich Spontanes; ihrer Auffas- 
sung nach kam es zunächst und vor allem darauf an, zum Gewehr 
zu greifen — die genaue Programmatik und die politische Führung 
des Kampfes würden sich dann schon im Laufe der Zeit heraus- 
kristallisieren. „Die Volksarmee ist der Kern der Partei und nicht 
umgekehrt", schrieb Regis Debray 1967. „Die Guerilla ist die poli- 
tische Vorhut... Deshalb muß bei der gegenwärtigen Lage der 
Dinge das Hauptgewicht auf die Guerillakriegführung gelegt wer- 
den und nicht auf die Stärkung existierender oder die Gründung 
neuer Parteien."*! Den Kommunisten warfen diese Linksradikalen 
eine „traditionelle und bürokratische Methode der Massenarbeit" 
vor, die bloßer „Zeitvertreib, Faktor der Verwirrung, Ursache rei- 
henweiser Mißerfolge und Vorwand für herkömmliche Politikaste- 
rei" sei. 

Die „Focus"-Theorie ging zunächst davon aus, daß der bewaff- 
nete Kampf kleiner Gruppen in den ländlichen Gebieten beginnen 
müsse. Doch spätestens 1967 wurde deutlich — auch das Scheitern 
von Che Guevara bestätigte dies —, daß sich diese Konzeption nicht 
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verwirklichen ließ: Die meisten Guerillabewegungen in Latein- 
amerika waren zerschlagen worden. Die „Land-Guerilla" wurde 
jetzt durch die „Stadt-Guerilla" abgelöst.?? Carlos Marighela, einer 
ihrer Vorkämpfer, meinte, „daß der Sieg der brasilianischen 
Guerilla ohne die Unterstützung der Städte unmöglich ist". Des- 
halb müßten „Gruppen von Stadt-Guerillas" geschaffen werden, 
„fliegende Komitees ohne festen Sitz". Um dies zu bewältigen, 
bedürfe es einer „geheimen, kleinen, festgefügten, flexiblen, be- 
weglichen Organisation der Vorhut", denn „die großen und 
schwerfälligen Organisationen sind der Tod der Revolutionäre".*3 

Hier wurden Weichen gestellt, die ins Abenteurertum führten. 
Marighela hat das, was vielfach geschah, reflektiert und zum Pro- 
gramm erhoben, im sogenannten „Handbuch des Stadtguerillero". 
Die Stadtguerilla sollte sich demnach zwei wichtigen Aufgaben 
widmen: a) der physischen Beseitigung von Führern und unter- 
geordneten Personen innerhalb der Streitkräfte und der Polizei, b) 
der Enteignung der Regierung, der großen Kapitalisten, Groß- 
grundbesitzer und Imperialisten. „Die kleineren Enteignungen 
dienen der individuellen Unterhaltung des Stadtguerillero, die 
großen der Unterhaltung der Revolution." Um seine Aufgaben 
erfüllen zu können, so Marighela, müsse der Stadtguerillero syste- 
matisch trainieren. „Er kann kein guter Kämpfer sein, wenn er nicht 
die Kunst des Kämpfens erlernt hat. Er muß mehrere Formen des 
Kampfes, des Angriffes und der Selbstverteidigung erlernen und 
üben. Weitere sinnvolle Formen physischen Trainings sind Wan- 
derungen, Zelten, Übungen im Dschungel, Besteigen von Bergen, 
Rudern, Schwimmen, Tauchen, Training als Froschmann, Fischen, 
Tiefseejagd, Jagd von Vögeln und anderer größerer und kleinerer 
Tiere. Wichtig ist, ein Auto fahren, ein Flugzeug führen und Schiffe 
steuern zu können, sowohl Motor- als auch Segelschiffe; weiter 
Kenntnisse der Kraftfahrzeugmechanik und der Elektrotechnik zu 
besitzen, um z.B. Radios und Telefone reparieren zu können."“5 

Man mag meinen, in dieser Beschreibung James Bond zu be- 
gegnen. Doch die Sache ist ernster. Diejenigen, die einem Konzept 
wie dem von Marighela folgen — er wurde aus der Kommunisti- 
schen Partei ausgeschlossen —, stürzen sich in blutige Abenteuer. 
Und sie provozieren bzw. rechtfertigen in sinnloser Weise den 
Terror der Rechten, der unterschiedslos alle Linken trifft, auch 
diejenigen, die sich nicht dem individuellen Terrorismus ver- 
schrieben haben. 

Einige linksradikale Gruppen in Lateinamerika machten einen 
Reifeprozeß durch, darunter das chilenische MIR (Movimento de 
Izquierda Revolucionario = Linke Revolutionäre Bewegung). Bis 
zum Machtantritt der Unidad Popular (UP) hatte die Bewegung den 
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Guerillaaufstand proklamiert. Als das revolutionäre Regime unter 
Salvador Allende dann an die Macht gekommen war, unterstützte 
sie es nicht, sondern trug durch Gewalttätigkeiten, vornehmlich 
durch Besetzungen von Landgütern und Betrieben, zu seiner De- 
stabilisierung bei; sie war so, wenngleich indirekt, letztlich an 
seinem Sturz beteiligt. Noch bis Anfang 1976 sah die MIR-Führung 
im Terrorismus „das entscheidende Element" des „gesamten 
politischen Planes". Monate später, Ende 1976, warnte Nelson 
Gutierrez davor, sich zu weit von den Massen zu entfernen. Denn 
dann werde man sich unweigerlich isolieren. „Die revolutionären 
Organisationen und Guerillabewegungen in Lateinamerika sind 
gescheitert, weil es ihnen nicht gelang, in ihrem Kampf an die 
Massen anzuknüpfen, ihn von den Massen ausgehend zu führen", 
meinte er.*6 


Radikalisierung und Reife 
im palästinensischen Widerstand 


Im palästinensischen Widerstand setzten sich Linkskräfte für mehr 
Entschiedenheit im antiimperialistischen und antizionistischen 
Kampf ein. Das fand Resonanz in Kreisen der nichtproletarischen 
Linken in Westeuropa und anderswo. Doch fühlten sich auch 
westeuropäische und japanische Linksextremisten ermutigt; sie 
suchten, ihrerseits Solidarisierung bekundend, Beistand in pa- 
lästinensischen Kreisen. 

Den Palästinensern blieb bis zur Stunde vorenthalten, was an- 
dere Befreiungsbewegungen erlangt haben: die Eigenstaatlichkeit. 
1948/49 hatten sie im. Kampf um dieses Ziel eine Niederlage er- 
litten. Die UNO hatte, als sie die Gründung eines jüdischen Staates 
beschloß — daraus wurde Israel —, auch ihnen einen eigenen Staat 
zugesprochen, doch eine unheilige Allianz von imperialistischen 
und zionistischen Kräften sowie der arabischen Reaktion verhin- 
derte, daß er gegründet wurde; die Palästinenser ihrerseits, von 
einer feudalaristokratischen Führung irregeführt und dann im Stich 
gelassen, waren allein nicht stark genug, ihre Belange durch- 
zusetzen. 


Mitte der sechziger Jahre gingen die Palästinenser erneut 
daran, sich zu organisieren, um ihre nationale Identität wieder- 
zuerlangen, zu verteidigen und den Kampf um Eigenstaatlich- 
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George Habasch (links) und Jasir Arafat (rechts) zusammen mit Muammar 
al-Gaddafi, dem Führer der libyschen Revolution 


keit aufzunehmen. Die Situation war äußerst kritisch — und er- 
wies sich gerade dadurch für sie als Herausforderung. Die re- 
gulären arabischen Armeen, die in den Junikrieg 1967 verwik- 
kelt waren (Israel hatte ihn durch eine Aggression ausgelöst), 
hatten eine Niederlage erlitten, die dritte in einem Zeitraum von 
zwanzig Jahren. Die israelischen Machthaber hatten mit West- 
jordanien und dem Ghazastreifen den „Rest" jenes Gebietes 
okkupiert, das die UNO 1947 für den zu gründenden palästinen- 
sischen Staat vorgesehen hatte. Die Palästinenser, die zeitweise 
große Hoffnungen in arabische Staaten und das gesamtarabi- 
sche Engagement für ihre Sache gesetzt hatten, sahen sich 
gefordert, ihre Geschicke unmittelbar und entschlossen in die 
eigenen Hände zu nehmen. Auch viele nichtpalästinensische 
Araber, die von ihren Staaten enttäuscht waren, erhofften Ent- 
scheidendes von den palästinensischen Widerstandskämpfern. 


Der palästinensische Widerstand, der sich neu formierte, blieb 
zersplittert, doch entwickelte er sich zu einer bedeutsamen anti- 
imperialistischen Kraft. Seine wichtigsten Träger wurden: Fatah, 
die Volksfront zur Befreiung Palästinas, die Demokratische Volks- 
front zur Befreiung Palästinas und as-Saika. 

Fatah wurde formell 1959 gegründet; ihre ersten Anfänge rei- 
chen jedoch einige Jahre weiter zurück. Jasir Arafat, 1929 geboren, 
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Bauingenieur, wurde ihr Führer. Am 1. Januar 1965 führte Fatah 
eine militärische Aktion gegen eine israelische Pumpstation durch. 
Damit begann sie, wie sie in einem Kommunique mitteilte, den 
bewaffneten Kampf um Palästina. Dieses Ereignis wird heute all- 
gemein als Beginn der „palästinensischen Revolution" gewertet. 

In Kairo richtete Fatah einen Rundfunksender ein, die „Stimme 
von Fatah". Sie gewann so Gelegenheit, über Ländergrenzen hin- 
weg für die Sache des palästinensischen Widerstandes zu werben. 
Siegeszuversicht sprach aus den Worten, die der Sender regelmä- 
Rig ausstrahlte: 


„Die Revolution von Fatah lebt! 
Sie ist hier und dort und überall. 
Sie ist ein Sturm, ein Sturm, der in 
jedem Haus, in jedem Dorf tost."*7 


Nachhaltigen Einfluß hatte es, als Fatah gemeinsam mit regulä- 
ren jordanischen Truppen am 21. März 1968 das jordanische Dorf 
Karama erfolgreich gegen einen israelischen Angriff verteidigte. 
Der jordanische König Hussein erklärte noch am selben Tage: „Wir 
alle sind Fedajin!"# Gamal Abdel Nasser, Ägyptens Präsident, 
führte im November 1969 aus: „Niemand kann mehr den pa- 
lästinensischen Widerstand unterdrücken, geschweige denn ver- 
suchen, ihn zu liquidieren. Niemand kann mehr zurückkehren zu 
einer Haltung, die — für zu lange — die Palästinenser als ein 
Flüchtlingsproblem bzw. als bloß humanitäre Frage behandelte. 
Das Problem wurde zunächst und vor allem das Problem eines 
Heimatlandes für ein Volk." 

Die Volksfront zur Befreiung Palästinas (Popular Front for the 
Liberation of Palestine — PFLP) formierte sich im Zeitraum De- 
zember 1967/Januar 1968. Sie ging aus verschiedenen Gruppen 
bzw. Strömungen hervor: aus dem palästinensischen Zweig der 
Bewegung Arabischer Nationalisten (BAN), der Palästinensischen 
Befreiungsfront (Palestine Liberation Front — PLF), den „Helden der 
Rückkehr" („Heroes of Return") und der „Jugend der Räche" („The 
Vengeance Youth"). Die neue Organisation, in der sich die BAN, 
nachdem sie zunächst eine gewisse Selbständigkeit behalten hatte, 
durchsetzen konnte und deren Führung George Habasch über- 
nahm, wandte sich in einer Grundsatzerklärung an alle palästinen- 
sischen Gruppen und Kräfte mit der Forderung, eine feste Einheits- 
front des bewaffneten Kampfes zu schaffen.5° Doch fehlte ihr selbst 
die innere Einheit, und in Spaltungen kamen die Meinungsver- 
schiedenheiten drastisch zur Geltung. 

Im Ergebnis einer dieser Spaltungen formierte sich im Februar 
1969 die Demokratische Volksfront zur Befreiung Palästinas (Popu- 
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lar Democratic Front for the Liberation of Palestine — PDFLP) mit 
Najif Hawatima an der Spitze. Ihre Anhänger wollten mehr Konse- 
quenz bei der Annäherung an den wissenschaftlichen Sozialismus. 
Die Gefahr bewaffneter Auseinandersetzungen zwischen der alten 
und der neuen Organisation wurde durch Vermittlung von Fatah 
gebannt. Zunächst nahm die PDFLP eine extreme Linksposition 
ein. So warf sie den progressiven Regimes in Irak, Ägypten und 
Algerien vor, ihre nationalen und sozialen Ziele nicht erreicht zu 
haben, weshalb man sie mit den reaktionären Regimes in einen 
Topf werfen könne. Zu Beginn der siebziger Jahre setzte sich in der 
Organisation ein größerer Realismus durch, und die Beziehungen 
zu Fatah wurden enger. 

Die Avantgarde des Volksbefreiungskriegs (Vanguard of the 
Popular Liberation War), bekannt geworden als as-Saika (Der Blitz- 
strahl), wurde im Zusammenhang mit dem Junikrieg 1967 ge- 
gründet, von palästinensischen Kadern der syrischen Baath-Partei. 
Sie stand bzw. steht den Baathisten in Syrien nahe, weshalb sie, in 
Fortsetzung der früheren Baath-Haltung gegenüber der BAN, der 
PFLP gegenüber Distanz hielt. Als ein auf die irakische Baath-Partei 
orientiertes „Gegenstück" zu as-Saika konstituierte sich im April 
1969 die von A. W. Kajjali geführte Arabische Befreiungsfront (Arab 
Liberation Front — ALF). 

Die Palästinensische Befreiungsorganisation (Palestine Libera- 
tion Organisation — PLO), 1964 gegründet, wurde zur Dachorgani- 
sation des palästinensischen Widerstandes. An ihrer Spitze stand 
zunächst Ahmad asch-Schukairi, Rechtsanwalt und Diplomat, der 
indessen durch seine extrem nationalistischen Positionen viel 
Schaden stiftete. Eine wirklich konstruktive Rolle begann die PLO 
zu spielen, nachdem 1968/69 Fatah entscheidenden Einfluß in ihr 
gewonnen und Jasir Arafat ihre Leitung übernommen hatte. In den 
siebziger Jahren gelang ihr der Durchbruch zur internationalen 
Anerkennung, für die Sache, die sie vertrat, wie für sich als deren 
Repräsentantin; sichtbarer Ausdruck dafür war das vielbeachtete 
Auftreten Arafats am 13. November 1974 vor der XXIX. UNO- 
Vollversammlung. 

In seiner Programmatik knüpfte der palästinensische Widerstand 
zunächst an die Haltung an, die arabische Staaten in den vierziger 
Jahren gegenüber der Gründung Israels eingenommen hatten. 
Palästina, hieß es, sei und bleibe die Heimat der Palästinenser, und 
zwar in den Grenzen des britischen Mandats. Das bedeutete: Die 
Teilung des Landes wurde als unrechtmäßig betrachtet, und der 
Staat Israel, der dem palästinensischen Volk soviel Leid und Un- 
recht zugefügt hatte, sollte wieder verschwinden. Es war dies eine 
dem kleinbürgerlichen Milieu entspringende, stark emotional ge- 
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Najif Hawatima, Generalsekretär des ZK der DFLP 


färbte und am traditionellen Nationalismus orientierte Reaktion auf 
die Situation, in die die Palästinenser geraten waren. 


Dem bewaffneten Kampf wurde eine gewisse Vorrangstellung 
eingeräumt. Er ist, hieß es, „eine Strategie und keine Taktik". „Das 
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palästinensische Volk bekräftigt seine endgültige und unwider- 
rufliche Entschlossenheit", wurde in dem 1968 verabschiedeten 
„Palästinensischen Manifest" dazu festgestellt, „den bewaffneten 
Kampf fortzusetzen und der bewaffneten Volksrevolution zur Be- 
freiung Palästinas, seiner Heimat, entgegenzuschreiten."S' 

Abu ljad setzte sich später mit der Frage auseinander, warum die 
Führer des palästinensischen Widerstandes auf den bewaffneten 
Kampf setzten, obwohl sie die militärische Überlegenheit Israels 
kannten und anerkannten. Er nannte dafür drei Gründe. Erstens 
hoffte man, den zionistischen Staat dennoch besiegen zu können; 
auch die algerischen Nationalisten (die FLN) hätten nie etwas un- 
ternehmen können — und Fanon habe dies gesehen und gesagt —, 
wenn sie dem Kräfteverhältnis Rechnung getragen hätten. Zwei- 
tens sei der bewaffnete Kampf die einzige Möglichkeit gewesen, 
die Weltöffentlichkeit auf die Sache der Palästinenser aufmerksam 
zu machen. Und drittens könne man allein durch ihn das pa- 
lästinensische Volk einigen. Auf ideologischer Ebene habe man 
sich mit den verschiedenen arabischen Parteien nicht messen 
können. „Wir hatten mit nichts Besserem aufzuwarten als die 
‚Moslem-Brüder', die Kommunisten, die arabischen Nationalisten 
oder Baasisten in ihrem Bereich. Doch offen gesagt: Wir hielten 
diese Gruppen für schädlich, da sie die Befreiung Palästinas nicht 
als vorrangiges Ziel ansahen und die Spaltung der Palästinenser 
bewirkten. Nur der bewaffnete Kampf konnte die ideologischen 
Differenzen überwinden helfen und so zum Katalysator der Einheit 
werden."52 

Einige palästinensische Gruppen griffen zum Terror. Sie wollten 
dadurch die Welt auf die Tragödie ihres Volkes aufmerksam 
machen. Wiederholt machte die Organisation „Schwarzer Septem- 
ber" Schlagzeilen. Mit seinem politischen Erstarken überwand der 
palästinensische Widerstand diese Phase. 

Während die meisten Kräfte innerhalb der PLO eine nationa- 
listische Position einnahmen — in der Überzeugung, das palästinen- 
sische Volk stelle zunächst und vor allem eine homogene Einheit 
dar —, gingen Linkskräfte davon aus, daß es unter den Palästi- 
nensern Klassen und Klassengegensätze gibt. Von hier aus fragten 
sie nach dem sozialen Inhalt und der gesellschaftspolitischen 
Perspektive des Befreiungskampfes. 

Die BAN hatte bereits 1966 den „wissenschaftlichen Sozialis- 
mus" als Richtlinie ihres Handelns akzeptiert®® — und darin in ge- 
wisser Weise den Kurs der PFLP vorgezeichnet. In einem pro- 
grammatischen Papier vom August 1968 verlangte die PFLP die 
Annahme einer „revolutionären wissenschaftlichen Ideologie (der 
Ideologie des Proletariats)", die gegen den Imperialismus, den 
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Zionismus, die Reaktion und die Unterentwicklung gerichtet sei.’ 
Im Februar 1969 erklärte die PFLP die politische Organisation, 
„ausgerüstet mit der Ideologie des wissenschaftlichen Sozialis- 
mus", als „höchste Form der Organisierung und Mobilisierung der 
Kräfte der Arbeiterklasse". „Diese Wahrheit wurde klar erwiesen 
durch alle revolutionären Erfahrungen, die dieses Jahrhundert 
erlebte", heißt es weiter. „Die Experimente in China, Vietnam und 
Kuba, die zu der Oktoberrevolution hinzukommen, bestätigen 
diese Wahrheit."° In einem Interview, das Flabasch am 4. März 
1969 gab, sprach er sich für den wissenschaftlichen Sozialismus als 
Grundlage des revolutionären Kampfes seiner Organisation aus. 
(Es war dies eine Reaktion auch auf den radikaleren Kurs der kurz 
zuvor gegründeten PDFLP.58) Flabasch bekannte sich zum Marxis- 
mus, jedoch zu einem „asiatischen Marxismus", wie er formu- 
lierte, der dem bewaffneten Kampf die Priorität einräumt.57 

Das waren widersprüchliche Aussagen. Einen „asiatischen Mar- 
xismus" kann es von der Sache her nicht geben. Im Bekenntnis zu 
ihm äußerten sich Konflikte, die auftraten in einem Prozeß, in dem 
sich, und das war entscheidend, nichtproletarische Kräfte dem 
Marxismus-Leninismus näherten. 

Der bewaffnete Kampf wurde in diesem Zusammenhang als ein 
in sozialer und politischer Hinsicht radikaler Kampf aufgefaßt, der 
von seinen Akteuren entsprechende Motivierung und höchste Ein- 
satzbereitschaft verlangt. „Wir haben gelernt, daß unsere Befrei- 
ung - und die des ganzen arabischen Volkes - nur durch Kämpfen 
und Sterben erreicht werden kann", erklärte im Sommer 1969 der 
Leiter einer PFLP-Guerillaeinheit in einem Interview, das er H. B. 
Sharabi gab. „Gespräche und Kompromisse erniedrigen uns nur 
noch mehr. ...Wir werden oft mißverstanden, wenn wir sagen, 
daß wir eine Revolution betreiben. Diejenigen, die eine Überein- 
kunft bevorzugen, sind Menschen mit sozialer Position, Geld und 
Macht, die die Dinge, wie sie sind, belassen wollen, mit einer le- 
diglich geringfügigen Korrektur. Diese Menschen wollen nicht 
kämpfen. Darunter befinden sich viele, die verbal für die Revolu- 
tion sind, die jedoch zu den ersten gehören, die sie preisgeben 
werden. ...Nur die Massen, die armen und enteigneten und re- 
volutionären Elemente der jungen Generation sind fähig, einem 
Kompromiß zu widerstehen zugunsten eines sich in die Länge 
ziehenden bewaffneten Kampfes. Im Endergebnis werden wir na- 
türlich eine politische Lösung haben, doch nicht bevor wir uns 
befreit haben — von der Reaktion ebenso wie vom Zionismus und 
Imperialismus. Wenn das geschieht, wird nicht nur Palästina be- 
freit sein, sondern die ganze arabische Gesellschaft. Ich kann Ihnen 
versichern: Bevor wir das Gewehr niederlegen, haben wir mit- 
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gewirkt bei der Geburt des neuen Menschen in der arabischen 
Welt."58 

Die PDFLP, die sich ab Oktober 1974 Demokratische Front zur 
Befreiung Palästinas (FDLP bzw. DFLP) nannte, verstand sich als 
„unabhängige, marxistisch-leninistische palästinensische Linke">9, 
In ihrem im Herbst 1975 beschlossenen „Politischen Programm" 
suchte sie, ausgehend von internationalistischen Positionen, den 
palästinensischen Widerstand in den revolutionären Weltprozeß 
einzuordnen. Die Oktoberrevolution kennzeichnete sie als „Ent- 
stehung der neuen Weltepoche, das heißt, der Epoche des Sieges 
des Sozialismus und der Schwächung des Weltimperialismus". Als 
die revolutionären Hauptkräfte der Gegenwart nannte sie „die 
sozialistischen Länder, die Befreiungsbewegungen in den unter- 
entwickelten Ländern und die Bewegung der Arbeiterklasse in den 
hochentwickelten kapitalistischen Ländern". Die „palästinensische 
Revolution" wurde als nationaldemokratisch charakterisiert; ihre 
Aufgabe sollte es sein, die nationale Frage des palästinensischen 
Volkes zu lösen, was bedeute, ein „vereinigtes, antizionistisches, 
antiimperialistisches Palästina" zu schaffen, ‚in dem Juden und 
Araber Zusammenleben können, ohne rassistische, religiöse oder 
nationale Diskriminierung". In einem „Etappenprogramm", und 
das war Ausdruck einer zunehmend realistischen Haltung, formu- 
lierte die FDLP spezifische Aufgaben für die jeweiligen Gebiete, in 
denen palästinensische Widerstandsorganisationen tätig waren, 
so gesondert für die von Israel besetzten Gebiete Westjordanien 
und den Ghazastreifen, für Jordanien sowie für die übrigen Länder 
(Syrien, Irak, Libanon usw.).61 

Der palästinensische Widerstand insgesamt durchlief in seiner 
Programmatik einen Reifeprozeß. Bedeutungsvoll und tragfähig - 
vom Grundsatz her, nicht in ihrer Konkretheit — wurde die Idee, 
nach einer Lösung des Konflikts zu suchen, die dem arabischen 
und dem jüdischen Volk von Palästina gleichermaßen gerecht 
wird. In diesem Sinne forderte der 5. Palästinensische Nationalkon- 
greß 1969 ein demokratisches Palästina, in dem Juden, Christen 
und Muslims gleichberechtigt in Frieden leben können. 

Nach dem Oktoberkrieg 1973, in dem arabische Armeen die In- 
itiative ergriffen hatten, von Israel besetzte arabische Gebiete zu- 
rückzugewinnen, rangen sich palästinensische Führungskräfte zu 
einem größeren Realismus durch. Sie bekundeten ihre Entschlos- 
senheit, eine „nationale Volksadministration" in jedem Teil Pa- 
lästinas zu errichten, „der befreit wird", wobei dies eine Etappe 
sein sollte auf dem Weg zur Verwirklichung des strategischen 
Zieles, das heißt „der Errichtung des demokratischen palästinen- 
sischen Staates". 
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Das war ein wichtiger Schritt, um den „Alles oder nichts"- 
Standpunkt zu überwinden, der das Verschwinden Israels zur Vor- 
aussetzung für die Gründung eines demokratischen Palästina 
machte. In der Folgezeit setzte sich im palästinensischen Wider- 
stand immer mehr der Grundsatz durch, wonach ein zu gründen- 
der palästinensischer Staat und Israel koexistieren können und 
müssen. So versprach Jasir Arafat 1978 für den Fall der Erlangung 
der palästinensischen Eigenstaatlichkeit die De-facto-Anerkennung 
Israels.6® Und Abu Ijad meinte im März 1979 im gleichen Sinne, die 
PLO werde einen Staat auf jedem Stück Land in Palästina errichten, 
das dafür zur Verfügung stehe. „Wenn Israel einen solchen Palä- 
stina-Staat anerkennen würde, würde das unsererseits eine 
De-facto-Anerkennung Israels nach sich ziehen."6* 
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Terror: 
Hoffnung der Hoffnungslosen? 


Gewalt und Gegengewalt, in der antagonistischen Klassengesell- 
schaft permanent zugegen, brechen im Terror unmittelbar auf. 

Das Wort „Terror" kommt aus dem Lateinischen. „Terreo" be- 
deutete ursprünglich „zittern machen"; daraus wurde „schrecken, 
erschrecken, einschüchtern". „Terror" ist dementsprechend „der 
Schrecken" oder „das Schrecknis". 


Die Worterklärung führt zur Sache. Der Terrorist will Schrecken 
verbreiten. Er tut dies durch die Androhung oder/und Aus- 
übung einer Gewalt, für die ihre Unmittelbarkeit charakteri- 
stisch ist und die bis zur physischen Vernichtung des Gegners 
gehen kann. Sein Ziel? Andere sollen seine Vorstellungen ak- 
zeptieren und realisieren. 


Terror wird so zum Mittel im Klassenkampf. 

Terror war es, als die römischen Sklavenhalter, nachdem sie den 
Spartacus-Aufstand niedergeschlagen hatten (71 v.u.Z.), Tau- 
sende von Sklaven töten ließen. Durch ganz Apulien und Lukanien 
wurde, wie Theodor Mommsen schreibt, „eine Menschenhatz 
angestellt, wie sie noch nicht dagewesen war, um die letzten 
Funken des gewaltigen Brandes zu zertreten, und längs der Straße 
von Capua nach Rom zeugten die sechstausend Kreuze, die ge- 
fangene Sklaven trugen, von der neu begründeten Ordnung und 
dem abermaligen Siege des anerkannten Rechts über das re- 
bellierende lebendige Eigen."! 

Der Terror sollte hier bei denen, die ihn überlebten, den Ge- 
danken an Rebellion ein für allemal ausrotten. 

Terror war es, den, von einer entgegengesetzten Klassenposition 
aus, in Palästina die Zeloten, die „Rächer Israels", praktizierten. Sie 
formierten sich um die Zeitenwende, und sie bekämpften nicht nur 
die römische Fremdherrschaft, sondern auch diejenigen unter den 
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eigenen Landsleuten, die mit den Römern paktierten. Sie schlossen 
sich zu bewaffneten Gruppen zusammen, zündeten die Häuser 
reicher Bürger an, raubten sie aus und töteten die Eigentümer. Das 
kurze gebogene Schwert, mit dem sie bewaffnet waren, brachte 
ihnen bei ihren Gegnern auch den Namen „Sikarier" ein. Flavius 
Josephus schreibt von ihnen, daß sie „mit großer Zähigkeit an der 
Freiheit hängen und Gott allein als ihren Herrn und König an- 
erkennen". „Sie unterziehen sich auch jeder möglichen Todesart 
und machen sich selbst nichts aus dem Morde ihrer Verwandten 
und Freunde, wenn sie nur keinen Menschen als Herrn anzuerken- 
nen brauchen."2 Josephus fügt hinzu: „Da ihre Hartnäckigkeit 
indes allgemein durch Augenschein bekannt ist, glaubte ich von 
weiteren Bemerkungen über sie absehen zu können. Ich brauche ja 
nicht zu fürchten, daß meine Worte keinen Glauben finden; viel 
eher müßte mich besorgen, daß mir nicht genug Worte zu Gebote 
stehen, um solchen Heldenmut und solche Standhaftigkeit zu 
schildern."3 


Wie wird man Terrorist? 


Wie wird ein Linker heutzutage Terrorist? 

Hans-Joachim Klein, der es wissen muß, weil er diesen Weg ging 
— er kam über die „Revolutionären Zellen" („RZ") zum „internatio- 
nalen Terrorismus" hat beschrieben, wie dies vor sich gehen 
kann. 

Da ist ein Genosse, so Klein, der sich seit Jahren in einer Links- 
gruppe abracker, um etwas zu erreichen. Doch irgendwann 
„bröselt der Laden so langsam, aber sicher auseinander". Der 
Genosse versucht das zu verhindern, doch vergebens. Er ist traurig 
und frustriert — er resigniert. 

„Man darf ja auch nicht vergessen — leider vergißt man das ganz 
gerne oder schenkt dem nicht genügend Beachtung —, daß in der 
Gruppe, die da jetzt zerstört am Boden der Geschichte liegt, auch 
ein gewaltiges Stück von einem selbst dringesteckt hat." 

Eines Tages rafft sich der Genosse wieder auf und wird erneut 
aktiv. Er sieht, daß es auch andere Strömungen in der linken Szene 
gibt, und stößt dabei auf die Politik der Guerillabewegungen, die 
es inzwischen gibt. Er entdeckt gewisse Sympathien für sie, einfach 
aufgrund des Terrors, der von den Herrschenden ausgeht. 
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„Und dann... kommt schon der nächste Schritt. Der Genosse 
bezieht Position für die Guerilla. Als nächstes wäre dann an der 
Reihe, daß er die ersten persönlichen Kontakte mit diesen hat und 
die ersten Gefälligkeiten erweist, wie z. B. Briefe transportieren, 
Paß abgeben oder auch schon mal eine Wohnung für die Guerilla 
besorgen." 

„Der Hintergrund: Man hat die dritte oder vierte legale Gruppe 
mittlerweile hinter sich gelassen. Und jedesmal der gleiche Kat- 
zenjammer danach. Teils sind die Gruppen von selbst auseinan- 
dergefallen, teils ist der Genosse von selbst rausgegangen, weil er 
seine politischen Vorstellungen dort nicht verwirklichen konnte. In 
der Wohngemeinschaft (wie oft hat er sie schon gewechselt) klappt 
es auch nicht so, wie man sich das vorgestellt hat; es läuft mit 
einem Wort 'ne Menge schief." 

Zur Frustration und Resignation kommt, wie Klein bemerkt, noch 
etwas anderes hinzu: die ungeheure Angst vor der Perspektivlosig- 
keit. „Also, ich kann das nicht anders begreifen und verstehen - 
diese Angst, wieder in den alten bürgerlichen Sumpf zurückzufal- 
len oder gar keine politische Meinung mehr zu haben oder auch 
haben zu wollen. Die Angst, in all dies zurückzukehren, aus dem 
man verdammt mühevoll in 'ner Masse von Jahren hervorgekom- 
men ist." 

Das Ergebnis des Weges: Für den Betreffenden kommt nur noch 
die Brachialgewalt in Frage. „Und da haben wir ihn dann bei einer 
der drei W-Deutschen Guerilla-Gruppen wiederentdeckt (leider 
meistens erst dann, wenn er im Knast sitzt oder erschossen wor- 
den ist)."* 


Einige aus der „Neuen Linken" sind diesen oder einen ähn- 
lichen Weg gegangen. Sie wollten weitermachen, irgendwie - 
nur nicht aufgeben. Action war gefragt, die, zeigte sich ihre 
Erfolglosigkeit, gesteigert wurde. 

Wird Terror so zur letzten Weisheit derer, die nicht mehr wissen, 
wie weiter? Zur Hoffnung der Hoffnungslosen? 


Klein skizziert einen Modellfall. Wie sah das konkret aus? 

Ulrike Meinhof engagierte sich für die „Neue Linke", die sie 
zunächst mit Zurückhaltung begrüßt hatte. Verheiratet mit Röhl, 
hielt sie in Hamburg, wo sich das Ehepaar ein Haus gekauft hatte 
und wo es in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre für schick galt, 
links zu sein - dafür war der Begriff der „schicken Linken", der 
„Schili", geprägt worden —, Einzug in die „High Society". Sie lebte 
das Leben der Reichen - gefragt als Partygast, Urlaub in Kampen 
(Sylt) usw. —, und sie sah sich zugleich als „Revolutionskasperle" 
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der reichen Leute. „Das Verhältnis zu Klaus, die Aufnahme ins 
Establishment, die Zusammenarbeit mit den Studenten — dreierlei, 
was lebensmäßig unvereinbar scheint, zerrt an mir, reißt an mir", 
notierte sie in ihrem Tagebuch. „Das Haus, die Parties, Kampen, 
das alles macht nur partiell Spaß, ist aber neben anderem meine 
Basis, subversives Element zu sein, Fernsehauftritte, Kontakte, 
Beachtung zu haben, gehört zu meinem Beruf als Journalistin und 
Sozialist, verschafft mir Gehör über Funk und Fernsehen über 
konkret hinaus. Menschlich ist es sogar erfreulich, deckt aber nicht 
mein Bedürfnis nach Wärme, nach Solidaritä, nach Grup- 
penzugehörigkeit. Die Rolle, die mir dort Einsicht verschaffte, ent- 
spricht meinem Wesen und meinen Bedürfnissen nur sehr partiell, 
weil sie meine Gesinnung als Kasperle-Gesinnung vereinnahmt, 
mich zwingend, Dinge lächelnd zu sagen, die mir, uns allen, 
bluternst sind: also grinsend, also maskenhaft."5 

Ulrike Meinhof wußte zugleich, und daß ließ sie in der High 
Society nicht recht heimisch werden, von einer anderen Welt in der 
BRD und in Westberlin. Sie suchte, um Studien zu treiben, Elends- 
quartiere, Gastarbeiterwohnungen, Fließbandhallen und Fürsorge- 
anstalten auf. Sie hatte sich so, wie Peter Rühmkorf schreibt, „tief 
auf einen sozialen Untergrund eingelassen, der absolut nicht 
schick war, sondern einfach nur fürchterlich und triefend von 
Elend. Und mit diesen Themen belastet, zumindest von ihnen 
angefüllt und mit dem Zorn einer Sozialanwältin, traf sie nun auf 
eine Gesellschaft, für die soziale Themen Ressort-Objekte waren, 
Gegenstände von Fachsparten, ‚Thema Soziales’ eben."® 

Ulrike Meinhof, lebend und wirkend inmitten sozialer Kontraste, 
aufgewühlt durch den Tod von Benno Ohnesorg, enttäuscht über 
den Niedergang der „Neuen Linken", wollte, was sie bislang ver- 
mißte, in ihr Leben bringen: größere Konsequenz und Geborgen- 
heit. Statt „nur" zu schreiben und zu diskutieren, wollte sie selbst 
unmittelbar Gesellschaft verändern. 

Horst Mahler war gleichfalls in der „Neuen Linken" aktiv. Viet- 
nam nannte er die zentrale Herausforderung. „Wir fühlten: jetzt 
sind wir dran, weil unsere Regierung — wie keine andere in Europa 
— die verbrecherische Vietnam-Politik der Amerikaner gestützt hat. 
Deshalb fühlten wir uns in dieser für uns so zentralen Frage auf- 
gefordert, Widerstand zu leisten." Die nächste große Erfahrung sei 
der Tod von Benno Ohnesorg gewesen. Bei vielen habe dieses 
massive Eingreifen der Staatsgewalt zu der Meinung geführt: 
Dieser Staat repräsentiert nicht das Ganze, nicht uns, er ist viel- 
mehr Büttel bestimmter Gruppen dieser Gesellschaft. Und da 
dieser Staat Partei gewesen sei in einem unversöhnlichen Gegen- 
satz, der sich weltweit auch in Kriegen zeigte, sei er Feind gewesen 
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und habe man ihn bekämpfen müssen. „Wir haben den gesell- 
schaftlichen Prozeß damals so analysiert, daß wir uns sagten: 
nichts geht mehr, es hilft nur noch Gewalt."’ 

Ingrid Schubert, Medizinalassistentin, erläuterte in einem Brief 
aus dem Gefängnis, „wie aus einer wohlbehüteten Bürgerstochter 
eine Knastlerin werden kann". „Nichts ging vorwärts, die Systeme 
der Unterdrückung wurden immer deutlicher, ausgehend von der 
Familie, sich erweiternd auf die Gesellschaft, den Staat, die Herr- 
schaftssysteme, die Mächte, es erdrückt einen, und man selbst saß 
immer noch und rieb sich seinen dicken Bauch und applaudierte 
kräftig denen, die es schon lange begriffen hatten und auf inter- 
nationaler Ebene den Kampf gegen die Unterdrückung aller Min- 
derheiten aufgenommen hatten. Und irgendwann begriff ich, daß 
ich konsequent zu sein hatte."? 

Beate Sturm, die zeitweilig zur Terrorszene gehörte, wollte, wie 
sie berichtet, gemeinsam mit anderen, darunter mit Holger Meins 
und Iise Stachowiak, an irgendwelchen politischen Aktionen teil- 
nehmen, „so etwas als Happening aufziehen — wie die Aktionen 
von Fritz Teufel". Dann sei es konkret geworden: Man habe Carlos 
Marighela gelesen, sei, um — wie dieser riet — fit zu sein, einmal die 
Woche schwimmen gegangen, habe gelernt, wie man Autos knackt 
— und plötzlich sei es richtig wie im amerikanischen Krimi ge- 
wesen. „Es war damals unheimlich modern in (West-)Berlin, zu 
sagen, die Zusammenhänge sind ganz einfach, die kann man in- 
nerhalb einer Woche kapieren lernen, und dann muß man sofort 
handeln. Das war aktuell in (West-)Berlin: Macht kaputt, was euch 
kaputt macht... Es sollte zwar alles anders und besser sein, aber 
konkrete Vorstellungen gab es keine, wirklich keine, auch von den 
großen linken Häuptlingen in (West-)Berlin nicht. Da war einfach 
das Verlangen: was tun, daß die Dinge anders werden." Baader 
habe, indem er auf die Aktion setzte, die anderen mit sich gerissen. 
„Wir saßen plötzlich drin - entweder du kommst jetzt mit, oder du 
bleibst eben ein ewiger Schwätzer."? 

Für Michael Baumann, der sich der „Bewegung 2. Juni" an- 
schloß, waren die „ML-Vereine", die „Drogen und jedes ekstati- 
sche Moment" ablehnten, „in eine Nostalgie der 20er Jahre ver- 
fallen"!0%. Für ihn, der sich für anarchistische Bombenleger begei- 
sterte, war klar: „Revolution ist 'ne Gewaltgeschichte", auf die man 
sich am besten so früh wie möglich vorbereitet. „Avantgarden" in 
den „Metropolen" könnten, da sie „im Kopf des Ungeheuers" 
hausten, „den größten Schaden anrichten". Sie hätten die Mög- 
lichkeit, „die Infrastruktur des Imperialismus zu zerschlagen und 
den Apparat funktionsunfähig und kaputt zu machen".!1 


162 


Die Wetterleute 


Einige Mitglieder des amerikanischen SDS, die 1969 in Chicago die 
„Wettermann"-Plattform vorgelegt hatten, wurden Anarchisten 
und gingen in den Untergrund. Sie nannten sich selbst 
„Wettermänner" bzw., da Frauen unter ihnen waren, „Wetter- 
leute". Durch provokative und gewaltsame Aktionen („Erstür- 
mung" von Schulen, Zerstörung parkender Autos usw.) wollten sie 
eine revolutionäre Bewegung in den USA auslösen. Im Lied vom 
„Wettermann", das sie sangen, heißt es: 


„Knows just what he's fighting for: 
Victory for people's war, 
Trashes, bombs, kills pigs and more 
The Weatherman." 
[‚Weiß genau, wofür er kämpft: 
Sieg im Volkskrieg, 
Haut drauf, bombt, killt Schweine 
(gemeint sind Polizisten - M. R.) 
und noch mehr, 
Der Wettermann."]!2 


Eine spektakuläre Aktion unternahmen die „Wetterleute" im 
Dezember 1969. Mit dem Ruf „Bring the war home" wollten sie 
Chicago in ein zweites Vietnam verwandeln. Mit Steinen, Stöcken, 
Tränengasgranaten und Sprengsätzen stürmten sie aus dem Lin- 
coln Park hervor. Doch bald wurden sie von einer Übermacht von 
2000 Polizisten überwältigt. Am Ende der Auseinandersetzungen, 
die 4 Tage dauerten, waren 6 „Wetterleute" erschossen und 287 
verhaftet. 

Die Symbionese Liberation Army, abgekürzt SLA, gleichfalls eine 
terroristische Untergrundorganisation, fand weltweit Beachtung, 
als sie am 4. Februar 1974 Patricia (Patty) C. Hearst, Enkelin des 
1951 verstorbenen William Randolph Hearst, eines Mächtigen der 
Zeitungsbranche, entführte. Die Sensation war perfekt, als die 
Entführte wenige Wochen danach per Tonband erklärte, sich von 
ihrem bisherigen Leben losgesagt und der SLA angeschlossen zu 
haben. Den Worten folgte die Tat: Patty beteiligte sich, mit einem 
Gewehr in der Hand, an einem Banküberfall. Doch die reichen EI- 
tern siegten über die Terrorszene wie über die strafende Staats- 
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gewalt: 1975 verhaftet, 1976 wegen Raubüberfalls verurteilt, wurde 
die Millionenerbin bald gegen eine hohe Kaution aus der Haft ent- 
lassen. Der Kern der SLA war zuvor, im Mai 1974, bei einem mehr- 
stündigen Feuergefecht mit der Polizei ums Leben gekommen. In 
einem niedergebrannten Haus fand man 6 verkohlte Leichen. 

In anderen Ländern gingen aus der nichtproletarischen Opposi- 
tion der sechziger Jahre gleichfalls Terroristen und Terrororgani- 
sationen hervor, teils synchron zu dem, was in den USA geschah, 
teils mit einer gewissen Zeitverzögerung. 

In Japan entführten am 31. März 1970 neun junge Leute mit ge- 
zückten Samurai-Schwertern und Sprengkörpern nach dem Start 
in Tokio ein Flugzeug; samt Geiseln ließen sie sich in die KVDR 
bringen. 

1971 ging aus dem Zusammenschluß der „Roten Armee Frak- 
tion" und des „Komitees gegen den amerikanisch-japanischen 
Sicherheitsvertrag" die „Vereinigte Rote Armee" („Rengo Seki- 
gun") hervor. Sie zeichnete für Terrorakte auf nationaler wie auf 
internationaler Ebene verantwortich. Um Disziplin und Op- 
ferbereitschaft aufrechtzuerhalten, wandte sie Terror auch in den 
eigenen Reihen an. So brachten einige ihrer Mitglieder unter 
Führung von Hiroko Nagata im Frühjahr 1972 im Luftkurort Ka- 
ruizawa 13 ihrer Gefährten um, darunter 4 Mädchen. Die Beschul- 
digung lautete: Verrat an der gemeinsamen Sache. Die Fememör- 
der wurden festgenommen; einer von ihnen, Tsuneo Mori, er- 
hängte sich ein Jahr später in seiner Zelle. 


Baader-Meinhof: „...und natürlich 
kann geschossen werden“ 


„Gewalt" war in der BRD und in Westberlin schon in der 
„Neuen Linken" ein Diskussionsthema. Sie sollte nach dem 
Willen ihrer Befürworter gegen Sachen, nicht gegen Personen 
eingesetzt werden. 


1967 aber war Gewalt nicht mehr ausschließlich Diskussions- 
gegenstand. In Westberlin wurden je ein Anschlag auf die Ruine 
der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche und das Amerika-Haus ver- 
übt; dies geschah jeweils durch das Zünden eines kombinierten 
Brand-/Rauchsatzes. 
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Am 2. April 1968 legten Andreas Baader, Gudrun Ensslin, Thor- 
wald Proll und Horst Söhnlein nach Geschäftsschluß Feuer im 
Kaufhaus Schneider in Frankfurt am Main. Der Brand, er richtete 
einen Schaden von 282.399 DM an, konnte rasch gelöscht werden, 
und Personen wurden nicht verletzt. Mit ihrer Tat wollten die 
Brandstifter, wie sie später in dem gegen sie geführten Prozeß zu 
Protokoll gaben, „gegen die Gleichgültigkeit der Gesellschaft ge- 
genüber den Morden in Vietnam“ protestieren. 

Ulrike Meinhof entdeckte „in der Kriminalität der Tat, im Geset- 
zesbruch" der Frankfurter Brandstiftung schon ein „progressives 
Element", doch mochte sie sie nicht zur Nachahmung empfehlen.'3 
Noch nicht... 

Die Kaufhausbrandstifter wurden am 5. April 1968 gefaßt und 
noch im selben Jahr zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt. Baader, 
der sich zeitweise, bis zur Verwerfung eines Revisionsantrages 
durch den Bundesgerichtshof, auf freiem Fuß befunden hatte, 
dann aber die Reststrafe absitzen sollte (er mußte dazu erneut von 
der Polizei festgenommen werden), wurde am 14. Mai 1970 ge- 
waltsam „befreit". Dies geschah in einer Villa in \Westberlin- 
Dahlem, in der das Deutsche Zentralinstitut für Soziale Fragen 
untergebracht war und in der er sich, von zwei Justizbeamten 
begleitet, aufhielt, um Literaturstudien für ein Buch zu treiben, das 
er für den Wagenbach-Verlag über sozialgeschädigte Jugendliche 
schreiben wollte. An der „Befreiungsaktion" waren u.a. Ingrid 
Schubert und Ulrike Meinhof beteiligt. Der Angestellte Georg 
Linke, ein Unbeteiligter, wurde schwer verletzt. 

Das war der Auftakt des Linksterrorismus in der BRD. 

Drei Tage nach der Tat erhielt die Deutsche Presse-Agentur einen 
Brief, in dem es hieß: „Glauben die Schweine wirklich, wir würden 
den Genossen Baader zwei oder drei Jahre sitzen lassen? ... 
Glaubte irgendein Schwein wirklich, wir würden von der Entfaltung 
der Klassenkämpfe, der Reorganisation des Proletariats reden, 
ohne uns gleichzeitig zu bewaffnen? Glaubten die Schweine, die 
zuerst geschossen haben, wir würden uns gewaltlos wie Schlacht- 
vieh abknallen lassen? ...Wer sich nicht wehrt, stirbt. ...Mit dem 
bewaffneten Widerstand beginnen! Die Rote Armee aufbauen!"!4 
In dem Anarchistenblatt „Agit 883" erklärten die Terroristen, „daß 
jetzt Schluß ist, daß es jetzt los geht, daß die Befreiung Baaders nur 
der Anfang ist! Daß ein Ende der Bullenherrschaft abzusehen ist! 
..Sitzt nicht auf dem hausdurchsuchten Sofa herum und zählt 
eure Lieben, wie kleinkarierte Krämerseelen. ...Kriegt raus, wo die 
Heime sind und die kinderreichen Familien und das Subproletariat 
und die proletarischen Frauen, die nur darauf warten, den Richti- 
gen in die Fresse zu schlagen... Die Klassenkämpfe entfalten. Das 
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Ulrike Meinhof auf einer Kundgebung im Jahre 1964 


Proletariat organisieren. Mit dem bewaffneten Widerstand begin- 
nen. DIE ROTE ARMEE AUFBAUEN!"!5 

Als die Französin Michele Ray, 31 Jahre, bis 1960 Chanel- 
Mannequin, danach Journalistin (u.a. berichtete sie aus Vietnam 
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und Nahost), am 4./5. Juni 1970 „irgendwo in West-Berlin" mit 
Baader, Ensslin und Meinhof zusammentraf, erklärten diese ihr 
ihre Absichten: sich Waffen zu beschaffen und bei kämpfenden 
Bewegungen im Ausland zu lernen, „vom Vietcong, von der Pa- 
lästinensischen Befreiungsfront, von den Tupamaros, von den 
Black Panthers etc.". Die „Rote Armee" aufbauen zu wollen - das 
sei es, „was zu tun jetzt notwendig ist".1% Meinhof meinte, man 
habe Baader befreit, weil er unentbehrlich sei und weil man von 
einem „potentiell revolutionären" Teil des Proletariats erwarte, 
daß es sich ohne Schwierigkeiten mit einer Gefangenenbefreiung 
identifizieren könne. Über den Umgang mit Polizisten meinte sie: 
Wir sagen, „der Typ in der Uniform ist ein Schwein, das ist kein 
Mensch, und so haben wir uns mit ihm auseinanderzusetzen. ... 
Und natürlich kann geschossen werden."!7 

Die Gruppe, die sich hier formierte — der Formierungsprozeß war 
wohl im Spätsommer 1970 abgeschlossen —, verstand sich als 
Stadtqguerilla. Sie gab sich den Namen „Rote Armee Fraktion" 
(„RAF") - zu einer „Roten Armee", von der man zunächst sprach, 
reichte es wohl nach eigener Ansicht nicht —, und zwar im Zeitraum 
zwischen der Baader-,Befreiung" und der am 26. April 1971 im 
„Spiegel" veröffentlichten „Botschaft aus dem Irgendwo". Die 
BRD-Justiz sprach bald von einer „kriminellen Vereinigung", 
während in den Massenmedien zunehmend, mit den Namen 
Baader und Meinhof verknüpft, von „Bande" die Rede war. 

Die RAF-Angehörigen sahen sich in der Tradition der „Stu- 
dentenbewegung", deren Verdienst es gewesen sei, den Marxis- 
mus-Leninismus im Bewußtsein wenigstens der Intelligenz „re- 
konstruiert" zu haben. Sie selbst beanspruchten, Kommunisten 
und Marxisten-Leninisten zu sein. Sie wollten eine „revolutionäre 
Initiative" entfalten, um „die Macht der Bourgeoisie zu brechen" 
und die „politische Macht des Proletariats" zu errichten. Sie 
knüpften unmittelbar an den Anarchismus an. Die Parole „Macht 
kaputt, was euch kaputt macht!" hielten sie für grundsätzlich rich- 
tig - für „proletarisch" und „klassenkämpferisch"; nur dürfe man 
sich nicht darauf beschränken, „bloß zuzuschlagen", sondern um 
erfolgreich zu kämpfen, bedürfe es der Organisation, der Disziplin, 
der Klassenanalyse. 

Ihre Existenzberechtigung und Siegeszuversicht leitete die RAF 
aus maoistischen Überlegungen her. Diese besagten - so dar- 
gelegt im „Konzept Stadtqguerilla" —: „Wenn es richtig ist, daß der 
amerikanische Imperialismus ein Papiertiger ist, das heißt, daß er 
letzten Endes besiegt werden kann, und wenn die These der chi- 
nesischen Kommunisten richtig ist, daß der Sieg über den Im- 
perialismus dadurch möglich geworden ist, daß an allen Ecken und 
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Enden der Welt der Kampf gegen ihn geführt wird, so daß dadurch 
die Kräfte des Imperialismus zersplittert werden und durch ihre 
Zersplitterung schlagbar werden — wenn das richtig ist, dann gibt 
es keinen Grund, irgendein Land oder irgendeine Region aus dem 
antiimperialistischen Kampf deswegen auszuschließen oder aus- 
zuklammern, weil die Kräfte der Revolution dort besonders 
schwach, weil die Kräfte der Reaktion dort besonders stark sind."18 


Schon die erste Voraussetzung in dieser beschwörenden Folge- 
rungskette stimmt nicht: Der Imperialismus ist kein „Papierti- 
ger", sondern ein gefährlicher und noch starker Gegner. Natür- 
lich soll er nirgendwo geschont werden; doch wer sich für den 
Kampf entscheidet, muß wissen, wie er ihn zu führen hat. 


Die RAF setzte hier, als fragwürdige Folgerung aus unstimmigen 
Prämissen, auf das „Primat der Praxis". 

Das bedeutete einmal: In der BRD und in Westberlin sollte es 
möglich sein, den bewaffneten Kampf zu führen. „Wir behaupten, 
daß die Organisierung von bewaffneten Widerstandsgruppen zu 
diesem Zeitpunkt in der Bundesrepublik und Westberlin richtig 
ist", hieß es im „Konzept Stadtguerilla". „Daß es richtig, möglich 
und gerechtfertigt ist, hier und jetzt Stadtguerilla zu machen. Daß 
der bewaffnete Kampf als ‚die höchste Form des Marxismus- 
Leninismus' (Mao) jetzt begonnen werden kann und muß, daß es 
ohne dem keinen antiimperialistischen Kampf in den Metropolen 
gibt."19 

Die „Stadtguerilla", so ließ die RAF verlauten, stamme aus La- 
teinamerika. Sie sei dort, was sie auch in der BRD nur sein könne: 
die „revolutionäre Interventionsmethode von insgesamt schwa- 
chen revolutionären Kräften". Damit sie funktioniere, müsse man 
einen ‚illegalen Apparat" organisieren: Wohnungen, Waffen, 
Munition, Autos, Papiere; was dabei im einzelnen zu beachten sei, 
könne man in Marighelas „Minihandbuch der Stadtguerilla" nach- 
lesen. 

Primat der Praxis bedeutete zum anderen: Während Revolutio- 
näre früher, in einer noch „unreifen Epoche der Revolutions- 
geschichte", auf eine revolutionäre Situation hätten warten müs- 
sen, sei dies heute nicht mehr vonnöten. Es genüge eine entschlos- 
sene Gruppe von 10 oder 20 Leuten; ihre Aktion werde sich auto- 
matisch weiten. „Aus der Quelle wird der Bach, aus dem Bach der 
Fluß, aus dem Fluß der Strom, der schließlich mit seiner gewalti- 
gen Wucht das Unterdrückungssystem wegreißen kann." (Hans- 
Joachim Klein — rückschauend sagt er von sich, er habe Che und 
Fidel verehrt, sie tatsächlich jedoch nicht verstanden — verglich 
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eine revolutionäre Situation mit einem „urplötzlichen Knall". 
„Man mußte nur der staatlichen Gewalt eine Gegengewalt in Form 
eines Gemischs von Massen und Putz entgegenstellen und bums, 
knallt's, und wir haben eine revolutionäre Situation und es dauert 
nicht mehr allzu lang bis zum endgültigen Sieg. Wobei ich unter 
Massen uns verstand, der Rest würde dann schon ganz von selbst 
kommen. '"20) 


Primat der Praxis? Richtiger wäre wohl, zu sagen: Am Anfang 
war der Wunsch. Weil Revolution sein sollte, das war die Logik 
der Terroristen, von der sie sich und andere überzeugen woll- 
ten, mußte sie auch möglich sein, am besten hier und heute. 
Eins vor allem war nötig: ein paar Gewehre und die Entschlos- 
senheit einiger weniger, sie zu gebrauchen (sich gewisserma- 
ßen zur „Quelle" zu erklären). Schon jeder Verstoß gegen be- 
stehende Gesetze konnte angeblich als revolutionäre Tat ver- 
bucht werden. „Revolutionäre Politik ist notwendig kriminell", 
schrieb Horst Mahler im Januar 1972, einfach weil sie gegen die 
„Gesetze der Herrschenden" verstößt.2! 


Die RAF fand Sympathie und Unterstützung im Sozialistischen 
Patientenkollektiv (SPK) Heidelberg, in dem psychisch Kranke 
Heilung und Gesellschaftsveränderung in einem suchten. Aus 
seinen Reihen kam Anfang 1971 der Slogan: „Mahler, Meinhof, 
Baader - das sind unsere Kader." (Die Krankheit stelle einen Pro- 
test dar, der gehemmt werde, so das SPK. Beseitige man die 
Hemmung durch „dialektische Symptomdeutung", werde der 
Protest frei und äußere sich in Form von politischer Aktivität.22 Der 
traditionelle Gegensatz von Arzt und Patient werde dabei über- 
wunden; jeder Patient solle zugleich „Therapeut seiner selbst und 
anderer Patienten"23 sein.) 

Anfang der siebziger Jahre machte die RAF zunehmend von sich 
reden, durch Überfälle wie durch Bombenanschläge. Durch die 
Überfälle, u.a. auf Banken und staatliche Dienststellen, besorgte 
sie sich, was sie für ihr Untergrunddasein brauchte, vor allem Geld 
und Ausweispapiere. Die Bombenanschläge verstand sie als poli- 
tische Demonstrationen. Bei zwei Attentaten im USA-Hauptquar- 
tier in Heidelberg am 11. und 24. Mai 1974 kamen 4 Soldaten ums 
Leben. Bei einem Bombenattentat auf das Springer-Verlagshaus in 
Hamburg im selben Monat wurden 17 Angestellte und 1 Arbeiter 
verletzt. Zu dem Attentat am 11. Mai 1972, für das ein „Kommando 
Petra Schelm" die Verantwortung übernahm, hieß es in einer 3 
Tage später datierten Erklärung: Die USA-Imperialisten müssen 
wissen, „daß ihre Verbrechen am vietnamesischen Volk ihnen 
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neue, erbitterte Feinde geschaffen haben, und daß es für sie keinen 
Platz mehr geben wird in der Welt, an dem sie vor den Angriffen 
revolutionärer Guerilla-Einheiten sicher sein können".?* Zum At- 
tentat am 24. Mai erklärte ein „Kommando 15. Juli": „Die Men- 
schen in der Bundesrepublik unterstützen die Sicherungskräfte bei 
der Fahndung nach den Bombenattentätern nicht, weil sie mit den 
Verbrechen des amerikanischen Imperialismus und ihrer Billigung 
durch die herrschende Klasse hier nichts zu tun haben; weil sie 
wissen, daß gegen die Massenmörder von Vietnam Bombenan- 
schläge gerechtfertigt sind; weil sie die Erfahrung gemacht haben, 
daß Demonstrationen und Worte gegen die Verbrechen des Im- 
perialismus nichts nützen."25 

Die BRD-Sicherheitsbehörden, voran das Bundeskriminalamt, 
das eine Sonderkommission gebildet hatte, fahndeten intensiv 
nach den Terroristen. Auf einer Fahndungsliste, veröffentlicht in 
einer Sonderbeilage zum Bundeskriminalblatt Nr. 4108 vom 23. 
März 1971, standen u.a.: Baader, Andreas Bernd, Tarnname 
„Hans"; Meinhof, Ulrike, gesch. Röhl, Tarnnamen „Anna", 
„Marie", „Lilly"; Enssling, Gudrun, Tarnnamen „Gerda" u. 
„Grete", al. Dr. Grete Weitemeier; Proll, Astrid, Tarnname „Rosi"; 
Grashof, Manfred, Tarnname „Carlos"; Raspe, Jan-Carl, Tarn- 
namen ,„Peter" u. „Fred"; Schelm, Petra, Tarnname „Prinz; 
Meins, Floiger Klaus, Tarnnamen „Rolf" u. „Peter". 

Die Polizeijagd nach den Terroristen gestaltete sich dramatisch. 

Schießereien auf Straßen und Plätzen, die Todesopfer auf beiden 
Seiten forderten. In Hamburg wurden Petra Schelm (15. Juli 1971) 
und Polizeimeister Norbert Schmid (22. Oktober 1971), in West- 
berlin Georg von Rauch (4. Dezember 1971) und in Augsburg 
Thomas Weisbecker (2. März 1972) erschossen. In der Nacht zum 
22. März 1972 erlag der Kriminalhauptkommissar Hans Eckardt den 
schweren Verletzungen, die er 20 Tage zuvor bei der Festnahme 
von Manfred Grashof erlitten hatte. 

Über den Tod von Weisbecker berichtete der Arbeiter Heribert 
Riehle, der an einer Straßenbahnhaltestelle wartete: „Plötzlich 
hörte ich einen Schuß hinter mir. Ich drehte mich um. Drei Schritte 
entfernt lag ein junger Mann auf dem Boden, das Gesicht nach 
oben, Beine und Arme leicht gespreizt. Neben ihm standen zwei 
uniformierte Polizisten mit Maschinenpistolen und mehrere Polizi- 
sten mit Pistolen. Der Mann auf dem Pflaster war offenbar tot. Die 
Polizisten standen herum, als ob sie warteten. Dann jagten sie mich 
fort. Die Straßenbahn kam. Ich stieg ein. Ich mußte zur Arbeit."26 

Die Schießereien wurden durch Wortgefechte in den öffentlichen 
Medien begleitet. Die Rechten riefen, hysterisch Haßgefühle ent- 
fachend, zur Hatz gegen alle Linken im Lande. Heinrich Böll wollte 
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Fahndungsersuchen des Bundeskriminalamts 


beschwichtigen. Er sprach davon, daß Ulrike Meinhof in einem 
Kriegszustand mit der Gesellschaft lebe, und es sei dies ein sinn- 
loser Krieg, auch im Sinne des von ihr publizierten Konzepts; 
zugleich wandte er sich gegen die Hetze, die die „Bild"-Zeitung 
betrieb. Für Meinhof forderte er freies Geleit und einen Öffentlichen 
Prozeß, doch solle man auch Herrn Springer Öffentlich den Prozeß 
machen, wegen Volksverhetzung.?2’” Diether Posser warf Böll vor, 
die Baader-Meinhof-Gruppe, die der Weg von scheinrevolutionä- 
ren Phrasen über einen blinden Aktionismus in die Kriminalität 
geführt habe, in gefährlicher Weise zu verharmlosen.28® Böll kor- 
rigierte sich: Er habe eine Art Entspannung herbeiführen wollen 
und nicht das Ausmaß der Demagogie ermessen, das er damit 
heraufbeschworen habe.29 Sebastian Haffner schrieb: „Wenn 
Springer angesichts der Bombenattentate von einer ‚Teufelssaat' 
spricht, die jetzt aufgegangen sei, sollte er sich an die eigene Nase 
fassen. Niemand hat in Deutschland die Saat der Gewalt seit 
Jahren so eifrig ausgesät wie die Springerpresse. ...‚Hat man 
wirklich schon die Lynchjustizkampagne in ‚Bild' und ‚BZ' verges- 
sen und alles, was daraus folgte - die Erschießung Ohnesorgs, das 
Dutschke-Attentat, die Knüppelschlachten auf den Straßen und 
Plätzen deutscher Großstädte? Und glaubt man wirklich, das alles 
hätte mit dem blinden Haß und der wilden Rachsucht, die sich jetzt 
in Bombenanschlägen austobt, nichts zu tun?"30 

Renate Riemeck, eine namhafte Pädagogin und Antifaschistin, 
wandte sich im November 1971 an Ulrike Meinhof, über die sie die 
gesetzliche Vormundschaft übernommen hatte: „Du bist anders, 
Ulrike. Ganz anders, als die Leute meinen, die dein Bild auf dem 
Steckbrief gesehen und von dir in Presse, Funk und Fernsehen 
gehört haben. Wer dich näher kennt, weiß: du knallst nicht jeden 
nieder, der sich dir in den Weg stellt. Du hast Ängste, wie alle 
Menschen sie haben. Aber du bist tapfer, tapferer als die meisten. 
Und du stehst für deine Freunde gerade." Ulrike habe, schrieb R. 
Riemeck, genug über die „geologischen Formationen" der BRD- 
Gesellschaft wissen müssen, um nicht den „antiautoritären Auf- 
stand" mit dem Beginn einer großen Revolution zu verwechseln. 
Die BRD sei kein Pflaster für eine Stadtguerilla lateinamerika- 
nischen Typs; in ihr seien höchsten die Voraussetzungen für ein 
Schinderhannes-Drama gegeben. Die „Rote Armee Fraktion" sei 
deshalb dazu verurteilt, die Rolle einer Geisterbande zu spielen, die 
der Rechten als Alibi für die Wiederbelebung einer antikommuni- 
stischen Hexenjagd dient. R. Riemeck schloß: „Ich fühle mich nicht 
berechtigt, dir Empfehlungen zu geben, aber ich bitte dich: Sorg 
dafür, daß ihr nicht noch mehr Munition an die Rechten liefert, die 
überall im Anmarsch sind."3! 
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Holger Meins, am 9. November 1974 an den Folgen eines Hungerstreiks 
gestorben 


Am 1. Juni 1972 wurden in Frankfurt nach längerem 
Feuergefecht Baader, Meins und Raspe verhaftet. Ensslin ereilte 
am 7. Juni und Meinhof am 15. Juni das gleiche Schicksal. Ensslin 
war, als sie beim Kauf eines Pullovers gefaßt wurde, schwer be- 
waffnet, machte jedoch von der Waffe keinen Gebrauch. Ihr Kom- 
mentar: „ich habe gepennt." Meinhof hatte, als die Polizei sie 
aufgriff, einen Kosmetikkoffer voller Waffen bei sich. 

In Haft gehalten, steigerten sich die RAF-Terroristen in die Vor- 
stellung hinein, einen begonnenen Krieg gegen den Imperialismus 
durchstehen und fortsetzen zu müssen. Der Feind sollte gezwun- 
gen werden, seinen Terror zu eskalieren und den „politischen" in 
den „militärischen Ausnahmezustand" zu verwandeln; dadurch 
werde er sich gewissermaßen selbst entlarven, die Massen gegen 
sich aufbringen und so den revolutionären Kampf „zwingend" 
machen.32 Zur Außenwelt unterhielten die Gefangenen Kontakte, 
hauptsächlich über ihre Rechtsanwälte. Sich selbst betrachteten 
sie als Märtyrer, die Isolationshaft, der sie zeitweise unterworfen 
waren, werteten sie als Folter, und Aktionen zur Verbesserung der 
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Haftbedingungen - u.a. traten sie wiederholt in den Hungerstreik 
— verstanden sie als Teil des revolutionären Kampfes. 

Am 21. Mai 1975 begann in der neuerbauten Werkhalle des 
Gefängnisses Stuttgart-Stammheim (Kosten: 12 Millionen DM) der 
Prozeß gegen Meinhof, Baader, Ensslin und Raspe, nachdem die 
Angeklagten etwa 3 Jahre in Untersuchungshaft verbracht hatten; 
Holger Meins war dort — in der Haftanstalt Wittlich-Eifel — am 9. 
November 1974 an den Folgen eines fast 2 Monate währenden 
Hungerstreiks gestorben (1,90 Meter groß, wog er zum Schluß 
noch 39 Kilogramm). Den RAF-Angehörigen wurden u.a. 5 Morde 
und über 50 Mordversuche zur Last gelegt. Generalbundesanwalt 
Siegfried Buback, der die Anklage vertrat, erklärte am Schluß der 
von ihm vorgelegten 350 Seiten langen Anklageschrift: „Die An- 
geschuldigten haben zur Person und Sache keine Angaben ge- 
macht. Sie werden durch die angeführten Beweismittel überführt 
werden."33 Buback stützte seinen Optimismus auf 40.000 Beweis- 
stücke; dazu gehörten u.a. Tonbandaufzeichnungen, Wohnungs- 
schlüssel, chiffriertes Material und Notizblöcke. 

Die Angeklagten gingen bei ihrer Verteidigung davon aus, daß 
sie sich im Kriegszustand befänden. In diesem Krieg stünden sich, 
so Rechtsanwalt Axel Azzola, der Imperialismus auf der einen und 
die den „proletarischen Internationalismus praktizierenden Be- 
freiungsbewegungen" auf der anderen Seite gegenüber. Die RAF 
beteilige sich als Verbündete von Befreiungsbewegungen an dem 
Krieg, deshalb fielen ihre Angehörigen unter den Schutz der Genfer 
Konvention, müßten vom Gericht freigesprochen und in Kriegs- 
gefangenschaft übergeführt werden.3* 


Die zweite und die dritte Generation 


Der Linksterrorismus in der BRD und Westberlin war mit der 
Inhaftierung führender RAF-Leute nicht zu Ende. Eine neue — die 
zweite — „Generation" von Terroristen rückte nach. 


1969 bereits hatte sich die „Bewegung 2. Juni" formiert. (Das 
Datum erinnerte an den Todestag von Benno Ohnesorg.) Ihr Motto 
war: „Weniger Ideologie, mehr Aktionen." Wenige Jahre später 
schrieben ihre Anhänger über sich selbst: „Wir sind keine 
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Günter von Drenkmann in seinem Büro, nachdem dort am 28. April 1970 
eine Bombe explodiert war. Am 10. November 1974 wurde er von 
Akteuren der „Bewegung 2. Juni" ermordet 


Phantome und auch nicht ‚krankhaft genial‘, wie Parteien, Presse 
und Polizei der Bevölkerung einreden wollten. Wir sind keine aus- 
geflippten Kleinbürger, jeder von uns weiß, was Fabrikarbeit ist." 

Die Anhänger der „Bewegung 2. Juni" erschienen zunächst mit 
schwarzen Masken und Fahnen zu Demonstrationen. Bald genügte 
ihnen das nicht mehr; sie setzten auf Sprengstoff und Schußwaf- 
fen — beides erhielten sie von der RAF zu Freundschaftspreisen —, 
und vom Herbst 1971 bis Dezember 1972 überfielen sie in West- 
berlin ein halbes Dutzend Banken, was ihnen eine Beute von 
300.000 DM brachte. Als sie am 2. Februar 1972 eine Bombe im 
britischen Jachtklub in Westberlin-Gatow zündeten, fand der 
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Bootsbauer Erwin Beelitz den Tod. Am 10. November 1974, 28 
Stunden nach dem Tode von Holger Meins, ermordeten Akteure 
der „Bewegung 2. Juni" in Westberlin den Kammergerichtspräsi- 
denten Günter von Drenkmann; geplant war offenbar dessen Ent- 
führung, die dann mißglückte. 

Am 27. Februar 1975 wurde erneut ein Entführungsversuch un- 
ternommen, diesmal erfolgreich; sie galt in Westberlin Peter Lo- 
renz, dem Spitzenkandidaten der CDU bei den anstehenden Se- 
natswahlen in Westberlin. Die Entführer hielten den CDU-Politiker, 
den sie am Morgen, als er sich auf dem Wege zur Landesgeschäfts- 
stelle seiner Partei befand, in ihre Gewalt brachten, 6 Tage in einem 
„Volksgefängnis", wie sie es nannten, gefangen. Sie erreichten 
unter Vermittlung von Pastor Heinrich Albertz, daß 5 ihrer Ge- 
fährten, die in Haftanstalten saßen, mit einer Düsenmaschine ins 
Ausland geflogen wurden. Horst Mahler lehnte die ihm zugedachte 
„Befreiung" ab, da er sich, wie er erklärte, inzwischen von der 
„Strategie des individuellen Terrors" losgesagt habe. 

1973 bereits hatte eine neue Gruppe die Terrorszene betreten: 
die „Revolutionäre(n) Zelle(n)" („RZ"). In den Folgejahren machte 
sie zunehmend auf sich aufmerksam, so, als sie am 4. März 1975 
einen Sprengstoffanschlag auf das Bundesverfassungsgericht ver- 
übte. Aus ihren Reihen kamen maßgebliche Akteure des „inter- 
nationalen Terrorismus", darunter H.-J. Klein. (1978 bezeichnete 
das Bundeskriminalamt die RZ als die „gegenwärtig stärkste terrori- 
stische Formation.) 

Am 24. April 1975 überfiel ein „Kommando Holger Meins", eine 
Nachfolgeorganisation der RAF, bestehend aus 6 Mitgliedern, die 
BRD-Botschaft in Stockholm. Es forderte u.a. die Freilassung von 
26 in Haft befindlichen RAF-Mitgliedern, darunter von Baader, 
Meinhof, Ensslin und Raspe. Die zu Befreienden sollten innerhalb 
von 6 Stunden auf dem Flughafen Frankfurt am Main zusammen- 
geführt und mit je 20.000 Dollar versehen werden; das Reiseziel 
würde während des Fluges bekanntgegeben, hieß es. Die BRD- 
Regierung lehnte die Forderungen ab. Daraufhin erschossen die 
Botschaftsbesetzer 2 ihrer Geiseln, den Militärattache Andreas 
Baron von Mirbach und den Wirtschaftsreferenten Heinz Hil- 
legaart; jede weitere volle Stunde sollte eine weitere Geisel getötet 
werden, falls die BRD-Regierung ihre Entscheidung nicht revidiere. 
Doch dazu kam es nicht — eine Sprengladung, mit der die Terrori- 
sten hantierten, explodierte, wahrscheinlich durch eine versehent- 
liche Zündung. 2 Terroristen, Siegfried Hausner und Ulrich Wessel, 
kamen dabei ums Leben, während die übrigen 4 verhaftet wurden, 
als sie aus dem brennenden Botschaftsgebäude fliehen wollten. 
Das Ganze dauerte ungefähr 12 Stunden. 
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In Stammheim — erste Zeichen der Verzweiflung. 

Als am 9. Mai 1976 um 7.34 Uhr eine Wärterin die Zelle von 
Ulrike Meinhof im 7. Stock dieser Strafvollzugsanstalt öffnete, lebte 
die Gefangene nicht mehr. Sie hatte Selbstmord verübt. Der Tod 
mußte 7 Stunden zuvor eingetreten sein. Über den Vortag schreibt 
Gudrun Ensslin: „Wir haben zuletzt gestern abend etwa um 10 Uhr 
miteinander am Fenster geredet..., und ich bin in der Nacht auf- 
gewacht an der Musik aus der Zelle von Ulrike. Alle vier waren 
gestern morgen eine halbe Stunde beisammen. Gesprochen 
worden ist dabei über das Verhältnis Identität und Bewußt- 
sein..."3® 

Der Terror indessen eskalierte. Eine neue — die dritte — Terrori- 
sten-,Generation" trat auf. Auf ideologische Motivierung legte sie 
— diese Tendenz zeichnete sich schon bei der „zweiten Generation" 
ab — weniger Wert als ihre Vorgänger, dafür wurden ihre Aktionen 
zunehmend kriminalisiert. (R. W. Faßbinder, der sich mit der Pro- 
blematik filmisch befaßte, meinte, die Terroristen der „ersten Ge- 
neration" seien „extrem übersensibilisiert" gewesen. „Die Terro- 
risten der dritten Generation haben hingegen, wie ich glaube, 
absolut keine Utopie mehr, kein Ziel, keine Hoffnung auf etwas 
anderes, besseres. Ich bin ziemlich sicher, daß bei den Handlungen 
dieser Terroristengeneration mehr der Begriff Abenteuer eine Rolle 
spielt als der Begriff Sensibilität oder der Begriff Utopie."36) 

Am 7. April 1977 wurden in Karlsruhe Generalbundesanwalt 
Siegfried Buback, sein Fahrer Wolfgang Göbel und sein Begleiter, 
Justizwachtmeister Georg Wurster, erschossen. Es sei dies, ließen 
die Täter verlauten, eine Vergeltung für den Tod von Meins, Haus- 
ner und Meinhof, für den Buback die Verantwortung trage. 

Im selben Monat noch, am 28. April, wurde nahezu 2 Jahre nach 
Prozeßbeginn und in Abwesenheit der Angeklagten das Urteil über 
Baader, Ensslin und Raspe gesprochen. Die 3 wurden des Mordes 
in 4 Fällen, des Mordversuches in 34. Fällen sowie der Durchfüh- 
rung von anderen Verbrechen, darunter der Bildung einer „kri- 
minellen Vereinigung", für schuldig befunden. Das Urteil: dreimal 
lebenslange und 15 Jahre Haft. 

Der Terror konzentrierte sich nun darauf, die noch lebenden und 
verurteilten RAF-Führer freizupressen. 

Am 30. Juli 1977 sollte Jürgen Ponto, Vorstandssprecher der 
Dresdner Bank, entführt werden, doch die Entführung scheiterte an 
seiner unerwarteten Gegenwehr, und er wurde getötet. Die Tochter 
eines seiner Freunde, Susanne Albrecht, hatte — mit Rosen als 
Präsent einen normalen Besuch vortäuschend — den Mördern 
Zugang in das Haus verschafft. 

Am 5. September 1977 wurde in Köln Hanns Martin Schleyer 
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Hanns Martin Schleyer, der 1977 von Terroristen entführt und ermordet 
wurde 
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entführt, Vorstandsmitglied der Daimler-Benz AG, seit 1973 Prä- 
sident der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände, seit dem 1. Januar 1977 Präsident des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie. Bei der Entführung fanden der Fahrer und 
3 Polizeibeamte den Tod. 

Die Entführer, sie nannten sich „Kommando Siegfried Hausner", 
gaben am folgenden Tag ultimativ ihre Forderungen an die BRD- 
Regierung bekannt. 11 Gefangene der RAF, darunter Baader, 
Ensslin, Raspe und Verona Becker, sollten freigelassen und am 
folgenden Tag zum Flughafen Frankfurt am Main gebracht werden, 
damit sie, jeder versehen mit 100.000 DM, in ein Land ihrer Wahl 
geflogen werden könnten. Dem Ultimatum lagen ein Foto und ein 
Brief von Schleyer bei. In letzterem hieß es: „Mir wird erklärt, daß 
die Fortführung der Fahndung mein Leben gefährde. Das gleiche 
gelte, wenn die Forderungen nicht erfüllt und die Ultimaten nicht 
eingehalten würden. Mir geht es soweit gut, ich bin unverletzt und 
glaube, daß ich freigelassen werde, wenn die Forderungen erfüllt 
werden. Das ist jedoch nicht meine Entscheidung." 37 

Die Verhandlungen zogen sich einige Wochen hin. Die BRD- 
Regierung suchte Zeit zu gewinnen, in der Hoffnung, die Gei- 
selnehmer zu fassen und die Geisel lebend zu befreien. Eine Nach- 
richtensperre sollte ihr Vorgehen erleichtern. Die Entführer dräng- 
ten demgegenüber mit immer neuen Fristsetzungen auf eine ra- 
sche Erfüllung ihrer Forderungen; sie wollten der Verhandlungs- 
führung eine breite Öffentlichkeit durch Einschaltung der Medien 
sichern, waren jedoch auch damit einverstanden, daß Rechtsan- 
walt Denis Payot in Genf als Vermittler tätig wurde. Schleyer, zu- 
nehmend entnervt, drängte auf seinen Austausch. „Dieser Zustand 
eines nicht mehr verständlichen Hinhaltens ist... von mir nicht 
mehr lange zu verkraften",3® schrieb er am 6. Oktober. Die in 
Stammheim einsitzenden Gefangenen der RAF, für die seit der 
Schleyer-Entführung eine Kontaktsperre verfügt worden war, 
suchten ihrerseits die BRD-Behörden unter Druck zu setzen. Wenn 
die gegenwärtige Situation andauere, drohte Baader am 8. Ok- 
tober, würden sie in den nächsten Stunden oder Tagen ,ir- 
reversible Entscheidungen" treffen.3®9 Ensslin, Raspe und Irmgard 
Möller äußerten sich ähnlich. 

Als die Schleyer-Entführer ihrem Ziel nicht näherkamen, erhiel- 
ten sie internationale Unterstützung: Am 13. Oktober entführte ein 
aus 4 Personen bestehendes Kommando mit dem Namen „Martyr 
Halimeh" die Lufthansa-Boeing 737 „Landshut", die sich mit über 
80 Passagieren und 5 Besatzungsmitgliedern an Bord auf dem Flug 
von Mallorca (Spanien) nach Frankfurt am Main befand und die 
nach Zwischenstationen am 17. Oktober in der somalischen Haupt- 
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stadt Mogadischu landete. Die Terroristen — sie traten als „Organi- 
sation Kampf dem Weltimperialismus" auf, und ihr Anführer er- 
schoß in Aden den Flugkapitän Jürgen Schumann — machten sich 
die Forderung der Schleyer-Entführer nach Freilassung von 11 
RAF-Mitgliedern zu eigen; zusätzlich verlangten sie, daß 2 in Istan- 
bul (Türkei) einsitzende PFLP-Mitglieder freigelassen sowie daß 15 
Millionen Dollar gezahlt würden. Doch auch sie blieben erfolglos. 
Am 18. Oktober, kurz nach Mitternacht, wurden sie von einer 
Sondereinheit des BRD-Grenzschutzes (GSG 9) überwältigt, wobei 
3 von ihnen den Tod fanden. 

In derselben Nacht, als sie vom Scheitern des Entführungsunter- 
nehmens erfuhren — die Kontaktsperre hatte offensichtlich Lük- 
ken —, begingen in Stammheim Baader, Ensslin und Raspe Selbst- 
mord. Baader und Raspe erschossen sich mit Pistolen, die in die 
Zellen geschmuggelt worden waren, Ensslin erhängte sich mit 
dem Kabel ihres Plattenspielers am Fensterkreuz. Tragisches Ein- 
geständnis der Perspektivlosigkeit des Weges, den die Terroristen 
gewählt hatten. 

Schleyer wurde ermordet, nachdem die Entführer ihr Ziel nicht 
erreicht hatten. Seine Leiche wurde aufgrund von telefonischen 
Hinweisen der Täter am 19. Oktober im Kofferraum eines in Mühl- 
hausen (Elsaß) parkenden PKW Audi 100 aufgefunden. 


Die „Roten Brigaden“ („Brigate Rosse‘“) 


In Italien eskalierte der Terrorismus in der zweiten Hälfte der sieb- 
ziger Jahre noch stärker als in den USA und in der BRD. 

Die „Roten Brigaden" wurden zur berühmt-berüchtigten Terror- 
organisation. Sie ging im November 1970 aus einer linksextremi- 
stischen Gruppe hervor, die sich 1967 konstituiert hatte, und sie 
verstand sich, da ihrer Meinung nach die Kommunisten ihre Rolle 
ausgespielt hatten, als „bewaffnete proletarische Vorhut". Ihr er- 
stes öffentliches Auftreten bestand darin, Autos von Industrie- 
managern anzuzünden. Ein Flugblatt verkündete: „Genossen, eine 
Blume ist aufgeblüht: der gewaltsame Kampf, organisiert von den 
neuen Partisanen." 

Die „Roten Brigaden" entführten dann prominente Persönlich- 
keiten, darunter Manager und Richter, stellten sie vor „Volks- 
gerichte", um sie daraufhin wieder freizulassen. 1972 etwa ergrif- 
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fen sie einen Mailänder Siemens-Direktor, verprügelten ihn und 
machten ein Foto von ihm, auf dem er vor der Mündung zweier 
Pistolen zu sehen ist, mit einem Schild auf der Brust: „Rote Briga- 
den. Schlag zu und fliehe... Strafe einen, um hundert zu erziehen!" 
1974 begannen sie auch Mord anzuwenden; eins ihrer ersten Opfer 
war der Chefinspektor der Antiterrorgruppe in Turin.*0 

Der namhafte Mailänder Verleger Giangiacomo Feltrinelli arbei- 
tete mit Terroristen zusammen. Am 14. März 1972 kam er ums 
Leben, offenbar bei einem mißglückten Sprengstoffanschlag auf 
einen Hochspannungsmast. 

Im März 1978 entführten 12 Mitglieder der „Roten Brigaden" 
Aldo Moro, den Präsidenten der Christdemokratischen Partei. 
(Fünfmal war er Premierminister.) 5 Polizisten wurden dabei ge- 
tötet. Der Entführungsvorgang — Moros Wagen wurde wie der von 
Schleyer auf der Straße gestoppt — wies Parallelen zur Schleyer- 
Entführung auf. Tausende von Polizisten und 30.000 Soldaten 
wurden aufgeboten, um die Entführer aufzuspüren und den Ent- 
führten zu befreien — doch ohne Erfolg. Die Terroristen ließen 35 
Tage verstreichen, bevor sie die Freilassung inhaftierter Gefährten 
verlangten; entspreche man ihrer Forderung nicht, drohten sie, 
werde Moro hingerichtet. 

Was konnte die italienische Regierung tun? 

In Italien flammten Diskussionen auf, wie sie zuvor in ähnlichen 
Situationen anderswo geführt worden waren, mit den auch dort 
schon üblichen Argumenten. Mußte das Leben der Geisel nicht im 
Vordergrund stehen? War deshalb nicht Nachgiebigkeit den Gei- 
selnehmern gegenüber geboten? Doch andererseits: Würde ein 
Nachgeben die Terroristen nicht zur nächsten Aktion ermutigen? 
Mußte dann nicht der Terrorismus weiter eskalieren? 

Die italienische Regierung entschloß sich zur Unnachjgiebigkeit. 
Sowohl UNO-Generalsekretär Kurt Waldheim als auch der Papst 
wandten sich an die Entführer und setzten sich für die Freilassung 
ihres Opfers ein - doch vergebens. Die Terroristen töteten Moro. 

Näheres über die „Roten Brigaden" wurde bekannt, als im 
Februar 1980 Patrizio Peci, ein Terrorist - 8 Tote und 13 Verletzte 
standen zu diesem Zeitpunkt auf seinem Schuldkonto —, verhaftet 
wurde und ein umfassendes Geständnis ablegte. Danach soll die 
Terrororganisation streng hierarchisch organisiert sein, mit einem 
„Exekutivkomitee" an der Spitze, und etwa 150 reguläre Mitglieder 
sollen ihr angehören. Als ihr Chef wurde Mario Moretti, 43 Jahre, 
genannt. Edoardo Arnaldis, bis dahin Anwalt der „Roten Briga- 
den", nahm sich nach diesem Geständnis Mitte April 1980 in 
Genua das Leben. Er wurde beschuldigt, die Verbindungen zwi- 
schen den einzelnen Gruppen der Terrororganisation aufrechter- 
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halten und die Rolle eines Ideologen des Terrors gespielt zu 
haben.*! 

Anfang April 1981 wurden Mario Moretti und drei weitere Terro- 
risten bei einer großangelegten Fahndungsaktion der Polizei in 
Mailand verhaftet. 

Zuvor, zu Beginn des Jahres 1981, war es in Italien zu einem 
Presseskandal gekommen. Mitglieder der „Roten Brigaden" hatten 
den Richter Giovanni D'Urso entführt (den sie nach 34Tagen wieder 
freiließen). Im Zusammenhang mit dieser Geiselnahme - und dies 
stieß in der Öffentlichkeit auf heftige Kritik - veröffentlichte das 
Magazin „L'Espresso" Interviews, in denen die Terrorszene zu Wort 
kam. Ein Sprecher der „Roten Brigaden" bezeichnete die „Aktion 
Moro" als Stadium der „bewaffneten Propaganda" innerhalb der 
Guerilla. Es sei darum gegangen, im proletarischen Bewußtsein die 
Notwendigkeit und die strategische Bedeutung des bewaffneten 
Kampfes zu verwurzeln. Die Gefangennahme von D’Urso sei hin- 
gegen in einer Phase der fortgeschrittenen Konfrontation mit dem 
imperialistischen Staat erfolgt, in der es darauf ankomme, die 
Massen für den bewaffneten Kampf um den Kommunismus zu 
gewinnen und zu organisieren.*!') 

Mit Revolution hatte dieser kriminalisierte Terror nichts, aber 
auch gar nichts zu tun. In der unglaublichen Pervertierung revolu- 
tionärer Programmatik, mit der seine Akteure ihn zu motivieren 
suchten, diente er allein faschistischen Kräften, weshalb die „Roten 
Brigaden", ungeachtet ihrer Selbstbezeichnung, zu Recht das 
Attribut „profaschistisch" erhielten. 


„Er war nicht unser Genosse“ 


Bürgerliche Ideologen und Kommunisten gehen von entgegen- 
gesetzten Positionen an das Phänomen Terror und Terrorismus 
heran. 

Bürgerliche Ideologen haben viel über Terror und Terrorismus 
geschrieben, vor allem in den siebziger Jahren, als sie zunehmend 
mit ihm konfrontiert waren.*? Doch seinem Wesen sind sie kaum 
nähergekommen, weil sie nicht zugeben mochten, daß es sich hier 
um eine Äußerung von Klassenkampf handelt. Sie beschrieben 
vielfach den Terror „an sich", ohne hinreichend zu berücksichti- 
gen, daß dieser immer konkret ist, das heißt von Rechts- oder 
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Linkskräften ausgeübt wird. Soweit sie nach seinen Ursachen frag- 
ten, taten sie das unter dem pragmatischen Gesichtspunkt, wie 
man ihn, insofern und soweit er eine kapitalistische Ordnung de- 
stabilisieren kann, am besten verhindert. 

Beliebt wurde es, die psychische Dimension von Terror und 
Terrorismus hervorzukehren. Aus Terroristen wurden dabei rasch 
Psychopathen. Hinter der Maske des politischen Täters, so äußerte 
Friedrich Hacker, verbirgt sich oft „ein schwer gestörtes, psycho- 
pathisches Individuum, das seine Wahnideen mit politischen 
Schlagworten und Ideologien ausschmückt". „In die magische 
Kraft der Gewalt vertrauen alle jene Individuen und Kollektive, die 
anders mit dem Leben nicht zu Rande kommen." Bewaffnete 
Aktionen dienen demzufolge nur „dem inneren Zusammenhalt, 
der Ablenkung von inneren Schwierigkeiten und der Übertün- 
chung von Differenzen" .43 

Terror hat zweifellos eine psychische Dimension. Doch aus ihr 
allein läßt er sich nicht erklären. Und ist es nicht auch gesellschaft- 
lich bedingt, wenn Menschen mit der Gesellschaft, in der sie leben, 
nicht fertig werden und deshalb glauben, zur Waffe greifen zu 
müssen? 

Militante Antikommunisten suchten und suchen aus dem Phäno- 
men Terror und Terrorismus einen Bürgerschreck zu machen. 
Glaubt man ihnen, dann sind es nicht soziale Konflikte, die in ihrer 
Steigerung ins Unerträgliche zur Revolution treiben; es sind viel- 
mehr angeblich Terroristen, die, gelenkt von Moskau, überall Un- 
frieden stiften. 

Antikommunisten sprechen im Zusammenhang damit von einem 
„internationalen Terrorismus". Sie bezeichnen damit in demagogi- 
scher Weise gleichermaßen terroristische Aktionen, die sich gegen 
das gleichberechtigte und geregelte Zusammenleben der Völker 
richten und die von Kommunisten abgelehnt werden, wie nationale 
Befreiungsbewegungen, die ein gerechtes Anliegen verfolgen und 
die die Unterstützung der Kommunisten und der anderen revolu- 
tionären und antiimperialistischen Kräfte haben. 

Claire Sterling, eine nordamerikanische Journalistin, hat über 
diese antikommunistische Bedrohungslüge jüngst ein ganzes 
Buch geschrieben.“ William Odom, unter Präsident Carter Experte 
im Nationalen Sicherheitsrat, fragte die Autorin noch: „Glauben 
Sie diesen Humbug denn wirklich?"+5° Doch Verantwortliche der 
Reagan-Administraion — ihr Außenminister Alexander Haig 
äußerte sich dazu gleich auf der ersten Pressekonferenz, die er in 
seinem neuen Amt gab — machten sich diese unglaubliche Version 
zu eigen. Für sie ist kurzerhand jede Bewegung terroristisch, die 
gegen Ausbeutung und Unterdrückung angeht, unabhängig davon, 
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welcher konkreten Kampfmittel sich diese im einzelnen bedient. 
Sie unterstellen damit, daß die antagonistische Klassengesell- 
schaft die natürliche und geheiligte Ordnung der Dinge verkörpert. 
Jeder Angriff auf sie, pauschal als „Terror" gebrandmarkt - der 
Begriff wird dadurch ungerechtfertigt geweitet und von vornherein 
negativ aufgeladen —, soll sich gewissermaßen selbst disqualifi- 
zieren. Demgegenüber soll alles als gerechtfertigt gelten, was die 
Herrschaft der Ausbeuter und Unterdrücker verteidigt (deren 
Terror, der als „Verteidigung der Freiheit" gefeiert wird, einge- 
schlossen). Insbesondere soll mit dieser grobschlächtigen Dem- 
agogie auch der gegenwärtige Versuch imperialistischer Kräfte 
motiviert werden, dem Imperialismus ein militärisches Übergewicht 
gegenüber sozialistischen Staaten zu verschaffen, um diesen von 
einer „Position der Stärke" aus gegenübertreten zu können. 

Kommunisten gehen davon aus, daß der antagonistischen Klas- 
sengesellschaft unversöhnliche Klassengegensätze innewohnen. 
Sie fragen: Wie kann man den Konfliktstoff, der sich hier not- 
wendigerweise anstaut, so produktiv machen, daß aus ihm kon- 
struktive Impulse ausgehen für den Kampf um eine neue, bessere 
Gesellschaft? Von dieser Fragestellung lassen sie sich auch in ihrer 
Haltung gegenüber Terror und Terrorismus leiten. 

Das verlangt, nicht allgemein über Terror zu theoretisieren oder 
zu moralisieren, sondern seine Rolle in einer konkreten geschicht- 
lichen Situation zu untersuchen. Die Frage ist: Ordnet sich Terror 
dem revolutionären Kampf ein? Oder steht er ihm entgegen? 

W. I. Lenin verfuhr genauso. Er war mit dem Terror in doppelter 
Weise konfrontiert: mit den Traditionen, die dieser im zaristischen 
Rußland hatte, insbesondere durch das Wirken des Geheimbundes 
Narodnaja Wolja, wie mit seinen Möglichkeiten und Grenzen im 
revolutionären Kampf der Gegenwart und Zukunft. 

Die russischen Terroristen richteten ihre Aktionen gezielt gegen 
solche Personen, die für die gewaltsame Unterdrückung des Vol- 
kes verantwortlich waren. Das ergab einen engen Zusammenhang 
zwischen Ziel und Mittel, der vielen Menschen einsichtig war. 
Dennoch gelang es diesen Terroristen nicht, die verhaßte Zaren- 
herrschaft zu stürzen. In historischer Würdigung ihres Wirkens 
schrieb Lenin: „Sie haben den höchsten Opfermut entwickelt und 
die ganze Welt durch ihre heldenhafte terroristische Methode des 
Kampfes in Erstaunen gesetzt. Sicher fielen diese Opfer nicht 
umsonst, sicher haben sie — sowohl in direkter als auch in in- 
direkter Weise — zur späteren revolutionären Erziehung des rus- 
sischen Volkes beigetragen. Aber ihr unmittelbares Ziel, das Er- 
wachen einer Volksrevolution, haben sie nicht erreicht und nicht 
erreichen können."46 
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Von der Sozialdemokratie forderte Lenin in einem 1899 ge- 
schriebenen Artikel, die Frage des Terrors zu erörtern. Er ging 
dabei davon aus, daß es sich beim Terror um ein Kampfmittel 
handelt, mithin um eine taktische, nicht um eine strategische 
Frage. Er lehnte es deshalb auch ab, im Parteiprogramm zu diesem 
Thema Stellung zu nehmen?’ 

In den folgenden Jahren verdeutlichte Lenin seinen Standpunkt. 

„Grundsätzlich haben wir den Terror nie abgelehnt und können 
wir ihn nicht ablehnen", schrieb er im Mai 1901. „Er ist eine Kampf- 
handlung, die in einem bestimmten Zeitpunkt der Schlacht, bei 
einem bestimmten Zustand der Truppe und unter bestimmten 
Bedingungen durchaus angebracht und sogar notwendig sein 
kann."#® Lenin betonte, daß Terror „mit dem ganzen Kampf- 
system... der kämpfenden Armee" eng verbunden und koordiniert 
sein müsse; er müsse — wie es an anderer Stelle heißt — „auf die 
unmittelbare Beteiligung der Massen berechnet sein und diese 
Beteiligung gewährleisten"? bzw. „mit der Massenbewegung 
faktisch verschmelzen". „Nur im direkten, unmittelbaren Zusam- 
menhang mit der Massenbewegung kann und muß auch in- 
dividuelles terroristisches Handeln vom Nutzen sein", bemerkte 
Lenin 1916 in einem Brief an Franz Koritschoner.>! 


Als isolierte Operation — „als selbständiges und von jeder 
Armee unabhängiges Mittel des Einzelangriffs"®® — lehnte Lenin 
demgegenüber Terror ab, da er, so praktiziert, von den wichtig- 
sten Aufgaben der Gesamtbewegung ablenke und die Kräfte 
der Revolution desorganisiere. 


„Wir sind weit entfernt von dem Gedanken, heldenmütigen Ein- 
zelaktionen jede Bedeutung abzusprechen", schrieb er, „aber es ist 
unsere Pflicht, mit aller Energie davor zu warnen, sich am Terror zu 
berauschen, ihn als wichtigstes und hauptsächliches Kampfmittel 
zu betrachten, wozu heute sehr, sehr viele so stark neigen. Der 
Terror kann niemals eine alltägliche Kampfhandlung werden: be- 
stenfalls taugt er nur als eine der Methoden des entscheidenden 
Sturmangriffs."53 

In seiner Schrift „Was tun?" deckte Lenin die Wurzel auf, die die 
Anhänger des individuellen Terrors mit den Ökonomisten ge- 
meinsam haben: die Anbetung der Spontaneität. „Auf den ersten 
Blick mag unsere Behauptung paradox erscheinen: so groß ist 
scheinbar der Unterschied zwischen Leuten, die den ‚unschein- 
baren Tageskampf' hervorheben, und Leuten, die zum selbstlosen 
Kampf einzelner Personen aufrufen", schrieb er. „Aber das ist nicht 
paradox. Die Ökonomisten und die Terroristen sind Anbeter ver- 
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schiedener Pole der spontanen Richtung: die Ökonomisten — der 
Spontaneität der ‚reinen Arbeiterbewegung', die Terroristen — der 
Spontaneität der leidenschaftliichen Empörung der Intellektuellen, 
die es nicht verstehen oder nicht die Möglichkeit haben, die re- 
volutionäre Arbeit mit der Arbeiterbewegung zu einem Ganzen zu 
verbinden. Wer den Glauben an diese Möglichkeit verloren oder 
nie besessen hat, dem fällt es tatsächlich schwer, für seine Empö- 
rung und seine revolutionäre Energie einen anderen Ausweg zu 
finden als den Terror."* Auch „umgestülpte Ökonomisten" hat 
Lenin die Terroristen seiner Zeit genannt.®5° Nach der russischen 
Revolution von 1905 meinte er: „Es ist höchst wichtig, sich über 
den Satz klarzuwerden, den die Erfahrungen aller Länder, in denen 
die Revolution Niederlagen erlitten hat, bestätigen, daß nämlich in 
der Niedergeschlagenheit des Opportunisten wie in der Verzweif- 
lung des Terroristen ein und dieselbe psychische Wesensart, ein 
und dieselbe spezifische Klassennatur, z. B. des Kleinbürgertums, 
zum Ausdruck kommt."56 

Linksterroristen in imperialistischen Staaten sind genau den 
Weg gegangen, vor dem Lenin warnte: Auf eigene Faust, isoliert 
von der revolutionären Arbeiterbewegung — der Ansatz hierzu stak 
in der Programmatik der „Neuen Linken" —, wollten sie die Welt 
verändern. 

Das verführte Linksterroristen insgesamt dazu, sich gewisserma- 
ßen in zwei Welten zu bewegen: einmal in der wirklichen Welt 
— das ließ ihre Tat zum Politikum werden - und zugleich in einer 
vorgestellten, kollektiv erzeugten und genormten Welt. Ihr im 
Terror praktizierter Subjektivismus riß diese Kluft auf. Und er sollte 
sie zugleich schließen, indem man der eigenen — zuweilen tödlich- 
gegenständlichen — Praxis eine Bedeutung unterschob, die sie gar 
nicht besaß. 

Die selbsterzeugte Vorstellungswelt war dualistisch-eschatolo- 
gisch geprägt: Die gegnerischen Kräfte standen in klar umrissenen 
Formationen einander unversöhnlich gegenüber, und die End- 
schlacht schien — ähnlich wie in der Endzeiterwartung der bi- 
blischen Eschatologie - herangereift. 

War das nicht verführerisch einfach? Mußte das nicht jeder ver- 
stehen? 

In seiner vereinfachenden Abstraktheit korrespondierte dieses 
Weltbild mit der Absolutheit des Terrors: War der Feind erst einmal 
ausgemacht, war seine Vernichtung eine einfache, logisch- 
zwingende Tat. 


Die innere Logik des einmal beschrittenen Weges macht es 
Terroristen offenbar schwer umzukehren. Nicht der Terror als 
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Strategie, sondern seine noch unzureichende Anwendung war 
in den Augen vieler verantwortlich für ausbleibende Erfolge. 


Die Folgerung: Eskalation des Terrors — oder eigener Untergang. 
Allerdings achteten Terrorgruppen auch selbst darauf, daß ihnen 
keine Mitglieder verlorengingen. So wurde am 4. Juni 1974 gegen 
Mitternacht im Westberliner Grunewald der zweiundzwanzigjäh- 
rige Student Ulrich Schmücker tot aufgefunden; er war offenbar im 
Auftrage der „Bewegung 2. Juni", der er angehört hatte und die 
ihm Verrat vorwarf, erschossen worden. 

Die meisten RAF-Angehörigen, die in Stammheim einsaßen, 
bewegten sich im Teufelskreis von Verzweiflung und Trotz. Nur 
vereinzelt und ansatzweise gab es Einsicht in die Aussichtslosigkeit 
der betriebenen Terrorpraxis. Andreas Baader äußerte am 17. 
Oktober 1977, einen Tag vor seinem Selbstmord, einem Beamten 
des Bundeskanzleramtes gegenüber, daß die Häftlinge Terroris- 
mus im Sinne der jetzigen brutalen Aktionen gegen unbeteiligte 
Zivilisten nie gebilligt hätten und auch jetzt nicht billigten. Die 
Bundesregierung müsse sich darüber klar sein, daß die jetzige 
zweite oder dritte Generation der RAF die Brutalität weiter ver- 
schärfen würde. Für ihre damaligen eigenen Aktionen, so Baader, 
sehe er auch heute noch die BRD-Unterstützung der Amerikaner im 
Vietnamkrieg als zwingenden Grund an. Allerdings habe seine 
Gruppe auch Fehler gemacht.57 

Zu den wenigen, die einen „Ausstieg" aus der Terrorszene 
wagten, gehörte Hans-Joachim Klein. Er faßte den Entschluß dazu 
im Februar 1976. „Die Baader-Befreiung 1970 war schon die fal- 
sche Weichenstellung", schreibt er rückschauend. „Der ‚bewaff- 
nete Kampf' als politisches Konzept verkümmerte zum Terror, ist 
zum blutigen Handwerk entgleist."5® Die Ausführung seines Ent- 
schlusses, sich vom Terrorismus zu lösen, gestaltete sich schwierig. 
Klein mußte in einen anderen Untergrund, denn jetzt wurde er 
nicht nur von der Polizei, sondern auch von seinen ehemaligen 
Gefährten gesucht. Er hatte, wie er berichtete, Angst. „Die Tatsa- 
che, daß ich... von mehreren Stellen mit verschiedenen Ansprü- 
chen gejagt wurde, stimmte mich keineswegs fröhlicher."°? 

Ehemalige Weggenossen, Vertreter der nichtproletarischen Lin- 
ken, warnten Linksterroristen vor dem Weg, den diese im Begriff 
waren zu beschreiten bzw. den sie schon beschritten hatten. Die 
Linken in ihrem Extremismus, das machten sie deutlich, würden 
nur den Rechten im Lande Schützenhilfe leisten. 

Klaus Rainer Röhl zeigte 1970 den systemerhaltenden Effekt des 
Anarchismus. Die Anarchisten, schrieb er, würden für eine Faschi- 
sierung der Gesellschaft sorgen, immer nach dem Motto: Wenn 
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man keinen Faschismus hat, muß man ihn provozieren. Sie wür- 
den der Springerpresse die Schlagzeilen liefern, die nach schärfe- 
rem Durchgreifen, nach härteren Maßnahmen rufen, nach Strauß 
und Barzel. Deshalb müsse sich jeder Revolutionär ihnen gegen- 
über abgrenzen. „Es sind nicht unsere Genossen (gemeint sind die 
Anarchisten — M. R.), sondern die Hilfstruppen von Strauß und 
Springer, die Feinde der Arbeiterklasse und des Sozialismus. 
Handeln wir nach ihrem eigenen Motto: Macht kaputt, was euch 
kaputt macht. Macht den Anarchismus kaputt."60 

E. A. Rauter schrieb zwei Jahre später zu den Terroranschlägen: 
„Jemand, der die Gesellschaft zum Bessern verändern will und 
gleichzeitig über einen intakten Verstand verfügt, wirft keine Bom- 
ben auf Menschen. Wenn man die Wirkung der Bomben-Serie 
betrachtet und sonst nichts, dann müssen Springer und seine 
Kollegen hinter den Hecken ihrer Villengrundstücke Freudentänze 
aufführen. Der Effekt hätte für Springer und Strauß nicht besser 
sein können, wenn sie diese Bomben-Serie selbst bestellt hät- 
ten."61 

1974 schrieb Hermann L. Gremliza zum Tode von Holger Meins 
und Günter von Drenkmann: „Der lebende Holger Meins war nicht 
unser Genosse und der tote ist nicht unser Idol. Wo er politisch 
gewirkt hat, war es zum Schaden derer, denen er helfen wollte, und 
zum Nutzen derer, die uns am liebsten hinter Gittern sehen wür- 
den. Wie wenig er Herr seiner politischen Wirkung war, zeigte noch 
sein grauenhafter Tod, der den Auftakt zu einer Orgie von Polizei- 
staats-Propaganda gab."®2 
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Schlußbemerkung 
Geschichte — kein Bilderbuch 


Geschichte ist nicht wie ein Bilderbuch zu betrachten, in dem das 
Gute, schön anzusehen, mit Selbstverständlichkeit über das Böse 
siegt, das schon durch seine Häßlichkeit Abscheu erregt. Für Vor- 
schulkinder mag eine solche Weitsicht ermutigend sein — einer 
Konfrontation mit der Wirklichkeit hält sie nicht stand. 

Geschichte präsentiert sich auch nicht als ein Handlung als Illu- 
stration nutzendes Lehrbuch für Moral, noch sind Historiker ver- 
kappte Moralisten. Menschen kämpfen in dem Geschehen, das zu 
Geschichte wird, um ihr Leben — Hunderte Millionen heute ver- 
zweifelt ums nackte Überleben —, und dies kann niemand, will er 
ihm gerecht werden, an vorgefaßten Prinzipien messen. 

Es ist dies kein Plädoyer für Prinzipienlosigkeit. Prinzipien 
braucht der Mensch — doch diese dürfen nicht abstrakt sein, son- 
dern müssen vom menschlichen Leben ausgehen, seiner Be- 
hauptung und Bereicherung dienen. 

Wozu diese allgemeinen Überlegungen? 

Sie sind vielleicht geeignet, dem außerordentlich komplizierten 
Komplex Linksradikalismus — Anarchismus — Linksterrorismus 
gegenüber eine Haltung zu finden, die einerseits klar und prin- 
zipienfest ist, während sie andererseits hinreichend differenziert. 
Konkret ist zu bedenken: Wir haben es hier mit politisch-ideolo- 
gischen Strömungen zu tun, doch müssen wir uns hüten, sie zu 
verselbständigen; es sind Menschen, die Geschichte gestalten und 
die in diesem Prozeß Orientierungen hervorbringen, ihnen treu 
bleiben, sie vielleicht auch korrigieren, verwerfen, nach neuen 
suchen. 


Und da ist zunächst und vor allem festzuhalten: Der Imperialis- 
mus, dessen Vetreter heuchlerisch von Menschenrechten 
reden, ist ein zutiefst menschenfeindliches System. Die Aktio- 
nen der Linksradikalen, Anarchisten und Linksterroristen sind 
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letztlich Reaktionen auf seine Menschenfeindlichkeit; in ihrer 
verzweifelten Radikalität noch sind sie eine erschütternde An- 
klage gegen ihn. 


Von hier aus ergibt sich: Die meisten Menschen, die links- 
extreme Positionen einnehmen, wollen etwas gegen die Barbarei 
des Imperialismus unternehmen. Von diesem ihrem Anliegen her 
sind sie, zumindest potentiell, unsere Bundesgenossen. Wir ringen 
deshalb darum, sie für den gemeinsamen Kampf gegen den Im- 
perialismus und für gesellschaftlichen Fortschritt zu gewinnen. 

Von diesen Linken sind Personen zu unterscheiden, die, nicht 
selten hauptberuflich, Linksradikalismus als antikommunistische 
Strategie und Ideologie betreiben. Es sind dies Feinde des Fort- 
schritts. Gegen sie können Fortschrittskräfte nur den kompromiß- 
losen Kampf führen. 

Und dann sind da Menschen, die sich gewissermaßen zwischen 
den Polen bewegen: Ein abstrakter Absolutheitsanspruch, gepaart 
mit hoher Einsatz- und Opferbereitschaft, mag sie in extremistische 
Haltungen treiben, aus denen objektiv die Fortschrittsfeinde Nut- 
zen ziehen. Hier ist mitunter schwer zu entscheiden: Ist das anti- 
imperialistische Anliegen, das Ausgangspunkt des politischen 
Engagements war, noch tragfähig genug, um eine Kurskorrektur zu 
ermöglichen? Oder wurden die Extremisten schon vom Klassen- 
gegner „vereinnahmt"? Manches, was sich in diesen „Zwischen- 
zonen" abspielt, ist tragisch zu nennen. Wer sich in sie verirrt, kann 
an der Diskrepanz zwischen Absicht und Wirkung zerbrechen. 


Kommunisten sind hier hilfreich. Indem sie, gestützt auf den 
Marxismus-Leninismus, aktiv, überzeugend und wirkungsvoll 
für die revolutionäre Neugestaltung der Welt kämpfen, geben 
sie ein Beispiel konsequent-revolutionären Engagements. Und 
sie zeigen, den Nebel bürgerlicher Ideologie zerreißend, die 
Klassenfronten, die zwischen Proletariat und Bourgeoisie, zwi- 
schen Sozialismus und Imperialismus verlaufen. 


Das erleichtert es denen, die eine ausbeutungsfreie Gesellschaft 
wollen, die dafür unerläßliche Position zu beziehen — die proleta- 
rische Klassenposition. Verirrt sich dennoch jemand zwischen die 
Fronten — Kommunisten bleiben hilfreich. Weit davon entfernt, 
dogmatisch und selbstgerecht die Menschen in „Rechtgläubige" 
und „Abtrünnige" einzuteilen, gehen sie davon aus, daß die re- 
volutionäre Erneuerung der Welt, in der sie führend wirken, ein 
Prozeß ist, in dem die sich an ihm Beteiligten ändern — oder dies 
doch zumindest tun können. 
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